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Dynamik der Märkte — Solidität des Sozialen
Leitlinien für eine Reform der Institutionen
von Rüdiger Soltwedel
INHALT
• Die wirtschaftliche und gesellschaftliche Krise in der Bundesrepublik wird nicht „am runden Tisch" auf höchster
Ebene überwunden. Hier einigt man sich allenfalls auf den „kleinsten gemeinsamen Nenner". Nötig ist eine tief-
greifende institutionelle Reform. Beim Urteil über institutionelle Regelungen kommt es allein auf deren Wirkung
im Rahmen der marktwirtschaftlichen Abläufe an.
• Die Dynamik der Märkte und die Solidität des Sozialen gehören zusammen. Markt und Leistungswettbewerb
sind grundlegend für sozial akzeptable Ergebnisse des Wirtschaftsprozesses. Das Sozialstaatsprinz/p, richtig
ausgestaltet, stärkt die Dynamik des Wirtschaftssystems.
• Für mehr Dynamik der Märkte müssen dem Leistungs- und Steuerstaat engere Grenzen gezogen werden. Die
Aufgaben bei der Privatisierung und Deregulierung — zunehmend auch auf Landesebene und in den Kommu-
nen — sind noch lange nicht beendet. Die gegenwärtige Diskussion um die Steuerreform wird zu stark verkürzt:
sie blendet die vorrangige Diskussion um die echten Aufgaben des Staates aus; dies begünstigt den Status
quo bei den Ausgaben und blockiert den Abbau der Subventionen. Es geht auch um mehr Effizienz in der öf-
fentlichen Verwaltung und eine bessere Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen Ebenen staatlichen Han-
delns, also weniger Zentralismus — in Deutschland, aber auch in der Europäischen Union.
• Mehr Vertragsfreiheit auf Unternehmensebene ist notwendig für mehr Beschäftigung und Einkommenssicher-
heit. Der Versuch der Unternehmen und Betriebsräte, zu beiderseitig befriedigenden Regelungen zu kommen,
stößt oft an die (engen) Grenzen des bestehenden Rechts. In der Verfassung des Arbeitsmarktes sind daher
die marktwirtschaftlichen Elemente (Vertragsfreiheit, Wettbewerb) gegenüber der praktizierten korporatisti-
schen Steuerung zu stärken. Die Tarifautonomie bedarf der disziplinierenden Außenseiterkonkurrenz, um die
Dominanz der Beschäftigten (Insider) gegenüber den Arbeitslosen (Outsidern) zu vermindern.
• Mit Reformen auf dem Arbeitsmarkt allein ist es aber nicht getan, denn die sozialen Sicherungssysteme, allen
voran die Sozialhilfe, stellen eine Art Sperrklinke für nach unten flexible Löhne dar. Sie behindern die erforderli-
che größere Differenzierung der Löhne. Und diese Systeme in ihrer jetzigen Form machen es den Tarifvertrags-
parteien zudem auch zu leicht, die unsozialen Folgen ihrer Lohnpolitik abzuwälzen und zu vernachlässigen. Die
Belastungen der Beitrags- und Steuerzahler durch die Kosten der sozialen Sicherungssysteme sind insgesamt
zu hoch. Sie resultieren vielfach aus verzerrten Anreizen. Der Abbau solcher institutionalisierten Fehlanreize ist
kein „Sozialabbau", keine „Demontage des Sozialstaates", sondern zentrale Voraussetzung einer soliden sozi-
alstaatlichen Verfassung.
• In allen Teilen der sozialen Sicherungssysteme gilt es, mehr Eigenverantwortung und Selbstvorsorge zu ermög-
lichen, zu fördern und auch zu fordern. Die Sozialhilfereform sollte sowohl die Anreize zur Arbeit als auch den
Druck zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Für die Risiken Arbeitslosigkeit, Krankheit, Pflege und Alter ist die allge-
meine Versicherungspflicht auf Höhe einer gesetzlich definierten Mindestabsicherung zu begrenzen; eine höhe-
re Absicherung sollte der individuellen Abwägung vorbehalten bleiben. In den Versicherungen selbst ist das
Äquivalenzprinzip zu stärken. In der Rentenversicherung sollte das Kapitaldeckungsverfahren schrittweise ein-
geführt werden.
• Das Soziale an den Systemen der Sozialversicherung ist nicht die paritätische Finanzierung. Dies ist ein Trug-
bild und schafft Finanzierungsillusion — die Arbeitnehmer tragen letztlich die Last allein. Der Ehrlichkeit und Ef-
fizienz wegen sollte der Arbeitgeberanteil an den Beiträgen zu den sozialen Sicherungssystemen den Arbeits-
einkommen zugeschlagen werden. Das Versicherungsverhältnis (abgesehen von der Arbeitslosenversiche-
rung) sollte vom Arbeitsverhältnis gelöst werden.
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Dieser Beitrag ist eine überarbeitete Version des Abschlußberichtes zu dem Forschungsschwerpunkt „Markt und
Staat" im Rahmen des Forschungsprogramms „Weiterentwicklung und Perspektiven der Sozialen Marktwirt-
schaft". Dieses Programm ist von der Bertelsmann Stiftung, der Heinz Nixdorf Stiftung und der Ludwig-Erhard-
Stiftung initiiert und finanziert worden. Der Abschlußbericht ist unter dem Titel „Dynamische Märkte — Solide
soziale Sicherung. Leitlinien der institutionellen Reform " auch im Verlag Bertelsmann Stiftung erschienen.
Der Verfasser dankt seinem Kollegen Frank Bickenbach, der mit seinen kritischen Anmerkungen in erheb-
lichem Maße zu diesem Bericht beigetragen hat. Überdies greift dieser Beitrag (vor allem in Kapitel III) auch
auf gemeinsame Arbeiten zurück. Dank gebührt auch Alfred Boss, mit dem weite Teile des Diskussionsbeitrags
intensiv diskutiert wurden, und Dietmar Geben, dessen redaktionelle Bearbeitung diesem Text sehr gut getan
hat. Renate Schramm und Kerstin Stark sei herzlich gedankt für die sorgfältige Textbearbeitung.I. Einführung
Von zentraler Bedeutung für das Ergebnis des wirtschaftlichen Geschehens
ist die Intensität des Wettbewerbs, der auf den Märkten herrscht. Er ist —
im Sinne Hayeks (1968) — das effiziente Entdeckungsverfahren für kosten-
günstiges Produzieren und für innovative Güter und Dienstleistungen. Zu-
gleich wirkt der Wettbewerb wirtschaftlichem Machtmißbrauch vor, vor al-
lem dann, wenn die Grenzen offen sind. Der in adäquate Regeln eingebun-
dene Leistungswettbewerb öffnet jedem große Freiräume, sich in eigener
Verantwortung, nach eigenen Wünschen und Fähigkeiten am Marktgesche-
hen zu beteiligen. Dieser Leistungswettbewerb ist im besten Sinne des Wor-
tes „sozial".
Die Leistungsfähigkeit der gesamten Volkswirtschaft hängt auch davon ab,
wie viele Bürger bereit sind, sich an diesem ergebnisoffenen und damit im-
mer risikobehafteten Marktgeschehen im Wettbewerb zu beteiligen. Für die
risikofreudigen Menschen ist die Marktwirtschaft das ideale System, um
ihre selbstgesetzten Ziele zu verfolgen. Damit aber auch die risikoscheuen
Menschen ihr Potential in das wirtschaftliche Geschehen voll einzubringen
bereit sind, bedarf es eines Systems der sozialen Sicherung, das von einem
gesamtgesellschaftlichen Grundkonsens getragen wird. Gestützt auf einen
solchen Grundkonsens und institutionell richtig ausgestaltet ist Sozialpolitik
im besten Sinne des Wortes „produktiv".
Die Leistungsbereitschaft und letztlich auch die Leistungsfähigkeit der Bür-
ger — und damit auch die Dynamik der Marktwirtschaft — werden nach-
haltig vermindert, wenn Wettbewerb durch protektionistische staatliche
Maßnahmen eingeschränkt wird. Je mehr sich Interessengruppen im politi-
schen Prozeß Privilegien sichern können, desto unsozialer wird der Wett-
bewerb. Und die Sozialpolitik entfernt sich immer stärker von dem Idealbild
des produktiven Leistungsbeitrags, wenn Leistungsanreize und Eigenverant-
wortung verschüttet werden. Dies ist dann der Fall, wenn über eine Grundsi-
cherung hinaus immer mehr an Risikoabsicherung dem einzelnen im politi-
schen Prozeß abgenommen und der Gesamtheit der Steuerzahler bzw. den
Beitragszahlern (zwangsweise) aufgebürdet wird.
Eine wichtige Aufgabe bei der Sicherung und der Weiterentwicklung der
Sozialen Marktwirtschaft ist es deshalb, stets zu überprüfen, ob die Anreiz-
strukturen tatsächlich auf die Annäherung an die Idealvorstellungen des
Leitbildes „Soziale Marktwirtschaft" — als einer Wettbewerbswirtschaft
mit komplementärer sozialer Grundsicherung — ausgerichtet sind. Wichtig
ist insbesondere, immer wieder zu prüfen, ob die Trennungslinie zwischen
staatlichem und privatem Handeln zweckmäßig gezogen ist.
In der Idealvorstellung von der Sozialen Marktwirtschaft ist der Staat also
nicht lediglich ein „Nachtwächterstaat". Es bedarf im Gegenteil sogar eines
„starken Staates" in dem Sinne, daß die ihn tragenden Institutionen und die
ihn repräsentierenden Personen im Interesse der gesamten Volkswirtschaft
sich dem fortwährenden und unablässigen Drängen von Interessengruppen
erwehren können, die auf eine Sonderbehandlung aus sind, also weniger
















..., wenn es nicht zu
umfassenden Refor-
men kommt
Schutz begehren, als (gesamt-)gesellschaftlich vertretbar wäre. Anderenfalls
bestünde permanent die Gefahr, daß die marktwirtschaftliche Effizienz
schwerwiegenden Schaden erleidet durch ein Übermaß an staatlicher Um-
verteilung, Regulierung und Subvention.
Und in genau diese Gefahr ist die deutsche Volkswirtschaft in einem lang-
währenden Prozeß hineingeraten, und sie hat dabei großen Schaden genom-
men und erheblich an Leistungsfähigkeit eingebüßt.
1 Dies ist abzulesen an
den rd. 6 Millionen Menschen, die offen oder verdeckt arbeitslos sind, an
der Investitionsschwäche, an dem unzureichenden Wachstum, an der Krise
der öffentlichen Finanzen und der Sozialversicherungssysteme sowie an der
bedenklichen Belastung der natürlichen Umwelt. Die Ergebnisse des real
existierenden Wirtschaftssystems in Deutschland sind ungenügend — das
„Modell Deutschland" ist extrem reformbedürftig.
Dieser Reformbedarf wird durch die zunehmende Integration der
(Welt)Märkte immer deutlicher aufgedeckt. Deutschland ist keine „Insel der
Seligen", die sich mit ihrem weithin akzeptierten, in früheren Jahrzehnten
möglicherweise adäquaten und bewährten institutionellen Arrangement von
den Herausforderungen der Globalisierung abkoppeln könnte. Dies zu ver-
kennen würde dramatische Folgen nach sich ziehen; es gibt genügend Bei-
spiele in der Geschichte, die zeigen, daß ein hochentwickeltes, reiches Land
weit zurückfallen kann.2
In fast allen Fällen eines solchen dramatischen Zurückfallens hatten sich die
Vorstellungen über die sinnvolle Arbeitsteilung zwischen Markt und Staat
von den ordnungspolitischen Leitvorstellungen einer Sozialen Marktwirt-
schaft weit entfernt. Wirtschaftliche Niedergänge von Gesellschaftssyste-
men wurden oft eingeleitet durch eine drastische Ausweitung staatlicher Ak-
tivität, sei es der unmittelbar regulierenden Tätigkeit des Staates oder sei es
der Tätigkeit des Staates als Unternehmer, der selbst Güter und Dienstlei-
stungen anbietet.
3 Dadurch wurden private Verfügungsrechte und private
Initiative eingeschränkt, wurde Eigenverantwortung vermindert und An-
spruchsdenken gefördert und rechtlich abgesichert.
Da es nicht möglich ist, den Druck der Globalisierung an den Grenzen abzu-
fangen,
4 führt kein Weg daran vorbei, Flexibilität und Anpassungsfähigkeit,
kurz: die Angebotselastizität der Volkswirtschaft, durch eine grundlegende
Überholung und Weiterentwicklung des institutionellen Regelwerks der hei-
mischen Wirtschaft zu erhöhen. Im Zentrum des Forschungsschwerpunktes
„Markt und Staat" ging es daher vornehmlich darum, wie die Dynamik der
Märkte zu stärken und die Solidität im Sozialen zu erreichen ist, um auf
Eine fundierte, detaillierte und kohärente Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung
Deutschlands in der Nachkriegszeit, des „Fading Miracle", geben Giersch et al. (1992).
Argentinien, zu Beginn dieses Jahrhunderts eines der reichsten Länder der Erde, ist ein
Beispiel, das Vereinigte Königreich, das schon nach dem Ersten Weltkrieg an Dynamik
verloren hatte und nach dem Zweiten Weltkrieg zum „sick man of Europe" wurde, ein
weiteres.
Zur Kontroverse über die „langen Wellen" in der wirtschaftlichen Entwicklung vgl. z.B.
Glismann et al. (1978, 1980) und die dort angegebene Literatur.
Vgl. hierzu den Abschlußbericht zum Forschungsschwerpunkt „Internationale Wettbe-
werbsordnung" (Gundlach et al. 1995) sowie Nunnenkamp et al. (1994).1. Überdimensionierter Leistungs- und Steuerstaat
diese Weise dem Idealbild der Sozialen Marktwirtschaft wieder näherzu-
kommen.
In diesem Beitrag
5 wird dargelegt, wie durch das Zurückdrängen des Lei-
stungs- und Steuerstaates Marktkräften mehr Raum geöffnet werden kann;
die Stichworts sind hier: Privatisierung und Deregulierung, Subventionsab-
bau, Steuerreform und mehr Effizienz im öffentlichen Sektor (Kapitel H).
Kernpunkt der notwendigen Reformen muß es sein, die Funktionsfähigkeit
der Arbeitsmärkte zu erhöhen (Kapitel III). Die Funktionsfähigkeit der Ar-
beitsmärkte und die Dynamik des Wirtschaftssystems insgesamt lassen sich
nicht verbessern, wenn nicht zugleich auch die Solidität des Sozialen durch
systemimmanente Korrekturen und systemische Innovationen wiederherge-
stellt würde (Kapitel rV). Das Verhältnis zwischen den Reformfeldern ist
durch bedeutende Komplementaritäten gekennzeichnet (Kapitel V). Dies
macht die Realisierung der Anpassungen sicher nicht einfacher, aber der
Druck der Globalisierung läßt keine andere Wahl, als die nationale Wirt-
schaftspolitik an den Erfordernissen der weltweiten Veränderungen zu
orientieren. Die Beispiele der eigenen Geschichte, aber auch Erfolgsbeispie-
le der Gegenwart in anderen Ländern sollten Zuversicht geben, an die eigene
Kraft zu glauben. Mut zur Zukunft ist — wie es als Epilog in der Zusam-
menfassung (Kapitel VI) heißt — für die Reformen gefordert.
Zur Struktur des
Beitrags
II. Marktkräften mehr Raum geben
1. Überdimensionierter Leistungs- und Steuerstaat
Eine zu starke Ausweitung der Staatstätigkeit gefährdet das System „Soziale
Marktwirtschaft": sie verwischt die Vorstellung von einer zweckmäßigen
Rollenverteilung in der Wirtschafts-, Sozial- und Gesellschaftspolitik und
schränkt den Wettbewerb auf vielen Feldern nachhaltig ein. Beide Aspekte
sind nicht unabhängig voneinander, sondern verstärken sich in ihrer Wir-
kung. Beide wirken hin auf eine Abnahme von Eigenverantwortung und
Eigeninitiative und lähmen dadurch die Dynamik der Märkte.
Das Aufweichen des Prinzips des Leistungswettbewerbs läßt es für im-
mer mehr Interessengruppen als lohnend erscheinen, knappe Ressourcen zu
investieren, um Privilegien zu erlangen. Dies bedeutet an sich bereits eine
Fehlleitung von Produktivkräften, die zugleich eine noch viel weiter gehen-
de Fehlleitung impliziert: Diese besteht zum einen in der Verdrängung pri-
vater wirtschaftlicher Aktivität durch staatliches Handeln und zum anderen






Der vorliegende Beitrag beschränkt sich auf eher binnenwirtschaftliche Fragestellungen
und läßt überdies Fragen der Umweltpolitik außer acht; vgl. zu Aspekten der Außen-
wirtschaftspolitik Gundlach et al.(1995), zur Umweltpolitik Heister (1997) und Siebert








nicht an den Einnah-
men ansetzen
Die Verbesserung der Bedingungen für mehr wirtschaftliche Dynamik —
und damit für mehr Wohlstand und mehr Arbeitsplätze — muß daher damit
beginnen, den Einfluß des Staates und seinen Zugriff auf die volkswirt-
schaftlichen Ressourcen zurückzudrängen. Der öffentliche Sektor ist zum
Innovations- und Wachstumshemmnis geworden — er ist ausgeufert, lang-
sam, inflexibel und teuer. Im Jahr 1996 betrug die Staatsquote (in der Ab-
grenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung) 50,5 vH. Allein schon
wegen dieser Größe kommt einer Reform des öffentlichen Sektors eine
Schlüsselrolle bei der Bewältigung der gegenwärtigen Wirtschaftskrise zu.
Die kritische Lage der öffentlichen Finanzen zwingt zu Konsolidierungsan-
strengungen, die alle Politikbereiche betreffen. Was aber noch schwerer
wiegt ist, daß die Ausweitung der Staatstätigkeit mit ihrem massiven Zugriff
auf die Einkommen der Bürger die Möglichkeit zur Eigenvorsorge beein-
trächtigt und die Eigeninitiative nachhaltig geschwächt hat.
Ohne besondere Konsolidierungsmaßnahmen besteht die Gefahr, daß die
Staatsfinanzen — im Bund wie in den Ländern — aus dem Ruder laufen.
Die gegenwärtige staatliche Finanzpolitik ist langfristig voraussichtlich
nicht tragfähig; bei Fortführung der jetzigen Politik besteht die Gefahr, daß
der Staat an die Grenze der Zahlungsunfähigkeit gelangt (Boss und Lorz
1995). Eine finanzpolitische Konsolidierungsstrategie darf sich freilich nicht
damit zufriedengeben, allein die Zahlungsfähigkeit des Staates sicherzustel-
len und zu versuchen, dieses Ziel über höhere öffentliche Einnahmen zu er-
reichen. Sie muß vielmehr bei der übermäßigen Inanspruchnahme von Res-
sourcen durch den Staat ansetzen. Eine Konsolidierungsstrategie muß auf





2. Kriterien zur Grenzziehung zwischen Markt und Staat
Die Rückführung öffentlicher Aufgaben kann nur auf der Grundlage einer
umfassenden Aufgabenkritik erfolgen. Die Etats aller Gebietskörperschaften
müssen daraufhin überprüft werden, welche Aufgaben private Unternehmen
gleich gut oder besser wahrnehmen können. Bund und Länder haben in
ihren Beteiligungsberichten in jedem Einzelfall exakt zu begründen, warum
eine staatliche Beteiligung erforderlich ist; die Kommunen sollten in
solchen Berichten ihren Bürgern ebenfalls Rechenschaft ablegen, sind sie
doch in erster Linie für staatliche Regie- oder Eigenbetriebe verantwortlich
(Dohseetal. 1996).
Die Vorstellungen darüber, welche wirtschaftlichen Aktivitäten im
Marktprozeß durch private Anbieter und welche vom Staat angeboten wer-
den sollen, haben sich im Verlauf der vergangenen zwei Dekaden funda-
mental verändert. Das gleiche gilt für die Frage, ob bei den wirtschaftlichen
Aktivitäten im Markt voll auf den — nur durch die allgemeinen Einschrän-
kungen geregelten — Wettbewerb gesetzt werden kann oder ob (und in wel-
chen Einzelfällen) zusätzlich spezielle Einschränkungen durch den Gesetz-
geber erforderlich sind, um sicherzustellen, daß der Wettbewerb ein sozial
wünschenswertes Ergebnis hervorbringt.2. Kriterien zur Grenzziehung zwischen Markt und Staat
Zu den Tatbeständen, die spezifische Beschränkungen oder die Subven-
tionierung privater Aktivität aus ökonomischer Sicht begründen können, sind
prima vista jene zu zählen, die mit erheblichen (schwer internalisierbaren)
positiven oder negativen Externalitäten verbunden sind. Auch Markt- bzw.
Wettbewerbsversagen — z.B. in Form natürlicher Monopole oder ruinöser
Konkurrenz oder aufgrund asymmetrischer Information zwischen Vertrags-
partnern — kann rechtfertigen, den Wettbewerb zusätzlichen Regeln zu un-
terwerfen. Als unbestrittene Domäne staatlichen Handelns ist über eine lan-
ge Zeit auch die Produktion bzw. Bereitstellung öffentlicher Güter oder öf-
fentlicher Leistungen angesehen worden (vgl. hierzu Soltwedel et al. 1986,
Donges und Schatz 1986, Soltwedel et al. 1990 und Boss et al. 1996c).
Weitgehend unumstritten ist staatlicher Handlungsbedarf in den Fällen, in
denen, wie z.B. im Umweltbereich, weitgestreute negative Externalitäten
auftreten.
6 In einigen (wenigen) Bereichen, z.B. im Gesundheitswesen, kön-
nen Informationsasymmetrien oder Probleme der Zeitinkonsistenz so be-
deutsam sein, daß ein nur durch die allgemeinen Gesetze geregelter Wettbe-
werb gewichtige oder irreparable Fehlentwicklungen nach sich ziehen kann.
In allen diesen Fällen ist freilich dem Markt- bzw. Wettbewerbsversagen ein
mögliches Staatsversagen gegenüberzustellen, das ebenfalls auf Informa-
tionsasymmetrien sowie auf Interessengegensätze, die zwischen den die Re-
gulierung ausführenden Agenten und der Gesellschaft als Prinzipal beste-
hen, zurückzuführen ist.
In den meisten Fällen der Beschränkung privater Aktivität, sei es durch Aus-
schluß vom Markt oder sei es durch Regulierung im Markt, sind durch tech-
nische Entwicklungen und durch Veränderungen der Marktbedingungen
(wie z.B. der Größe des relevanten Marktes) die üblichen Regulierungsziele
mit den traditionellen Regulierungsinstrumenten kaum mehr zu erreichen,
und es sind überdies viele der Regulierungsgründe selbst obsolet geworden.
Beispiele hierfür sind die staatlichen Monopole in der Telekommunikation
(Klodt et al. 1995) und im Verkehrswesen (Laaser 1991). Auch auf dem Ar-
beitsmarkt, für den in Deutschland seit jeher massive Beschränkungen der
Vertragsfreiheit gelten, liefert eine kritische Analyse kaum Argumente für
ein Markt- oder Wettbewerbsversagen, das die bestehenden Regulierungen
und Wettbewerbsbeschränkungen rechtfertigen könnte (Soltwedel et al.
1990: 178 ff.).
Es ist allerdings zu bedenken, daß neben dem reinen Effizienzkriterium,
das bei einem Urteil über die staatliche Leistungserstellung und die staatli-
che Regulierung privater Leistungserstellung stets zu beachten ist, im poli-
tischen Alltag in starkem Maße auch Verteilungsziele verfolgt werden (auch
wenn diese häufig hinter allokativen Gründen versteckt werden). Diese Ziele
lassen sich ökonomisch allenfalls in ihrer Kompatibilität mit alternativen
Zielen und auf ihre Opportimitätskosten hin überprüfen; die Entscheidung
darüber, diese Ziele zu verfolgen, muß freilich im politischen Prozeß fallen.
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3. Privatisierung und Deregulierung
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Privatisierung und Deregulierung zielen darauf ab, Märkte für mehr Wettbe-
werb zu öffnen und wirtschaftliches Handeln von unnötigen staatlichen Be-
schränkungen zu befreien. Dadurch können Kosten gesenkt und Ressourcen
eingespart werden. Chancen für Verfahrens- und Produktinnovationen las-
sen sich leichter entdecken und nutzen, die Gründung neuer Unternehmen
wird attraktiver oder überhaupt erst möglich. Die Konsumenten profitieren
von niedrigeren Preisen, auch von einem vielfältigeren Angebot und von
einem besseren Service. Letztlich kommt es zu einer höheren Effizienz und
zu mehr Konsumentensouveränität, wenn Märkte von unnötigen Fesseln be-
freit werden.
Zahlreiche empirische Untersuchungen haben gezeigt, daß das Übermaß
staatlicher Aktivität und Regulierung erhebliche volkswirtschaftliche Schä-
den verursacht (vgl. hierzu auch Soltwedel et al. 1986). Mögen auch manche
Regulierungen für sich genommen wenig Schaden anrichten, insgesamt wird
durch die hohe Regulierungsdichte unternehmerisches Handeln gefesselt
wie Gulliver durch die Myriaden dünner Fädchen. Um dynamische Märkte
zu ermöglichen, müssen auch diese dünnen Fädchen zerschnitten werden.
Aus ordnungspolitischer Sicht geht es bei Privatisierung und Deregulierung
darum, die Vorteile privater Kontrolle des Eigentums und die Vorteile der
Kontrolle durch den Wettbewerb zu kombinieren. Privatisierung und Wett-
bewerb sind aus dieser Perspektive heraus untrennbar miteinander verbun-
den. Erst zusammen mit dem Effizienzdruck, den der Wettbewerb erzeugt,
läßt der Handlungsspielraum, der sich durch die Privatisierung ergibt, Ko-
sten und Preise spürbar sinken und zusätzliche Nachfrage entstehen.
Der Schutz vor Wettbewerb ist es auch in erster Linie, der es öffentlichen
Unternehmen gestattet, ineffizientes Verhalten zu praktizieren. Bei staatli-
chen Unternehmen ist die Sanktions- und Selektionsmacht des Wettbewerbs
stark eingeschränkt; die Konkursfähigkeit steht zumeist allenfalls auf dem
Papier. Dies gilt auch für solche Unternehmen, die formal — von der
Rechtsform her — privatisiert werden, aber im öffentlichen Eigentum ver-
bleiben — wie es z.B. nach wie vor bei der Deutschen Bahn AG, der Post,
(mehrheitlich) der Deutschen Telekom sowie für zahlreiche Eigen- und Re-
giebetriebe des Bundes, der Länder und der Kommunen gilt. Staatlicher
Schutz und fehlende Konkursfähigkeit haben negative Anreizwirkungen bei
der Kostenkontrolle und bei der Gestaltung einer marktgerechten Leistungs-
palette. Es fehlen der Wettbewerbsdruck und die notwendigen (Gewinn-)
Anreize, mögliche Effizienzsteigerungen auch tatsächlich zu realisieren.
Sicherlich ist schon vieles angestoßen worden bei der Privatisierung öf-
fentlicher Unternehmen und beim Lichten des schädlichen Regulierungs-
dickichts in Deutschland. Bei der Privatisierung und der Deregulierung wur-
den Entwicklungen jedoch überwiegend später als in anderen OECD-Staaten
nachvollzogen, oft nur auf Druck der Europäischen Union und in der Durch-
führung eher schleppend. Dies gilt vor allem für das gesamte Verkehrswe-
Dieser Abschnitt stützt sich vor allem auf Boss et al. (1996c).4. Subventionsabbau 11
sen, die Postdienste und die Telekommunikation, aber auch für Finanz-
dienstleistungen und Versicherungen.
Die Wirkungen der Privatisierungs- und Deregulierungsschritte, so beschei-
den sie (bislang) noch sind, geben jenen recht, die seit langem darauf drän-
gen, Deutschland solle beherzter den Vorreitern auf diesem Gebiet folgen
(vgl. Boss et al. 1996c: 386 ff.):
- Die Deutsche Bahn AG hat merkliche Anstrengungen zur Steigerung der
Produktivität unternommen. Durch umfangreiche Investitionen haben sich
die Voraussetzungen für ein stärker kundenorientiertes Angebot verbes-
sert.
- Im öffentlichen Personennahverkehr ist da, wo der Markt geöffnet wor-
den ist, ein "attraktiveres Angebot mit besserem Service entstanden.
- Im Straßengüterverkehr sind die Transportpreise kräftig gefallen, Res-
sourcen werden weniger als zuvor verschwendet, neue Unternehmensfor-
men entstehen, der Selektionsprozeß des verschärften Wettbewerbs ist da-
bei weit entfernt von der befürchteten „ruinösen" Konkurrenz.
- Im Luftverkehr hat sich eine beachtliche Angebotsvielfalt herausgebildet,
„alte" Produkte sind im Wettbewerb deutlich billiger geworden.
- Die Postreform I hat bisher vor allem bei der Telekommunikation positive
Ergebnisse gezeitigt. Die DBP Telekom hat ihre Tarife im Sprachtelefon-
dienst mehrfach gesenkt. Die Intensität des Wettbewerbs in der Telekom-
munikation hat bislang jedoch nur wenig zugenommen, weil nur Randbe-
reiche wie Mobilfunk- und Satellitenkommunikation dem Wettbewerb ge-
öffnet wurden; die großen Reformen (auf Druck der EU) stehen hier für
1998 erst noch an.
- Bei Banken und Versicherungen haben die mittlerweile erfolgten Deregu-
lierungsschritte eine merkliche Zunahme der Anbieterzahl sowie eine
spürbare Verbreiterung der Angebotspalette nach sich gezogen.
Die Analyse ausländischer und deutscher Erfahrungen zeigt, daß die Privati-
sierung möglichst vollständig und die Deregulierung umfassend sein müs-
sen. Marginale Deregulierung bringt wenig für die wirtschaftliche Dynamik.
Die positiven Effekte wären größer und besser sichtbar, wenn die Deregu-
lierung beherzter betrieben worden wäre, wenn beispielsweise im Eisen-
bahnwesen eine materielle Privatisierung verbindlich beschlossen worden
wäre, wenn die Ladenöffnungszeiten insgesamt frei gewählt werden dürften
oder wenn im Telekommunikationsbereich mehr Wettbewerb zugelassen
worden wäre.





Subventionen werden letztlich aus Steuern finanziert und tragen deshalb da-
zu bei, daß Spielräume für Eigeninitiative und Eigenverantwortung beschnit-




Vgl. zu diesem Abschnitt vor allem Boss und Rosenschon (1997), Krieger-Boden und
Lammers (1996), Dohse et al. (1996), Klodt, Stehn et al. (1994) und Gerken, Jüttemeier
et al. (1985).12 //. Marktkräften mehr Raum geben







teure und Aktivitäten. Der Wettbewerb als Entdeckungs- und Disziplinie-
rungsverfahren wird eingeschränkt oder gar außer Kraft gesetzt. Dies ist
vom Grundsatz her nur schwer mit dem Postulat vereinbar, daß im Markt
der Druck des Wettbewerbs herrschen muß, um sicherzustellen, daß indivi-
duelles Verhalten mit dem Ziel der gesamtwirtschaftlichen Wohlfahrt kom-
patibel ist. Die Regierungen in Bund und Ländern, die Kommunen und auch
die Europäische Kommission stehen daher bei jeder Form von Subventio-
nierung unter besonderem Begründungszwang.
In der wirtschaftspolitischen Diskussion herrscht längst Einigkeit darüber,
daß das etablierte Subventionssystem gesamtwirtschaftlich mehr Schaden
anrichtet als Nutzen stiftet. Doch trotz dieser Einsicht ist das Subventions-
volumen weiter gewachsen. Durch die deutsche Vereinigung ist das Subven-
tionsniveau über das Niveau in den achtziger Jahren hinaus auf einen histo-
rischen Höchststand gestiegen.
9 Den neu hinzugekommenen Subventionen
für die ostdeutsche Wirtschaft stand keine entsprechende Subventionskür-
zung in Westdeutschland gegenüber. Im Jahr 1995 wurden rd. 298 Mrd. DM
an Subventionen (im weiten Sinne) gewährt (nach 318 Mrd. DM im Jahr
1994).10 Dieses Subventionsvolumen beträgt knapp 9 vH des Bruttoinlands-
produkts. Dabei sind die Steuervergünstigungen mit 60 Mrd. DM der gerin-
gere Teil, die Finanzhilfen sind mit 238 Mrd. DM bei weitem gewichtiger.
Ein so hohes Subventionsvolumen wirft die Frage nach der Kompatibilität
mit der marktwirtschaftlichen Grundordnung auf. Selbst wenn berücksich-
tigt wird, daß dieses Volumen auf Mehrheitsentscheidungen demokratisch
gewählter Politiker beruht und demzufolge politisch legitimiert ist, dürfte —
angesichts der geringen Transparenz über diesen Prozeß und über den tat-
sächlichen Preis dieser selektiven Begünstigungen — bezweifelt werden,
daß es wirklich Ausdruck unverzerrter Präferenzen und der Niederschlag
von (politischer) Bürgersouveränität ist.
In der Regel wird im politischem Prozeß ein komplexes Bündel von vertei-
lungs- und strukturpolitischen Zielen zur Rechtfertigung der Einführung von
Subventionen herangezogen, ohne daß die deutsche Subventionspolitik eine
klare Konzeption erkennen ließe. Insgesamt sind die von der Europäischen
Union, vom Bund, von den Ländern und Kommunen gewährten Subventio-
10
In der Bundesrepublik werden weit mehr Subventionen vergeben, als die offizielle
Berichterstattung erkennen läßt. Zur Komplexität des Subventionsbegriffs siehe Boss
und Rosenschon (1997: 2 ff.). Die Konsensdefinition der Wirtschaftsforschungsinstitute
zielt allerdings nur auf die Frage ab, wie die Allokation innerhalb des Unternehmens-
sektors nach Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen durch selektiv
wirkende finanzpolitische Vergünstigungen verzerrt werden. Dadurch werden die
Sektoren „Staat" und „Organisationen ohne Erwerbscharakter" aus dem Kreis subven-
tionsempfangender Produzenten von Dienstleistungen ausgeklammert. Ein solcher Be-
griff ist freilich zu eng, um die verzerrenden Wirkungen selektiver Maßnahmen so voll-
ständig wie möglich zu erfassen. Weder sozialpolitische noch kulturpolitische Ziele
rechtfertigen es, den' Subventionscharakter zu unterdrücken. Mehr Transparenz über die
Zahlungen an Anbieter und Nachfrager auch in diesem Bereich ist hilfreich in einer Zeit,
in der aufgrund des außerordentlich großen finanzpolitischen Konsolidierungsbedarfs
eine fundierte Aufgabenkritik erforderlich ist. Ein höheres Maß an ökonomischer Ra-
tionalität bei Entscheidungen über den notwendigen Umfang der Steuerbelastung zum
einen und über die Verwendung des Geldes der Steuerzahler zum anderen setzt voraus,
daß man die Opportunitätskosten auch in diesem Bereich beziffern kann.
Die Subventionen im engeren Sinne, also an Unternehmen, beliefen sich 1995 auf
185 Mrd. DM (1994: 207 Mrd. DM). Zu den Zahlen vgl. Boss und Rosenschon (1997:
41 ff.).Bibliothek
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nen an Unternehmen gekennzeichnet durch eine starke Selektivität auf be-
stimmte Branchen wie Landwirtschaft, Wohnungswesen, Verkehr, Bergbau,
Schiffbau. Dadurch wird die Produktionsstruktur erheblich verzerrt. Gemes-
sen an der Verteilung der für Subventionen verwendeten Steuergelder dient
die Subventionspolitik in erster Linie der Strukturkonservierung, denn die
am stärksten begünstigten Branchen sind fast ausschließlich als Schrump-
fungsbranchen einzustufen. Letztlich hat es aber die Subventionspolitik
nicht geschafft, die Zukunftsperspektiven in den geförderten Branchen zu
verbessern. Sie hat die Schrumpfung nur verzögert und damit den erforder-
lichen Aufbau einer an der Nachfrageentwicklung ausgerichteten neuen
Wirtschafts Struktur behindert.
Als Argument gegen einen umfassenden Subventionsabbau wird oft ins Feld
geführt, daß bei einer substantiellen Rückführung von Subventionen gerade
für schrumpfende Branchen wegen deren hoher regionalen Konzentration
die Arbeitslosigkeit in den betroffenen Regionen erheblich ansteige. Dies ist
jedoch nur dann zu befürchten, wenn die sich — gerade auch durch den
Subventionsabbau — ergebenden Chancen aufgrund institutionell bedingter
Anpassungshemmnisse (etwa auf dem Arbeitsmarkt) oder individueller An-
passungsverweigerung nicht genutzt werden. Grundsätzlich würden durch
den Abbau der Subventionen Hindernisse für eine erfolgreiche Strukturan-
passung aus dem Weg geräumt, die Subventionsmentalität würde zurückge-
drängt und Innovationen würden erleichtert. Arbeitskräfte und Kapital könn-
ten (auch innerhalb der Region) in andere Bereiche mit besseren Zukunfts-
perspektiven wechseln.
Vielfach wird gefordert, einen größeren Teil der Subventionen in sogenann-
te „Zukunftsbranchen" oder „Schlüsseltechnologien" umzuleiten. Eine stra-
tegische Industriepolitik und eine gezielte Forschungs- und Technologiepo-
litik werden als „zukunftsweisende" Formen der Subventionspolitik im ver-
schärften internationalen Standortwettbewerb angesehen.
Die strategische Industrie- und Technologiepolitik zielt auf eine direkte
staatliche Förderung von (vermeintlich) wachstumsstarken oder technologie-
intensiven Industrien. In einer dynamischen und integrierten Weltwirtschaft
gibt es jedoch kaum Marktführerstellungen, die mit Hilfe einer strategischen
Industriepolitik erobert und auf Dauer gesichert werden könnten (vgl. hierzu
Gundlach et al. 1995). Und selbst wenn dies der Fall wäre, dürften staatliche
Instanzen überfordert sein, entsprechende Industrien klar im voraus auszu-
machen und die Instrumente einer strategischen Industriepolitik zielführend
zu gestalten und einzusetzen. Hier stellt sich das grundlegende Informations-
problem jeglicher interventionistischen Politik in aller Schärfe. Die strategi-
sche Industriepolitik ist daher keine erfolgversprechende Antwort auf die
Herausforderungen der Globalisierung. Die Regierungen sollten sich des-
halb besser auf die Durchsetzung eines weltweiten Freihandelsregimes kon-
zentrieren, anstatt sich gegenseitig in internationale Subventionswettläufe zu
verstricken.
Externe Effekte des technischen Wissens liefern zwar Argumente für eine
staatliche Förderung der Grundlagenforschung; jedes Setzen eines Förder-
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1994). Eine Differenzierung der Forschungsförderung läßt sich nur dann
rechtfertigen, wenn nachgewiesen werden kann, daß die (erwarteten) For-
schungsergebnisse besonders hohe externe Effekte haben werden. Die
schwerpunktmäßige Förderung bestimmter Technologiebereiche setzt vor-
aus, daß diejenigen Bereiche, von denen in der Zukunft die stärksten Wachs-
tumsimpulse ausgehen, bekannt sind. De facto steht die staatliche Verwal-
tung hier vor dem gleichen, kaum lösbaren Informationsproblem wie bei der
strategischen Industriepolitik. Je selektiver vorgegangen wird, desto größer
ist die Gefahr der Fehlleitung von Steuergeldern.
Von einer strategisch orientierten Industrie- oder Technologiepolitik ist da-
her wenig zu halten. Auch hier sollte sich der Staat darauf beschränken, für
allgemein günstige Rahmenbedingungen zu sorgen. Für die Forschungspoli-
tik würde dies bedeuten, die Entstehung und Verbreitung neuen Wissens zu
erleichtern — „etwa durch Infrastrukturmaßnahmen, die für ein effizientes
Netz von Transport- und Kommunikationswegen sorgen, durch ein Bil-
dungssystem, das gut qualifizierte und sektoral flexible Arbeitskräfte her-
vorbringt, und durch eine Forschungspolitik, die ein hohes Niveau der tech-













Das Steuersystem hat in erster Linie sicherzustellen, daß ein als effizient er-
achtetes öffentliches Angebot an Gütern und Dienstleistungen sowie die ge-
sellschaftlich vereinbarten Transferleistungen finanziert werden können. Es
sollte dabei die gesamtwirtschaftliche Effizienz möglichst wenig beeinträch-
tigen. Dies bedeutet, daß die (erwünschten) wirtschaftlichen Transaktionen
privater Akteure so wenig wie möglich behindert, verzerrt oder gar verhin-
dert werden sollten.
Gemessen an dieser Zielsetzung sind die Schwächen des deutschen Steuer-
systems unübersehbar. Sie sind in den vergangenen Jahren immer deutlicher
hervorgetreten. Dies gilt insbesondere für den Bereich der Einkommen- und
Gewinnsteuern. Mit der Orientierung an den Einkommen statt an den Kon-
sumausgaben wurde ursprünglich ein falsches Systemkonzept installiert.
Eine — wie auch immer geartete — Systemorientierung ist mittlerweile
jedoch nahezu vollständig verlorengegangen. An ihre Stelle sind Interessen-
partikularismus und „Pragmatismus" (Herstellung von Einzelfallgerechtig-
keit, Symptomkur, Einnahmeerhöhung) getreten. Die Steuergesetze sind zur
Spielwiese für die Verfolgung der unterschiedlichsten wirtschafts- und so-
zialpolitischen Ziele entartet; hierdurch ist ein nahezu chaotischer Rege-
lungswirrwarr entstanden, die Steuergesetze sind für den Bürger (und oft
auch für Unternehmen) nicht mehr durchschaubar. Die selektiven Eingriffe,
mit denen bisher auf veränderte weltwirtschaftliche Rahmenbedingungen so-
wie auf die deutsche Einheit reagiert wurde, haben das System noch kom-
plizierter gemacht. Angesichts dieser Schwächen und ihrer Konsequenzen
Vgl. zu diesem Abschnitt auch die Expertisen in Siebert (1996b).5. Steuerreform 15
Erst über Aufgaben-
reform, dann über die
Reform der Finanzie-
rung nachdenken
im Standortwettbewerb ist eine durchgreifende Steuerreform — vor allem
im Bereich der Einkommen- und Gewinnsteuern — dringend geboten.
Die Steuerreformdiskussion wird derzeit verkürzt und zu sehr in einem eher
technischen Sinne geführt. Sie wird weitgehend losgelöst von der grundle-
genden Frage, welches denn die (erwünschten und ökonomisch begründe-
ten) Aufgaben des Staates sind. Dadurch erhält der Status quo im Zugriff
des Staates auf die Ressourcen der Volkswirtschaft eine Macht des Fakti-
schen, die weder der Notwendigkeit der finanzpolitischen Konsolidierung
angemessen noch der angestrebten steuerlichen Entlastung der Bürger dien-
lich ist. Bei einer solchen Verkürzung der Steuerreformdiskussion geraten
bei der Frage nach der „Gegenfinanzierung" einer Steuerentlastung allen-
falls die Steuervergünstigungen in den Blick, nicht aber die vom Finanz-
volumen her bedeutsameren Finanzhilfen des Staates (Abschnitt II.4). Eine
grundlegende Steuerreform, die nicht lediglich eine Steuersenkungspolitik
mit möglicherweise negativen Folgen für die Solidität der öffentlichen Fi-
nanzen sein will, kommt an einer umfassenden Aufgabenkritik und einer
Verringerung des Umfangs öffentlicher Leistungen nicht vorbei.
1
2 Erst
wenn über die Aufgaben Klarheit herrscht, wird es möglich sein, die Aus-
gaben für diese Zwecke zu quantifizieren.
Das Ausmaß der Steuerlast richtet sich mithin nach dem Umfang der öffent-
lichen Aufgaben. Sie muß abnehmen, wenn sich im Zuge der Reform des öf-
fentlichen Sektors der Umfang der Aufgaben nachhaltig vermindert. Werden
die Aufgaben und damit die Ausgaben reduziert, so sind die Steuersätze ent-
sprechend zu senken. Eine weitere Senkung wird möglich, wenn die Bemes-
sungsgrundlagen der Einkommen- und Gewinnsteuern durch das Streichen
von Steuervergünstigungen verbreitert werden.
Eine konsequente Einkommensbesteuerung müßte gewährleisten, daß dem
„zu versteuernden Einkommen", das zur Besteuerung herangezogen wird,
ein ökonomisch sinnvolles Einkommenskonzept zugrunde liegt (vgl. hierzu
Boss et al. 1996b: Fn 4). Dies impliziert unter anderem eine Abschreibung
der Anlagegüter nach ihrem Ertragswert (Festsetzung ökonomischer Ab-
schreibungen), eine Wertzuwachsbesteuerung (Besteuerung realisierter und
unrealisierter Wertänderungen), den Einbezug von Erbschaften und Schen-
kungen und die Absetzbarkeit aller Schuldzinsen. Auch ist es notwendig, für
die Abgrenzung der Betriebsausgaben von den Konsumausgaben saubere
Lösungen zu finden (also für Bewirtungskosten, die Nutzung eines Dienst-
wagens, etc.). Hinzu kommt, daß bei Inflation das Problem der „kalten" Pro-
gression auftritt und zu einer Scheingewinnbesteuerung führt; diese Pro-
bleme ließen sich im Rahmen einer Einkommen- und Gewinnsteuer durch
Indexierung (des Steuertarifs und der Frei- und Pauschbeträge) lösen.
Das relativ große Gewicht der Einkommensteuer ist ein Grundproblem des Größere Bedeutung
deutschen Steuersystems, weil die Kapitalbildung vermindert und damit der Mehrwertsteuer
langfristig das Wachstumspotential reduziert wird. Ein Schritt in Richtung ist ökonomisch









12 Es sei in diesem Zusammenhang daran erinnert, daß die Steuersenkungspolitik der
Reagan-Ära gravierende und dauerhafte strukturelle Haushaltsdefizite nach sich gezogen










und kompensierend die Einkommensteuer gesenkt würde. „Eine aufkom-
mensneutrale Umschichtung des Steueraufkommens in diesem Sinne würde
positiv auf die Kapitalbildung wirken, bedeutete sie doch, daß im Ausmaß
der Umschichtung statt des Einkommens der Konsum belastet wird; denn
die Bemessungsgrundlage der Mehrwertsteuer enthält grundsätzlich nicht
die Ausgaben für Investitionen" (Boss et al. 1996b: 293).
Der weitergehende Vorschlag einer umfassenden, konsumorientierten Neu-
gestaltung der Einkommens- und Gewinnbesteuerung eröffnet einen Weg
aus dem hochgradig ineffizienten, standortbelastenden Steuerchaos.
1
3 Als
Bemessungsgrundlage der Einkommen- bzw. der Gewinnsteuer sollte die
Differenz zwischen der Summe aller im Kalenderjahr erwirtschafteten Ein-
kommen bzw. Gewinne und der nachgewiesenen jährlichen Nettoersparnis
bzw. Nettoinvestition dienen. Dabei ist grundsätzlich ein weiter Begriff der
Investition zugrunde zu legen; es sind daher alle Formen investiver Ausga-
ben zu berücksichtigen, also Finanz- und Sachkapitalinvestitionen ebenso
wie Investitionen in das Humankapital.
Zur Absicherung einer umfassenden Steuerreform ist ein verstärkter Steuer-
wettbewerb zweckmäßig. Die Vermutung, daß Staaten mit hohen Steuersät-
zen (Steuerbelastungen) in einem solchen Wettbewerb notwendig unterlie-
gen müßten, ist so nicht richtig: Eine Gesellschaft steht nicht nur mit seinen
Steuersätzen, sondern auch mit seinem Leistungsangebot (z.B. Infrastruktur,
Rechtssicherheit) im Wettbewerb um international mobile Faktoren. Nicht
die Höhe der Belastung für sich allein genommen ist relevant für die Stand-
ortentscheidungen der Unternehmen, sondern die Belastung im Verhältnis
zu den Vorteilen, die für die Unternehmen aus der Bereitstellung öffent-
licher Leistungen entstehen. Richtig ist, daß eine hohe Belastung dann einen
Nachteil darstellt, wenn die privaten Erträge aus diesen Leistungen ver-
gleichsweise gering ausfallen. Die disziplinierende und für die Bürger se-
gensreiche Wirkung des Wettbewerbs liegt also darin, daß der Staat gezwun-
gen wird, Steuerbelastung und Erträge aus der Bereitstellung von öffentli-
chen Leistungen in Einklang zu bringen.
Zu den Maßnahmen zur Stärkung des Steuerwettbewerbs gehört auf europäi-
scher Ebene der Übergang vom Bestimmungslandprinzip zum Ursprungs-
landprinzip bei der Mehrwertsteuer.
1
4 Nur so wird auch in diesem Bereich
ein effektiver Steuerwettbewerb zwischen den Mitgliedsstaaten möglich.
Eine Harmonisierung der Steuersätze in der EU ist nicht nötig — auch nicht,
um angebliche Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden, die infolge der
Schaffung des EU-Binnenmarktes oder bei Einführung der Europäischen
Währungsunion aufträten. Unterschiedliche Steuersätze behindern die
Marktintegration nicht. „Sie sind unproblematisch, weil sie bei Gültigkeit
des Ursprungslandsprinzips, was die Niveauunterschiede betrifft, durch eine
Anpassung des realen Wechselkurses ausgeglichen werden" (Boss et al.
1996b: 295).
1
3 Zu einem solchen Vorschlag vgl. Rose (1996).
1
4 Vgl. hierzu Stehn (1996) sowie Laaser, Soltwedel et al. (1993).6. Mehr Effizienz im öffentlichen Sektor 17
Der Steuerwettbewerb sollte auch durch eine Neuordnung der föderalen Fi-
nanzierungskompetenz gefördert werden. Erforderlich ist die Stärkung des
Föderalismus durch Neuregelungen bei der Zuordnung der einzelnen Steu-
ern auf die verschiedenen staatlichen Ebenen und beim Finanzausgleich.
Länder und Gemeinden müssen in größerem Umfang als bisher Steuerauto-
nomie erhalten. Das hohe Maß an Regelungskompetenz des Bundes und die
nahezu fehlende Steuerhoheit der Länder und der Kommunen verhindern,
daß auf jeder föderalen Ebene die Einnahmen den Ausgaben in einem Zu-











6. Mehr Effizienz im öffentlichen Sektor
a. Föderale Arbeitsteilung innerhalb des öffentlichen Sektors
1
5
In der Bundesrepublik ist die Gestaltung wirtschaftlich relevanter Politikbe-
reiche nahezu vollständig auf den Bund übergegangen; dies gilt für fast alle
ursprünglich der konkurrierenden Gesetzgebung unterliegenden Bereiche.
Die Länder werden ganz überwiegend nur noch als verwaltungstechnische
Erfüllungsgehilfen des Bundesgesetzgebers tätig. Hinter dieser starken Ten-
denz zur Zentralisierung steht überwiegend das — von der Verfassung so
nicht festgelegte — Leitbild eines einheitliche Lebensverhältnisse garan-
tierenden Staates (Soltwedel 1987:143).
Ein wesentliches Instrument zur Stärkung des Wettbewerbs im öffentlichen
Sektor und zur Erhöhung der Effizienz staatlicher Aufgabenerfüllung be-
steht in der Reform der föderalen Arbeitsteilung. Es ist wichtig, das Subsi-
diaritätsprinzip auf alle staatlichen Ebenen einschließlich der suprastaat-
lichen Ebene der Europäischen Union stringent anzuwenden. Die Vielzahl
bestehender Überschneidungen sowie das Übermaß an Zustimmungs- und
Genehmigungsvorbehalten machen eine Reform mit dem Ziel einer klareren
Aufgabenteilung zwischen verschiedenen Ebenen nationaler Gebietskörper-
schaften sowie zwischen diesen und der Europäischen Union dringend erfor-
derlich; insbesondere ist eine Stärkung der Eigenverantwortlichkeit der
Kommunen angezeigt.
Die Beschlüsse von Maastricht haben eine Debatte um eine sinnvolle Um-
setzung des Subsidiaritätsprinzips ausgelöst, die durch das schwierige Zu-
sammenwachsen Deutschlands noch verstärkt wurde. Diese Debatte bietet
die Chance, die wirtschaftspolitischen Verantwortlichkeiten von der supra-
nationalen Ebene bis hin zur regionalen und lokalen Ebene anhand der aus
der ökonomischen Theorie des Föderalismus abgeleiteten Kriterien neu zu
ordnen.
Diese normative Theorie baut auf der Theorie öffentlicher Güter auf. In Orientierung geben
ihrem Mittelpunkt stehen das Subsidiaritätsprinzip und das Prinzip der fiska- das Subsidiaritäts-
lischen Äquivalenz. Das Subsidiaritätsprinzip postuliert eine grundsätzliche prinzip ...
Überlegenheit — im Sinne einer Beweislastzuordnung — untergeordneter
1
5 Vgl. hierzu Laaser und Stehn (1995) sowie Laaser, Soltwedel et al. (1993).18 //. Marktkräften mehr Raum geben
... und das Äquiva-
lenzprinzip
Gebietskörperschaften bei der Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben. Dies
wird überwiegend mit der größeren Nähe zu den Präferenzen der Konsu-
menten und deren größerer Homogenität begründet. Ein weiteres wichtiges
Argument für den Vorzug dezentraler Lösungen ist darin zu sehen, daß auch
für das Angebot öffentlicher Güter der Wettbewerb als Entdeckungsver-
fahren genutzt werden kann, um dieses Angebot in dynamischer Hinsicht ef-
fizient zu gestalten. Eine Zentralisierung von Entscheidungskompetenzen ist
mit dem Vorliegen einer erheblichen Kostendegression bei der Bereitstel-




Um in selbständigen Körperschaften zu einer effizienten Entscheidung über
Ausmaß und Struktur öffentlicher Leistungen zu gelangen, müssen die Nut-
zen und Kosten der Leistungen für die Bürger transparent sein. Der Kreis
der Nutznießer muß mit dem der Zahler und Entscheider weitgehend über-
einstimmen. Wird dieses Prinzip der fiskalischen Äquivalenz verletzt, so be-
steht die Gefahr von Finanzierungsillusionen oder Externalitäten, und es
kommt zu einer Fehllenkung und Verschwendung knapper Mittel. Im Zu-
sammenwirken mit dem Subsidiaritätsprinzip spricht dies für eine Dezentra-
lisierung von Aufgaben- und Ausgabekompetenzen. Den nachgeordneten






b. Effizienz in der öffentlichen Verwaltung
1
7
Für die sinnvollerweise im öffentlichen Sektor verbleibenden Aufgaben ist
eine Optimierung des Aufgabenvollzugs erforderlich. Die Effizienz der öf-
fentlichen Verwaltung muß gesteigert werden. Es müssen Anreize gegeben
werden, um Eigeninitiative und wirtschaftliches Denken und Verhalten beim
Management staatlicher Einrichtungen zu fördern.
Die Inflexibilität und Kostspieligkeit der öffentlichen Verwaltung liegen —
wie der Kronberger Kreis (1991: 11 ff.) überzeugend darlegt — nicht in feh-
lendem Leistungsvermögen oder nicht vorhandener Leistungsbereitschaft
der Mitarbeiter im öffentlichen Dienst per se begründet; die Leistungsfähig-
keit, Unparteilichkeit und Disziplin des „preußischen" Beamtentums sind
16
17
Für eine Anwendung dieser Kriterien auf einzelne Politikbereiche vgl. zum Beispiel
Laaser, Soltwedel et al. (1993). Zu den Fragen der optimalen Arbeitsteilung zwischen
verschiedenen Ebenen der staatlichen und supranationalen Administration gibt es freilich
noch einen erheblichen Forschungsbedarf, der im Rahmen dieses Forschungsprogramms
in aller Deutlichkeit hervorgetreten ist. Insbesondere bei der positiven Analyse der in-
stitutionellen Ausgestaltung der den jeweiligen föderalen Ebenen zugewiesenen Kompe-
tenzen sind die traditionellen fiskalföderalistischen und polit-ökonomischen Ansätze
durch eine institutionenökonomische Analyse zu ergänzen. Das gleiche gilt für die Ana-
lyse der Chancen und Grenzen neuer Formen der Zusammenarbeit zwischen öffentlichem
und privatem Sektor sowie deren Rückwirkungen auf die effiziente vertikale Kompe-
tenzverteilung.
Dieser wichtige Themenbereich ist allerdings in den Rahmen des Forschungsprogramms
„Weiterentwicklung und Perspektiven der Sozialen Marktwirtschaft" nicht explizit einbe-
zogen worden, weil er in einem anderen Forschungsprogramm der Bertelsmann Stiftung
sowohl analytisch als auch experimentell aufgegriffen worden ist (vgl. hierzu beispielhaft
Naschold und Pröhl 1994, 1995 sowie Bertelsmann Stiftung 1993a, 1993b). Eine fun-
dierte und detaillierte Arbeit zur Reform der öffentlichen Verwaltung hat auch der
Kronberger Kreis (1991) vorgelegt.6. Mehr Effizienz im öffentlichen Sektor 19
Legende geworden. Allerdings haben sich die Konstruktionsprinzipien des
Führungssystems im öffentlichen Dienst kaum den dramatisch veränderten
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklungen angepaßt. Darin liegt
ein wesentlicher Grund für die Unzulänglichkeit der öffentlichen Verwal-
tung. Die Berichte der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder belegen
das Ausmaß und die Bedeutung dieser Unzulänglichkeiten. Und es gehört zu
den Unzulänglichkeiten, daß diese Berichte in der Regel folgenlos bleiben.
Es ist oft angeregt worden, sich auch im öffentlichen Bereich an der Füh-
rungsphilosophie moderner Unternehmen zu orientieren und die Bausteine
partizipativer Führung (Freiräume schaffen, Motivation stärken, Potentiale
fördern)
1
8 auch in der öffentlichen Verwaltung umzusetzen. Es kann aber si-
cher keinen Zweifel daran geben, daß Behörden Organisationen sui generis
sind, die sich markant von privaten Unternehmen unterscheiden. Unterneh-
men bestehen, um Gewinne zu machen,
1
9 der öffentliche Sektor existiert,
um solche Güter und Dienstleistungen anzubieten, bei denen der Wettbe-
werb zwischen gewinnmaximierenden Unternehmen nicht zu den gewünsch-
ten Ergebnissen führt. Es kann deshalb nicht darum gehen, diese Unter-
schiede zu negieren, sondern allein darum, moderne Führungs- und Organi-
sationsinstrumente den Zwecken dieser Organisationen und ihrer Eigenhei-
ten entsprechend einzuführen und anzuwenden. Auch und gerade in Behör-
den können moderne Managementmethoden, in Verbindung mit den Mög-
lichkeiten der Telematik, dazu beitragen, die aus der Größe der Organisation
und dem Kommandowesen resultierenden Nachteile zu überwinden.
Dazu gehört zunächst einmal die Einführung einer kaufmännischen Buch-
führung, die die nach wie vor dominierende Kameralistik ablösen sollte.
Zudem ist der Übergang zu einer stärker dezentralen Ressourcenverantwor-
tung — ergänzt um ein leistungsfähiges Verwaltungscontrolling — not-
wendig, um ein wirtschaftliches Denken und Handeln in den öffentlichen
Verwaltungen zu erreichen. Mehr Transparenz über die Kosten des Verwal-
tungsvollzugs (z.B. über statistische Kennziffern und „Performance" Indika-
toren) trägt auch zu einer größeren Verantwortung und Verantwortlichkeit
der Behörden gegenüber dem Steuerzahler bei. Darüber hinaus sind Refor-
men im öffentlichen Personal- und Besoldungsrecht unabdingbar, um die






III. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
Der Arbeitsmarkt ist vom Mißtrauen gegen Markt und Wettbewerb geprägt.
Die Arbeitsmarktordnung macht das bilaterale Monopol in vielen Bereichen
zum Regelfall. Durch diese Marktstruktur wird von vornherein der Wettbe-
werbscharakter eines Marktes eliminiert, wird Macht an die Stelle von öko-
nomischem Gesetz gerückt. Die Konsequenz davon ist vor allem, daß spon-
Zu diesen „Bausteinen" vgl. Bickenbach und Soltwedel (1996b).
Vgl. zur ordnungsethischen Einordnung der Gewinnmaximierung Homann (1995).20 ///. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
tane Korrekturprozesse, die auf Märkten üblicherweise durch Preisreaktio-
nen hervorgerufen werden, ausbleiben. Hier besteht mithin ein grundsätzli-
cher Reformbedarf.





a. Wie konnte es zur katastrophalen Lage auf dem Arbeitsmarkt
kommen?
Die Lage auf dem Arbeitsmarkt ist katastrophal (SVR 1996). Über 6 Millio-
nen Menschen sind in Deutschland offen oder (durch Maßnahmen der akti-
ven Arbeitsmarktpolitik) verdeckt arbeitslos.
2
0 Von Rezession zu Rezession
hat die (Sockel-)Arbeitslosigkeit zugenommen. Mehr als ein Drittel der Ar-
beitslosen ist länger als ein Jahr arbeitslos. Besonders dramatisch ist die Si-
tuation für gering qualifizierte Erwerbstätige.
2
1
Auch wenn sich das Wirtschaftswachstum 1997 wieder beschleunigen wird,
ist kaum damit zu rechnen, daß die Arbeitslosigkeit deutlich zurückgehen
wird. Selbst bei optimistischen Erwartungen über die konjunkturelle Ent-
wicklung würde die Arbeitslosigkeit unerträglich hoch bleiben; bei der
langen konjunkturellen Erholung in den achtziger Jahren ist die Arbeits-
losenquote nur um wenig mehr als zwei Prozentpunkte gesunken. Auch bei
einer boomenden Wirtschaft — für die gegenwärtig nichts spricht — wäre
es im gegenwärtigen System ohne weitreichende institutionelle Reformen
(Abschnitt III.2) illusorisch, bis zur Jahrtausendwende gar eine Halbierung
der Arbeitslosigkeit zu erwarten.
Die anhaltend hohe und noch immer steigende Arbeitslosigkeit wird in fast
allen Umfragen als das größte Problem angesehen, das die Menschen in
Deutschland bedrückt.
2
2 Für die Betroffenen bedeutet die Massenarbeitslo-
sigkeit „Sinnverlust und Leid, für die Volkswirtschaft eine schwere, zuneh-
mend (er-)drückende Last, für die Staats- und Gesellschaftsordnung ein gro-
ßes Stabilitätsrisiko und ein Zeugnis der Funktionsschwäche" (Rüthers
1996: 17). Sie ist eine gigantische volkswirtschaftliche Verschwendung und
birgt die Gefahr, die Bindungswirkung des Leitbildes „Soziale Marktwirt-
schaft" nachhaltig zu schwächen, ja sogar das marktwirtschaftliche System




Ohne „reguläre Stelle", also im weitesten Sinne unterbeschäftigt, waren am Ende des
Jahres 1996 sogar rd. 7,7 Millionen Menschen (FAZ vom 13. Jan. 1997, S. 13).
So betrug die Arbeitslosenquote der Erwerbspersonen ohne Berufsausbildung (in West-
deutschland) im September 1995 rd. 22 vH gegenüber 7 vH der Erwerbspersonen mit
Berufsausbildung; damit hat sich die relative Position der Erwerbspersonen ohne Berufs-
ausbildung deutlich verschlechtert: 1983 lag ihre Arbeitslosenquote noch unter 17 vH,
während jene für Erwerbspersonen mit Berufsausbildung 7,5 vH betrug (eigene Berech-
nungen auf der Grundlage der amtlichen Arbeitsmarktstatistik).
In einer von der Mannheimer Forschungsgruppe Wahlen im Dezember 1996 für das
ZDF-Politbarometer durchgeführten Befragung nannten 79 vH der Befragten die Arbeits-
losigkeit als größtes Problem (keine Vorgabe von Alternativen, Mehrfachnennungen
möglich). Damit rangierte die Arbeitslosigkeit weit vor allen anderen Problemen. Auf
Platz zwei folgt mit vergleichsweise niedrigen 17 vH das Thema Renten und Alter
{Süddeutsche Zeitung vom 14715. Dezember 1996, S. 12).1. Anforderungen an die Institutionen des Arbeitsmarktes 21
Die Massenarbeitslosigkeit hat viele (angebotsseitige und nachfrageseitige) Die Prämissen haben
Ursachen.
2
3 Die Zunahme der strukturellen Arbeitslosigkeit läßt sich indes sich entscheidend
kaum erklären ohne den Blick auf die gegenüber den sechziger und siebziger verändert:
Jahren entscheidend veränderten Prämissen für den Arbeitsmarkt:
Das Angebot an einfacher, gering qualifizierter Arbeit, die für den Welt-
markt produziert, hat sich dramatisch erhöht, nicht zuletzt durch die wirt-
schaftliche Öffnung in China und die politischen und wirtschaftlichen Re-
formprozesse in vielen Entwicklungs- und Schwellenländern. Dadurch ha-
ben sich die relativen Faktorknappheiten weltweit zu Lasten einfacher, ge-
ring qualifizierter Arbeit verschoben. Aufgrund des zunehmend freieren
internationalen Güter- und Kapitalverkehrs geraten dadurch in den traditio-
nellen Industrieländern auch die Arbeitsmärkte und hier vor allem die Märk-
te für Arbeit mit geringerer Qualifikation unter einen dramatisch verschärf-
ten Wettbewerbsdruck. Die Globalisierung und der technische Fortschritt
überlagern und beschleunigen den wachstumsbedingten Strukturwandel.
Im Zuge des wirtschaftlichen"Wachstums erhöht sich seit geraumer Zeit die
Nachfrage nach Dienstleistungen stärker als die nach Industrieprodukten.
Diese Art des sektoralen Strukturwandels erschwert die Absorption von Ar-
beitslosen, die im traditionellen Industriesektor freigesetzt wurden. Durch
den nachhaltigen Wandel weg von der traditionellen industriellen Fertigung
hin zur Dienstleistungs- und Informationsgesellschaft werden viele indu-
striebezogene spezifische Fähigkeiten obsolet; den Arbeitslosen aus dem in-
dustriellen Bereich gelingt es vielfach nicht, sich schnell genug die Fähig-
keiten anzueignen, die in den Wachstumsbereichen nachgefragt werden.
Damit zusammenhängend sind die Verdienstmöglichkeiten im Vergleich zu
dem früheren Verdienst oft deutlich schlechter (vgl. hierzu Paque 1995c).
Dies lädt nicht dazu ein, sich so schnell wie möglich wieder ins Erwerbs-
leben zu integrieren, zumal sich die Zahlungen von Arbeitslosengeld und
Arbeitslosenhilfe am bisherigen Verdienst orientieren (Abschnitte rv.3.a
und rv.3.b.cc). Hinzu kommt, daß die institutionellen, gesetzlichen und tarif-
lichen Regelungen der Rahmenordnung flexible Anpassungen oft gar nicht
zulassen (Abschnitt III.2.a).
Viele Unternehmen passen sich durch organisatorische Reformen den neuen
weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen an (Bickenbach und Soltwedel
1996b, 1996c). Diese Reformen haben in zweifacher Hinsicht bedeutende
Rückwirkungen auf den Arbeitsmarkt:
Zum einen sind die organisatorischen Reformen oftmals mit einem nach-
haltigen Beschäftigungsabbau verbunden. Aufgrund des verschärften Wett-
bewerbs sind die Unternehmen gezwungen, Rationalisierungspotentiale aus-
zuschöpfen sowie für die Fertigung von Vor- und Endprodukten (aber auch
für die Forschung und Entwicklung) die (Kosten-)Vorteile unterschiedlicher
internationaler Standorte und Bezugsquellen konsequent zu nutzen. Diese
Entwicklung erscheint auch im Falle einer nachhaltigen konjunkturellen Be-
lebung nicht vollständig reversibel. Die Impulse zur Verminderung der Ar-





















Zum anderen kommen infolge der organisatorischen Veränderungen auf
die Mitarbeiter in den bestehenden Unternehmen neue erhöhte Qualifika-
tionsanforderungen — hinsichtlich ihrer Fach-, Methoden- und Sozial-
kompetenz — zu. In fast allen (großen) Industrieunternehmen nimmt die
Nachfrage nach weniger qualifizierten Mitarbeitern ab, während der Bedarf
an hoch- und mehrfachqualifizierten Mitarbeitern (zumindest relativ eher)
zunimmt (vgl. hierzu auch Lindbeck und Snower 1996).
Das institutionelle Regelwerk und die Steuerungsmechanismen auf dem Ar-
beitsmarkt haben diesen Veränderungen bisher nicht in ausreichendem
Maße Rechnung getragen. Sie erschweren die Anpassungen an die entschei-
dend veränderten Umfeldbedingungen. Voraussetzung für eine Rückkehr zu
einem andauernd hohen Beschäftigungsstand ist deshalb die vorbehaltlose
Überprüfung und Anpassung dieses Regelwerkes. Im folgenden werden zu-
nächst gesamtwirtschaftliche und dann einzelwirtschaftliche Aspekte be-











b. Gesamtwirtschaftliche Aspekte der Lohnpolitik
Aus gesamtwirtschaftlicher Sicht geht es bei den Reformen des institutio-
nellen Regelwerks auf dem Arbeitsmarkt in erster Linie darum sicherzu-
stellen, daß der Preis (hier also der Lohn) als entscheidender Steuerungsme-
chanismus eines Marktes auf Ungleichgewichte reagiert, und zwar sowohl
im Hinblick auf die (durchschnittliche) Lohnhöhe als auch im Hinblick auf
die Lohnstruktur (Siebert 1996e). Dabei ist zu berücksichtigen, daß für die
Arbeitgeber nicht die Nettolöhne, sondern die gesamten Arbeitskosten in-
klusive aller gesetzlichen und tariflichen Lohnnebenkosten sowie die Kosten
der Aufnahme und der Beendigung eines Arbeitsverhältnisses entscheidend
sind. Gleichzeitig geht es aber auch darum sicherzustellen, daß Anreize be-
stehen, die Produktivität der Beschäftigten durch Investitionen in Sach- und
Humankapital (sowie organisatorische Reformen) beständig zu erhöhen, um
(langfristig) Reallohnsteigerungen zu ermöglichen, die mit einem nachhaltig
steigenden Beschäftigungsniveau und einer geringeren Arbeitslosigkeit ver-
einbar sind.
Eine notwendige Bedingung für eine Rückkehr zur Vollbeschäftigung ist
eine nachhaltige Senkung der Kosten des Faktors Arbeit. Die Arbeitnehmer
können hierzu durch eine auf längere Sicht durchgehaltene Lohnzurück-
haltung beitragen: Da die globalen Finanzmärkte einen international weit-
gehend einheitlichen Realzins erzwingen, hilft Lohnzurückhaltung, die
Sachkapitalrendite — den wichtigsten Einflußfaktor für die Investitions-
tätigkeit —- zu erhöhen.
2
5 Die Sachkapitalinvestitionen beeinflussen wiede-
rum die Veränderung des Kapitalstocks, also der physischen Produktions-
2
4 Dies unterstreicht die Dringlichkeit einer möglichst vollständigen Privatisierung und
einer umfassenden Deregulierung.
5 Zum Zusammenhang zwischen Sachkapitalrendite und Investitionstätigkeit vgl. Döpke
(1994).1. Anforderungen an die Institutionen des Arbeitsmarktes 23
kapazitäten, die zusammen mit dem Humankapital auf mittlere Sicht die
Dynamik des wirtschaftlichen Wachstums bestimmen. So wie der Sachver-
ständigenrat in den sechziger und siebziger Jahren einen „Hochbeschäfti-
gungssicherungsabschlag" von dem verteilbaren gesamtwirtschaftlichen
Produktivitätszuwachs eingefordert hat, muß es nunmehr um einen deut-
lichen „Beschäftigungserhöhungsabschlag" gehen, damit ein insgesamt be-
schleunigtes Wachstum mit einer größeren Nachfrage nach Arbeit ein-
hergeht.
Die Aufgabe der Lohnpolitik erschöpft sich aber nicht darin, Arbeit insge-
samt zu verbilligen und die Sachkapitalrendite zu erhöhen. Gerade vor dem
Hintergrund des weltweit drastisch und dauerhaft gestiegenen Angebots an
Arbeit einfacher Qualifikation stellt sich das zusätzliche Problem, diese ver-
änderten Knappheitsverhältnisse in Preissignale umzusetzen, also die Lohn-
struktur weiter aufzufächern. Die Preissignale müssen deutlich machen, daß
(schon auf kurze Sicht) die gegenwärtigen Einkommensansprüche für weni-
ger qualifizierte Arbeit am Markt nicht mehr zu realisieren sind. Das Tem-
po, in dem (im Industriesektor) die Arbeitsplätze dieser Arbeitskräfte abge-
baut werden, kann dadurch verlangsamt werden — es wird also gleichsam
Zeit gekauft. Auf lange Sicht geht es jedoch nicht ohne verstärkte Investi-
tionen in das Humankapital; eine breitere Lohnspreizung gibt dafür die rich-
tigen Anreize.
... wie eine größere
Flexibilität der Lohn-
struktur
c. Gegenargumente greifen zu kurz
Gegen eine Politik der Lohnzurückhaltung und der stärkeren Lohndifferen-
zierung wird in der politischen und in der akademischen Debatte eine Reihe
von Gegenargumenten vorgebracht. Träfen sie zu, wären andere Anforde-
rungen an die Institutionen des Arbeitsmarkts zu stellen. Auf die wichtigsten
Gegenargumente soll hier kurz eingegangen werden, so auf das Aufwer-
tungsargument, Kaufkraftargument, Lohnpeitschenargument, Verelendungs-
und Rabatzargument, Gerechtigkeits- und Verteilungsargument und das Ra-
tionierungs- oder Arbeitszeitverkürzungsargument.
Das Aufwertungsargument
Gegen eine Politik der Lohnzurückhaltung wird oft eingewendet, sie bringe
nichts ein, da ihre Effekte durch eine induzierte Aufwertung der Währung
neutralisiert würden. Diese Aufwertung würde die preisliche Wettbewerbs-
fähigkeit inländischer Unternehmen auf den Auslandsmärkten beeinträchti-




Tatsächlich vermag eine^ solche Währungsaufwertung den Primäreffekt
einer Lohnkostensenkung jedoch allenfalls zum Teil zu neutralisieren. Bei
der Wirkung der Reallohnzurückhaltung sind zwei Effekte auseinanderzu-
halten, der Substitutionseffekt und der Outputeffekt: Zum einen verändert
sich durch die Lohnzurückhaltung der relative Preis von Arbeit, also das
Faktorpreisverhältnis. Arbeit wird insbesondere relativ zum Faktor Kapital
billiger. Dieser Substitutionseffekt wirkt immer zugunsten des relativ billi-










ger gewordenen Faktors. Wenn erwartet werden kann, daß diese relative
Verbilligung längere Zeit andauert und nicht gleich wieder zunichte ge-
macht wird, wenn sich die Beschäftigungslage verbessert, wird es lohnen-
der, wieder relativ mehr Arbeit im Produktionsprozeß einzusetzen. Zum
zweiten bewirkt eine relative Verbilligung des Faktors Arbeit, daß die Ko-
sten der Produktion insgesamt sinken. Der Outputpreis kann gesenkt, der
Absatz gewinnbringend erhöht werden. Es wird also insgesamt mehr produ-
ziert (Outputeffekt). Die Nachfrage nach allen Faktoren — insbesondere
auch nach Arbeit steigt.
Kommt es nun im Gefolge einer gesamtwirtschaftlichen Lohnzurückhaltung
zu einer Aufwertung der Währung, so wird allenfalls der Outputeffekt ver-
mindert. Der Substitutionseffekt indes bleibt wirksam. Er wirkt in Richtung
auf mehr Beschäftigung. Der positive Effekt wird noch verstärkt, wenn die
durch eine Lohnzurückhaltung zu erwartende Rentabilitätsverbesserung zu
einem Kapitalzustrom aus dem Ausland führt: Auch wenn dieser Kapitalzu-
strom eine Aufwertungstendenz impliziert, bewirkt das nunmehr größere
Angebot an Kapital eine Zunahme der Investitionstätigkeit und damit auch
eine Zunahme der Beschäftigung.
Zu berücksichtigen ist auch, daß nicht alle Branchen dem internationalen
Wettbewerb gleichermaßen ausgesetzt sind. In Branchen, die weniger stark
im internationalen Wettbewerb stehen, verbessert sich durch die Lohnzu-
rückhaltung die Erlös-Kosten-Relation dauerhaft. Insbesondere würden auch
die öffentlichen Haushalte entlastet. Letzteres könnte allen Unternehmen
(und Haushalten) in Form niedrigerer Steuern zugute kommen. Eine mögli-
che Aufwertung der Währung ist mithin kein Argument gegen eine Politik
der Lohnzurückhaltung.
Das Kaufkraftargument
Gegen eine zurückhaltende Lohnpolitik wird auch eingewendet, daß sinken-
de (oder stagnierende) Realeinkommen die Nachfrage nach Gütern (deut-
scher Unternehmen) stagnieren lasse und dadurch (auch angesichts der Pro-
duktivitätssteigerungen in den Unternehmen) zu weniger Beschäftigung
führt. Eine zu Reallohneinbußen führende Lohnzurückhaltung würde die
Kaufkraft der Arbeitnehmerhaushalte weiter verringern und die Absatz- und
Gewinnsituation der Unternehmen und die Beschäftigungssituation der
Arbeitnehmer weiter verschlechtern. Eine Anhebung der Löhne führe im
Gegenteil zu einer Steigerung der Nachfrage nach Gütern und Dienstleistun-
gen und damit zu einer Verbesserung der Beschäftigungslage.
Wenig Berücksichtigung findet bei den Befürwortern dieses Arguments, daß
Unternehmen durch Lohnsteigerungen, die auf ein Anheben der nominalen
Inlandsnachfrage zielen, verstärkt Anreize haben, Arbeit durch Kapital zu
ersetzen sowie Produktion ins Ausland zu verlagern. Die Produktion wird
teurer, die internationale Konkurrenzfähigkeit sinkt. Die Unternehmen der
Exportwirtschaft, die die Lohnkosten in einem harten internationalen Wett-
bewerb nicht überwälzen können, würden Marktanteile verlieren. Ausländi-
sche Produkte würden sich relativ verbilligen. Insgesamt würden Arbeits-
plätze verlorengehen. Zwar käme es zu einer Abwertung der Währung, aber
auch sie würde nicht helfen — es handelt sich hier um das spiegelbildliche1. Anforderungen an die Institutionen des Arbeitsmarktes 25
Analogon zu dem oben diskutierten Aufwertungsargument. Im Bereich der
— relativ — geschützten Binnensektoren sind die Chancen größer, die ge-
stiegenen Beschäftigungskosten zu überwälzen; die resultierenden Preisstei-
gerungen wirken jedoch einer Erhöhung der Realeinkommen, die eine not-
wendige Bedingung für mehr Nachfrage, Produktion und Beschäftigung ist,
entgegen. Als Fazit läßt sich festhalten: Das Kaufkraftargument basiert auf
einer Milchmädchenrechnung. Die Kaufkraft kann nur von der Angebots-
seite her gesteigert werden, indem in der Produktion höhere Einkommen
entstehen (Siebert 1996d: 20).
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Plausibler erscheint indes eine andere Kausalkette, die auf die abnehmende
gesamtwirtschaftliche Kaufkraft abstellt: Im Zeitablauf sind Steuern und
Abgaben sehr viel stärker als die Einkommen gestiegen. Die Funktionsfähig-
keit des Arbeitsmarktes wird dadurch unmittelbar berührt: „Die starke Pro-
gressivität des Systems der Besteuerung der Einkommen sowie die Tatsa-
che, daß ein Großteil aller Steuern und Abgaben aus der Besteuerung der
Arbeitseinkommen herrührt, treibt die Keile zwischen den Marktpreisen für
Arbeit und Arbeitskosten bzw. Arbeitsentgelt tiefer" (Boss et al. 1996a: 52).
So sind seit Ende der achtziger Jahre die realen verfügbaren Einkommen aus
unselbständiger Arbeit nicht mehr gestiegen, zuletzt sogar zurückgegangen.
Dies rechtfertigt jedoch nicht eine expansive Lohnpolitik zur Wiederher-
stellung der ursprünglichen Realeinkommenssituation, vielmehr muß die-
sem Problem auf dem Wege des Zurückdrängens der ausufernden Staats-
tätigkeit (Kapitel IT) und einer Reform der sozialen Sicherungssysteme (Ka-
pitel IV) begegnet werden.
Das Lohnpeitschenargument
Darin, daß weniger produktive Unternehmen und Branchen durch höhere
Lohnabschlüsse gezwungen werden, verstärkt zu rationalisieren oder aus
dem Markt auszuscheiden, sehen einige eher als einen Vorteil denn als einen
Nachteil hoher Lohnabschlüsse. Dadurch werde nämlich der Produktivitäts-
fortschritt und der Strukturwandel hin zu innovativen Produkten mit hoher
Wertschöpfung beschleunigt und die internationale Konkurrenzfähigkeit der
deutschen Wirtschaft insgesamt gestärkt. Überdurchschnittlich produktive
Unternehmen verfügten hingegen über genügend Mittel zur Finanzierung
von Investitionen in Sach- und Humankapital und würden von einer, expan-
siven Lohnpolitik nicht nachteilig berührt.
Ein zusätzlicher Rationalisierungsdruck durch die „Lohnpeitsche" wäre
volkswirtschaftlich jedoch kontraproduktiv, solange die Arbeitslosigkeit so
hoch ist (Giersch 1996: 64). Der Strukturwandel und die Rationalisierungs-
prozesse in den Unternehmen müssen nicht durch einen erhöhten Lohndruck












27 Die Befürworter des Kaufkraftargumentes erliegen einer analytischen Verwirrung: Zwar
mag es durchaus Situationen geben, in denen Arbeitslosigkeit durch ein zu geringes
Angebot an Geld verursacht wird (Geldmangel-Arbeitslosigkeit). Allerdings kann nur die
Notenbank das Geldangebot ausweiten und bewirken, was mit dem Kaufkraftargument
intendiert wird, nämlich die nominale Inlandsnachfrage zu steigern. Das Kaufkraftargu-
ment verwechselt „die Arbeitgeber, die das Geld den Arbeitern geben sollen, mit der
Zentralbank, die für das Geldangebot allein zuständig ist" (Giersch 1985: 23). An Geld




... führt nicht zur
Verelendung der
Massen ...
..., hilft aber beim
Wiedereinstieg in den
Arbeitsmarkt
Vom globalen Wettbewerb geht genügend Druck auf die Unternehmen aus,
sich durch Prozeß- und Produktinnovationen behaupten zu müssen. Weniger
Protektionismus und ein durchgreifender Subventionsabbau wären für
die Dynamik des Strukturwandels hilfreicher als eine „Lohnpeitsche"
(Soltwedel 1996b: 17).
Das „Verelendungs- und Rabatz-Argument"
Gerade auch die Empfehlung für eine deutlichere Spreizung der Lohnstruk-
tur, im Klartext also das (möglicherweise auch absolute) Absenken der Löh-
ne für Arbeitskräfte mit einfacher Qualifikation, ruft den massiven Wider-
stand der betroffenen Gruppen und der sie vertretenden Gewerkschaften her-
vor. Dabei wird die Befürchtung geäußert, daß die absoluten Löhne dieser
Arbeitskräfte letztlich auf das Niveau in den mittel- und osteuropäischen
Staaten sinken müßten oder gar auf das Niveau der Löhne in den Entwick-
lungs- und Schwellenländern. Wer einer solchen Entwicklung das Wort
rede, gefährde den sozialen Frieden, der auch im ökonomischen Sinn ein
hohes Gut ist, und habe dann letztlich sogar die Ursache und den Wider-
stand bis hin zur Gewalt („Rabatz") zu vertreten.
Zunächst einmal ist festzuhalten: Niedrige Löhne sind meistens mit einer
entsprechend niedrigeren Produktivität der Arbeitskräfte verbunden; inso-
weit besteht gar kein Kostenvorteil (Abschnitt III.3) Die Theorie des inter-
nationalen Handels hat zudem deutlich gemacht, daß es nicht die absoluten,
sondern die komparativen Kostenvorteile sind, die die treibende Kraft im
internationalen Handel sind und die das Muster der Spezialisierung zwi-
schen den beteiligten Ländern bestimmen. Wenn es den Unternehmen durch
schnelle Anpassungen an veränderte Marktbedingungen und eine hohe Inno-
vationsrate gelingt, im Strukturwandel die Nase vorn zu haben, profitiert
letztlich auch einfache Arbeit von der höheren Produktivität des komple-
mentären Sach- und Humankapitals. Die Befürchtung, daß die Löhne im Zu-
ge der Globalisierung gleichsam „ins Bodenlose" fallen, ist deshalb nicht
begründet.
Auch der Hinweis auf die große Zahl der sog. „working poor" in den
USA muß relativiert werden. Eine stärkere, knappheitsorientierte Lohndiffe-
renzierung wird in Deutschland aufgrund der gleichmäßigeren Verteilung
des Humankapitals kaum zu einer so ungleichen Lohn- und Einkommensver-
teilung führen wie in den Vereinigten Staaten oder dem Vereinigten König-
reich (Abschnitte IU.2.d und nJ.3). Dennoch sollte man sich „keinen Illu-
sionen hingeben darüber, welch großes Maß an Ungleichheit die Vollbe-
schäftigung bei zunehmender Globalisierung von uns in Deutschland ver-
langt" (Giersch 1996: 61). Allerdings stellt die Aufteilung der Gesellschaft
in Arbeitsplatzbesitzer und Arbeitslose eine noch größere Ungleichheit dar.
Dies vor allem dann, wenn die Arbeitslosen kaum mehr Aussichten auf eine
Reintegration ins Arbeitsleben haben.
In Betracht zu ziehen ist dabei auch, daß es Arbeitskräfte gibt, die kein
(neues) Humankapital erwerben können oder wollen. Die Vorstellung, in
Deutschland durchgängig Produkte herstellen zu können, die die Zahlung
der höchsten Löhne ermöglichen, ist deshalb nicht nur eine riskante, sondern
auch eine verantwortungslose Strategie (Möschel 1996a: 41). Sie nimmt kei-/. Anforderungen an die Institutionen des Arbeitsmarktes 27
nerlei Rücksicht auf die Interessen derjenigen Arbeitnehmer, die aufgrund
fehlender (kurzfristiger) Qualifizierbarkeit nicht nur Hightech und Blaupau-
sen liefern können und denen ebenfalls eine Chance zur Beschäftigung ver-
bleiben sollte. Es ist eine soziale Verpflichtung, daß sich im Arbeitsmarkt
auch für sie Beschäftigungsmöglichkeiten bieten. Zudem werden die Mög-
lichkeiten, die sozialstaatlichen Institutionen zu finanzieren, gefährdet, wenn
es nicht gelingt, das Beschäftigungsproblem zu lösen. Insofern stellt der
Hinweis, niedrigere Löhne und die daraus resultierende größere Ungleich-
heit beinhalteten einen erheblichen sozialen Sprengstoff und gefährdeten
den sozialen Friedent („Rabatz-Argument"), letztlich keinen überzeugenden
Einwand gegen eine beschäftigungsorientierte (stärker differenzierte) Lohn-
politik dar.
Das Gerechtigkeits- /Verteilungsargument
Von einer mangelnden Kenntnis der Fakten und einem mangelnden Ver-
ständnis für die marktwirtschaftlichen Wettbewerbsprozesse zeugt das Ar-
gument, die Unternehmen machten ganz ansehnliche Gewinne und sie hät-
ten doch auch eine „soziale Verpflichtung", Arbeitsplätze zu erhalten. Eng
verbunden damit ist die in Deutschland mit oft sehr oberflächlich anmuten-
den Argumenten geführte „shareholder value"-Debatte, in der von den Kriti-
kern des „shareholder value" insbesondere die Gleichzeitigkeit von steigen-
den Aktienkursen und (Top-)Managergehältern einerseits und der Forderung
nach Lohnmäßigung andererseits gegeißelt wird.
Dieses Argument verkennt zum einen, daß es nicht die Gewinne der in
Deutschland ansässigen Unternehmen per se sind, die über die Attraktivität
des „Produktionsstandortes Deutschland" und damit auch über mehr oder
weniger Arbeitsplätze entscheiden. Entscheidend ist vielmehr die Höhe der
Rendite inländischer Sachinvestitionen relativ zu anderen inländischen und
ausländischen Investitionsmöglichkeiten. Zum anderen verkennt das Argu-
ment die positive und vor allem die normative Rolle des Wettbewerbs und
der Gewinnmaximierung. Appelle an die Unternehmen, sie sollten sich auf-
grund ihrer sozialen Verantwortung oder aus Patriotismus mit den in
Deutschland zu erwirtschaftenden Gewinnen bzw. Renditen zufriedengeben,
werden angesichts des internationalen Wettbewerbs keinen (dauerhaften)
Erfolg haben — und dies wäre letztlich auch gar nicht wünschenswert. Denn
der „grundlegende Gedanke der modernen Marktwirtschaft, die wegen ihrer
Erfolge eine ethische Rechtfertigung hat, besteht darin, daß jede Handlung
von Akteuren im Markt unter Wettbewerbsdruck stehen soll".
2%
Der Wettbewerb zwingt die Unternehmen, auf zu hohe Lohnkosten durch
Beschäftigungsabbau oder -Verlagerung ins Ausland zu reagieren. Die Glo-
balisierung bietet den Unternehmen vielfältige Optionen hierzu und ver-
schärft zugleich den Wettbewerbsdruck, diese Optionen auch tatsächlich
wahrzunehmen. Diese Optionen nicht wahrzunehmen hieße angesichts des
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Vgl. Homann (1995:15) sowie Bickenbach und Soltwedel (1996a). Ihrer moralischen
Pflicht, der Solidarität aller zu dienen, können Unternehmen unter Bedingungen des von
einer geeigneten Rahmenordnung gesteuerten Wettbewerbs nur entlang der ökonomi-
schen Handlungslogik (Gewinnmaximierung) dienen und nicht gegen sie. Versuche, die
marktwirtschaftliche Ordnungspolitik durch einzelwirtschaftliche moralische Engage-
ments dauerhaft zu ersetzen, unterlaufen die Funktionsbedingungen des Wettbewerbs.
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... und freiwillige Ar-
beitszeitverkürzung
sind marktkonform
verschärften Wettbewerbs, das Überleben des Unternehmens insgesamt —
und damit auch die verbleibenden Arbeitsplätze — zu gefährden.
Eine wohlverstandene Gewinnmaximierung bedeutet dabei in aller Regel
jedoch gerade nicht, daß eine Unternehmenspolitik betrieben wird, die die
Mitarbeiter ausschließlich als Kostenfaktor und Unsicherheitsquelle ansieht.
Eine solche Strategie wäre angesichts der Bedeutung, die einer gut ausge-
bildeten und motivierten Belegschaft für den Unternehmenserfolg zukommt,
eine Strategie der Selbstschädigung (Bickenbach und Soltwedel 1996b).
Das Rationierungs- oder Arbeitszeitverkürzungsargument
Eine kollektive Arbeitszeitverkürzung wird von vielen Arbeitnehmern und
von den Gewerkschaften (immer noch) als wirksames Instrument zur Reduk-
tion der Arbeitslosigkeit angesehen. Es wird die Forderung erhoben, zusätz-
liche Arbeitszeitverkürzungen zu vereinbaren, um so einen Beitrag zur Erhö-
hung der Beschäftigtenzahl zu leisten. Dieser Forderung liegt die Vorstel-
lung zugrunde, daß ein gegebenes (gesamtwirtschaftliches) Arbeitsvolumen
durch eine Verteilung der individuellen Arbeitszeit auf mehr Beschäftigte
umverteilt werden könne und solle. Die Vorstellung, die Arbeitsnachfrage in
einer Volkswirtschaft sei schicksalhaft vorgegeben, ist jedoch falsch. Auch
und gerade unter den Bedingungen globalen Wirtschaftens hängt die ge-
samte Nachfrage nach Arbeitskräften von der Rentabilität der Arbeitsplätze,
also insbesondere von der Leistungsfähigkeit und -bereitschaft der Arbeit-
nehmer im Verhältnis zu ihren Lohnansprüchen, ab.
Mit der Strategie einer kollektiven Arbeitszeitverkürzung kapituliert man
nicht nur vor dem eigentlichen Problem; man gefährdet zugleich die Ziele
eines dauerhaft höheren Beschäftigungsstands, der Sicherung oder gar Stei-
gerung des Lebensstandards und erst recht die dauerhafte Solidität der Fi-
nanzierung der sozialen Sicherungssysteme. Diesen Zielen ist nicht durch
resignativen Leistungsverzicht — in der Form kollektiv verordneter Arbeits-
zeitverkürzung — näherzukommen, sondern durch eine höhere Leistungs-
und Anpassungsbereitschaft.
Vielfach wird auch die verstärkte Schaffung (Förderung) von Teilzeitar-
beitsplätzen gefordert. Tatsächlich ist der Anteil der Teilzeitarbeitsplätze an
der Zahl aller Arbeitsplätze in Deutschland im internationalen Vergleich
recht niedrig. Auch „ist nicht von der Hand zu weisen, daß durch einen hö-
heren Umfang von Teilzeitarbeitsplätzen zusätzliche Beschäftigung geschaf-
fen werden kann. Es muß sich allerdings um freiwillige Teilzeitbeschäfti-
gung handeln, und sie muß sich für die Unternehmen rechnen. Mehr Teil-
zeitarbeit als Umverteilung eines angeblich gegebenen Arbeitsvolumens zu
betreiben, wäre nicht sinnvoll; dies liefe auf eine Teilzeit-Arbeitslosigkeit
hinaus" (SVR 1994: Ziffer 469).
Generell gilt, daß gegen eine Arbeitszeitverkürzung dann nichts einzuwen-
den ist, wenn sie auf einer freiwilligen (individuellen) Vereinbarung zwi-
schen Arbeitnehmer und Unternehmen beruht und nicht zu Lasten der Allge-
meinheit (der Sozialkassen) geht. Während einheitlich kürzere Arbeitszeiten
sicherlich mehr schaden als nützen, können flexible Arbeitszeiten, die so-
wohl den unterschiedlichen Präferenzen der Arbeitnehmer als auch den
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wichtigen Beitrag, zur Erhöhung des allgemeinen Wohlstands leisten (vgl.
Berthold und Fehn 1996: 266 sowie die folgenden Abschnitte dieses Be-
richts). Flexible Arbeitszeiten verringern „den Zielkonflikt zwischen höhe-
ren Realeinkommen und mehr Beschäftigung" (SVR 1995: Ziffer 378), der
sich insbesondere im Falle kollektiver Arbeitszeitverkürzungen in ganzer
Schärfe stellt.
d. Einzelbetriebliche Aspekte der Lohnpolitik
Die gesamtwirtschaftlichen Aspekte der Lohnpolitik tragen für sich genom-
men den Differenzierungsnotwendigkeiten auf Unternehmensebene nicht
hinreichend Rechnung. Eine gesamtwirtschaftlich durchaus zweckmäßige
Leitlinie für die Entwicklung der Reallöhne kann einzelne Unternehmen an-
gesichts des Konkurrenz- und Kostendrucks offenbar nicht selten an die Be-
lastungsgrenze führen. Andererseits sind viele Unternehmen nicht zuletzt
aufgrund der hohen Qualifikation und Leistungs- bzw. Innovationsbereit-
schaft ihrer Mitarbeiter hoch profitabel. Forderungen nach Lohnzurückhal-
tung und Lohndifferenzierung können deshalb nicht bedeuten, daß alle Un-
ternehmen oder auch nur alle Unternehmen einer Branche einheitlich auf
Lohnerhöhungen verzichten oder gar Lohnsenkungen vereinbaren sollten.
Die Lohnerhöhungsspielräume in den Unternehmen selbst innerhalb einer
Branche sind zu unterschiedlich, als daß es sinnvoll wäre, eine für alle Un-
ternehmen einer Branche einheitliche Lohnsteigerung oder -Senkung zu ver-
einbaren.
Dies gilt um so mehr, als die Entlohnung der Mitarbeiter für die Unterneh-
men nicht nur einen Kostenfaktor darstellt, sondern gleichzeitig als Instru-
ment zur Förderung der Motivation und zur Verringerung der Fluktuation
der Mitarbeiter dient (Effizienzlohnargument). Eine Erhöhung der Entloh-
nung kann deshalb in jedem einzelnen Unternehmen bis zu einem bestimm-
ten Niveau zu einer Erhöhung der Produktivität und zu einer Verbesserung
der Gewinnsituation des Unternehmens führen. Dies gilt insbesondere dann,
wenn die Entlohnung an die individuelle Leistung oder den Erfolg des Un-
ternehmens gekoppelt ist.
Unter den geänderten Umfeldbedingungen werden Flexibilität und Inno-
vationsfähigkeit für viele Unternehmen zu entscheidenden Wettbewerbspa-
rametern. Die erforderliche nachhaltige Steigerung von Flexibilität und In-
novationsfähigkeit der Unternehmen ist aber nur zu erzielen, wenn es ge-
lingt, bislang weitgehend ungenutzte Ressourcen und Kreativitätspotentiale
innerhalb der Unternehmen zu mobilisieren. Es gilt, allen Mitarbeitern die
notwendigen Freiräume zu eröffnen, sie zu eigenständigem (gleichsam „un-
ternehmerischem") Denken und Handeln zu motivieren und zu qualifizieren.
In einer Vielzahl von Unternehmen wird zu diesem Zweck mit neuen oft-
mals stärker partizipativen Führungsgrundsätzen bzw. -instrumenten und Or-
ganisationsstrukturen experimentiert (Bickenbach und Soltwedel 1996c).
Dabei zeigt sich, daß sich die potentiellen Leistungssteigerungen neuer
Führungsinstrumente erst aus dem Zusammenwirken der verschiedenen
Bausteine partizipativer Führung und Unternehmensorganisation (Dezentra-










kooperative Unternehmenskultur, leistungsbezogene Entlohnungssysteme,
Gewinn- und Kapitalbeteiligungen sowie eine systematische Personal- und
Führungskräfteentwicklung) ergeben. Aufgrund der Differenziertheit und
Komplexität der Anpassungserfordernisse kann es kein Patentrezept auf dem
Weg zur partizipativen Führung geben.
Es wird deshalb immer problematischer, auf zentraler, überbetrieblicher
Ebene Lohngruppen mit entsprechenden Arbeitsplatzbeschreibungen festzu-
legen, in die die einzelnen Arbeitnehmer hineingepreßt werden müssen. Sol-
che Festlegungen beschränken die Möglichkeiten, die Kooperations- und
Leistungsbereitschaft der Arbeitnehmer durch Lohnanreize zu erhöhen
ebenso wie die Möglichkeiten, die Qualifikation der Arbeitnehmer durch
einen individuellen Mix von formellen und informellen Weiterbildungsmaß-
nahmen und einen regelmäßigen Wechsel von Aufgabenfeldern zu fördern.
Die Unternehmen brauchen einen erheblichen Spielraum bei der Anpassung
und Ausgestaltung von Arbeitsaufgaben, Entlohnungssystemen und Weiter-
bildungsprogrammen. Die unternehmensinternen Experimentierprozesse und
Veränderungen erfordern ausreichende Freiräume und Differenzierungs-
möglichkeiten in den tarifvertraglichen und (arbeits-)rechtlichen Rahmenbe-
dingungen.
Viele der sich im Rahmen der neuen Führungs- und Organisationsstruk-
turen herausbildenden Instrumente lassen sich nur dezentral auf Unterneh-
mensebene ausgestalten und implementieren. Zu solchen Instrumenten gehö-
ren leistungsabhängige Entgeltsysteme und Gewinnbeteiligung, Beschäfti-
gungs- und Standortsicherungsverträge, Regelungen zur Flexibilisierung der
Arbeitszeiten und Maßnahmen zur langfristigen Mitarbeiterentwicklung.
Leistungsabhängige Entgeltsysteme und Gewinnbeteiligung
Leistungsabhängige Entgeltsysteme können nur dann zielgerichtet motivie-
ren, wenn sie an die spezifischen Arbeitsaufgaben und Leistungsanforderun-
gen angepaßt sind. Diese allerdings verändern sich im Rahmen der organi-
satorischen Veränderungen teilweise dramatisch; mit ihnen müssen sich
auch die Entgeltsysteme entsprechend verändern. In erster Linie muß der
leistungsabhängigen Entlohnung zukünftig ein komplexerer Leistungsbegriff
zugrunde gelegt werden, als dies etwa beim Akkordlohn bisher der Fall war.
Die von den Mitarbeitern geforderte (und finanziell zu fördernde) Leistung
bezieht sich nicht mehr nur auf ein Leistungskriterium (wie etwa die Men-
genleistung). Es wird auch nicht mehr nur eine höhere Intensität ihres Ar-
beitseinsatzes gefordert, sondern im Rahmen eines kontinuierlichen Verbes-
serungsprozesses eine stete Optimierung der Produkte und Prozesse.
Auch von der Beteiligung der Mitarbeiter am Erfolg bzw. Gewinn des
Gesamtunternehmens können erhebliche positive Effekte auf die Identifika-
tion und die Motivation der Mitarbeiter ausgehen. Bei der konkreten Ausge-
staltung von Gewinn- bzw. Erfolgsbeteiligungsmodellen bedarf es der Fest-
legung der organisatorischen Bereiche, an deren Erfolgen der Mitarbeiter
beteiligt werden soll (Unternehmensebene, Profit-Center, Geschäftsbereich
oder Arbeitsgruppe). Dabei sind Kombinationen verschiedener Unterneh-
mensebenen denkbar, wobei die Gewichtung für verschiedene Mitarbeiter-
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legung zum individuell leistungsbezogenen Entgelt sollte den jeweiligen
Mitarbeitergruppen klar werden, daß sie in ihrem Kompetenzrahmen Ein-
fluß haben auf die Höhe des Erfolges und damit auch auf ihre (Beteili-
gungs)Prämie. In einem Flächentarif festgelegte weitgehend einheitliche
Beteiligungsregelungen können dem notwendigen Differenzierungsbedarf in
der Ausgestaltung nicht gerecht werden. Die konkrete Ausgestaltung der Be-
teiligungsregelung muß auf Unternehmens- oder Betriebsebene erfolgen.
Beschäftigungssicherungs- bzw. Standortsicherungsverträge
Unter bestimmten Voraussetzungen sind Verträge, die gleichzeitig Lohn-
höhe und Beschäftigung festlegen, reinen Lohnverträgen überlegen. Sowohl
Unternehmen als auch Arbeitnehmer können sich durch entsprechende
Verträge besserstellen. Als Beschäftigungssicherungs- oder Standortsiche-
rungsverträge werden solche Verträge in letzter Zeit verstärkt im Rahmen
von Betriebsvereinbarungen zwischen Unternehmensleitungen und Beleg-
schaften abgeschlossen. Diese Verträge sind „dadurch gekennzeichnet, daß
die Unternehmensleitung Beschäftigungszusagen für einige Jahre gibt, etwa
auch in der Form, daß bestimmte Produktionslinien an einem Standort er-
halten werden, und daß die Belegschaften Zugeständnisse bei den Tarifen
machen" (Siebert 1996d: 7). In der Zukunft wird solchen Verträgen vermut-
lich eine noch größere Bedeutung zukommen. Sie können allerdings nur auf
der Unternehmensebene abgeschlossen werden, „denn kein Arbeitgeberver-
band kann einzelne Unternehmen, sofern diese überhaupt tarifgebunden
sind, zur Einhaltung irgendwelcher Beschäftigungszusagen zwingen, die auf
der Verbandsebene vereinbart wurden" (Franz 1996: 36). Ein „Bündnis für
Arbeit" kann sinnvoll und rechtsverbindlich nur auf Unternehmensebene ge-
schlossen und durchgesetzt werden.
2
9
Regelungen zur Flexibilisierung der Arbeitszeiten
Ein wichtiges Instrument zur Kostensenkung und zur Steigerung der Reak-
tionsfähigkeit der Unternehmen stellt die Flexibilität der Arbeitszeiten dar.
Dabei geht es in den einzelnen Unternehmen zumeist um eine Verlängerung
und Flexibilisierung der Maschinenlaufzeiten (mit dem Ziel der Kostensen-
kung) sowie um eine flexible Anpassung der Arbeitszeit an betriebliche Er-
fordernisse (an die Kundenwünsche) bei konjunkturellen, saisonalen oder
auch rein zufälligen Auftragsschwankungen. Oft werden Jahresarbeitszeit-
konten oder Modelle, in denen Überstunden über einen Zeitraum von zwei
bis drei Jahren ausgeglichen werden können, am besten den betrieblichen
Erfordernissen entsprechen (Schellhaaß 1996: 16).
Auch die konkrete Ausgestaltung flexibler Arbeitszeitmodelle muß auf
betrieblicher Ebene vorgenommen werden. Nur dort lassen sich die speziel-
len Wünsche der Mitarbeiter (unterschiedliche Präferenzen bzgl. der Frei-
zeit-Einkommensentscheidung, unterschiedliche familiäre Restriktionen)
ebenso berücksichtigen wie die wirtschaftlichen Anforderungen an die Un-
ternehmen.
Allerdings sind entsprechende Betriebsvereinbarungen derzeit gemäß §77 Abs. 3 des Be-
triebsverfassungsgesetzes vom Gesetz her nichtig, wenn sie nicht in den Flächentarif-







Maßnahmen zur langfristigen Mitarbeiterentwicklung
Es kann kein Zweifel daran bestehen, daß auf die Mitarbeiter in vielen Un-
ternehmen infolge der organisatorischen Umgestaltung neue, erhöhte Quali-
fikationsanforderungen zukommen werden. Nachdem die Diskrepanz zwi-
schen Qualifikationsanforderungen und Qualifikationspotentialen in der
Vergangenheit häufig durch eine anforderungsreduzierende Arbeitsorgani-
sation, insbesondere eine zunehmende Arbeitsteilung, geschlossen wurde,
wird jetzt deutlich, daß entgegen früher häufig geäußerten Befürchtungen
gerade die neuen Technologien und neuen Formen der Produktionsorgani-
sation diese Tendenz umgekehrt und zu einem hohen Qualifizierungsbedarf
geführt haben. Die kontinuierliche Entwicklung und Weiterqualifizierung
der gesamten Belegschaft wird zur entscheidenden Voraussetzung für die
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen.
Aufgrund der zunehmenden Bedeutung arbeitsplatz- und betriebsspezifi-
scher Fähigkeiten und Kenntnisse werden den unternehmensinternen und
hier vor allem den „on-the-job"-Maßnahmen der Weiterbildung die größte
Bedeutung für die Personalentwicklung zukommen. Gruppen- und Projekt-
arbeit und der regelmäßige Aufgabenwechsel auch über Gruppen-, Abtei-
lungs- und Bereichsgrenzen hinweg (Job-Rotation) stellen zentrale Instru-
mente der Personalentwicklung dar. Bei der Entwicklung effizienter Formen
der Weiterbildung und der Personalentwicklung wird dabei auch der Frage,
wie die Weiterbildungsstrategien mit der Gestaltung von Anreizsystemen
verknüpft werden sollen, eine besondere Bedeutung zukommen.
Die Entwicklung und Umsetzung effizienter Formen der Weiterbildung
und Personalentwicklung kann deshalb effektiv nur auf Unternehmensebene
erfolgen. Auch die Bedingungen für eher grundlegende Humankapitalinve-
stitionen, die längere Fortbildungsphasen erfordern und nicht on-the-job er-
worben werden können, können vor allem auf Unternehmensebene durch
flexiblere Arbeitszeiten und durch freie Vereinbarungen über Vergütungen,
Bindungs- und Rückzahlungsmöglichkeiten erleichtert werden (Eekhoff
1996b: 8 f.).
Hinsichtlich der genannten Instrumente sprechen neben dem erheblichen
Differenzierungsbedarf zwischen den Unternehmen vor allem die Kosten
(bzw. die Unmöglichkeit) einer „vollständigen" Beschreibung von Leistung
und Gegenleistung für eine dezentrale Ausgestaltung in den einzelnen Un-
ternehmen. Oft werden nur informelle, implizite Vereinbarungen über Lei-
stung und Gegenleistung getroffen werden können. Bei der Anbahnung und
Durchsetzung solcher impliziter Vereinbarungen kommt der Unternehmens-
kultur und dem Vertrauen zwischen Unternehmensleitung und Belegschaft
(bzw. einzelnem Mitarbeiter) eine entscheidende Bedeutung zu (Bickenbach
und Soltwedel 1996b). Vertrauen und Reputation lassen sich jedoch we-
sentlich leichter auf einer dezentralen persönlichen Ebene aufbauen und zur
Sicherung impliziter Vereinbarungen einsetzen als auf zentraler anonymer
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e. Fazit: Anforderungen an die Arbeitsmarktinstitutionen
Die Prämissen für den Arbeitsmarkt haben sich entscheidend verändert. Vie-
le Faktoren haben dazu beigetragen, den Anpassungsdruck auf dem Arbeits-
markt zu erhöhen. Von besonderer Bedeutung sind die Globalisierung und
der technische Fortschritt, die den Strukturwandel verschärfen und tiefgrei-
fende unternehmensinterne Reformen erzwingen. Vor allem die Nachfrage
nach gering qualifizierten Arbeitskräften im industriellen Sektor geht da-
durch stark zurück. Der strukturelle Wandel bringt es mit sich, daß vorhan-
denes Humankapital abgeschrieben und neues gebildet werden muß. Sonst
kann es nicht gelingen, sich im internationalen Wettbewerbsprozeß zu be-
haupten, den Wachstumsprozeß zu stimulieren und das Niveau von Beschäf-
tigung und Einkommen nachhaltig zu erhöhen.
Für den Arbeitsmarkt ist als Fazit festzuhalten, daß eine nachhaltige
Lohnkostensenkung durch Lohnzurückhaltung und mehr (qualifikatorische
und regionale) Lohndifferenzierung notwendig sind für die Rückkehr zu
einem nachhaltig höheren Beschäftigungsstand. Nötig sind auch größere
Differenzierungsmöglichkeiten zwischen Unternehmen der gleichen Bran-
che sowie mehr Freiräume zur Umsetzung beschäftigungssichernder und
produktivitäts- und qualifikationserhöhender neuer Konzepte der Arbeits-
organisation, der Entlohnung und der Personalentwicklung in den einzelnen
Unternehmen.
Das institutionelle Regelwerk auf dem Arbeitsmarkt hat diesen Anforde-
rungen bisher nicht genügend Rechnung getragen. Voraussetzung für eine
Rückkehr zur Vollbeschäftigung ist daher eine vorbehaltlose Überprüfung
und Anpassung des Regelwerkes für die Lohnbildungsprozesse sowie der
arbeitsrechtlichen Bestandsschutzgesetze. Institutionelle Arrangements, die
unter spezifischen Umständen positiv gewirkt (oder zumindest nicht gescha-
det) haben, können unter anderen Bedingungen erhebliche negative Effekte
haben. Das deutsche (kollektive) Arbeitsrecht ist unter der Voraussetzung
eines (im Vergleich zu heute) weitgehend geschlossenen Marktes gewach-
sen und wird auch heute noch von den Arbeitsgerichten entsprechend ausge-
legt (Hanau 1994: 129 ff.). Diese zentrale Voraussetzung ist aber mit der
Globalisierung und der Verschärfung des internationalen Wettbewerbs weg-
gefallen.
2. Institutionelle Reformen: mehr Vertragsfreiheit auf
Unternehmensebene
Die Außenseiter auf dem Arbeitsmarkt brauchen ebenso wie gefährdete Un-
ternehmen und ihre Belegschaften mehr Chancen, um sich selber helfen zu
können. Hierauf zielen die in diesem Abschnitt vorgetragenen Argumente
und Vorschläge. Sie laufen nicht darauf hinaus, die Tarifautonomie „auszu-
hebein" oder gar kollektive Vereinbarungen zu verbieten. Je weniger die
Kollektivvertragsparteien die Interessen der Arbeitslosen und der in ihrer
Existenz gefährdeten Unternehmen und ihrer Arbeitnehmer in ihren Verein-
barungen berücksichtigen, um so stärker wird der Druck der dann macht-
volleren Außenseiterkonkurrenz, der helfen kann, das Auftreten von Fehl-34 ///. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen

















Die freiwillige Vereinbarung und institutionelle Absicherung eines begrenz-
ten Bestandsschutzes bestehender Arbeitsverhältnisse (Kündigungsschutz,
Sozialplanregelungen, begrenzte Rigidität der Entlohnung oder auch be-
grenzte Mitbestimmungs- und Initiativrechte der Belegschaft) liegen viel-
fach im beiderseitigen Interesse von Arbeitgeber und Arbeitnehmer. Sie die-
nen dazu, die Kooperations- und Leistungsanreize der Arbeitnehmer zu er-
höhen sowie dazu, die Anreize der Arbeitnehmer, in unternehmensspezi-
fisches Humankapital zu investieren, zu stärken. Im Rahmen partizipativer
Führungs- und Organisationsmodelle kommt ihnen eine wichtige Rolle zu.
Ein solcher freiwillig vereinbarter Bestandsschutz kann und wird jedoch
niemals absolut sein. Es muß möglich sein, Arbeitnehmer, die Kooperation
und Leistung verweigern, zu entlassen. Andernfalls würden sich die effi-
zienzerhöhenden Anreizwirkungen des Bestandsschutzes ins Negative um-
kehren.
Würde der gesetzliche Bestandsschutz auf ein Niveau beschränkt, das ohne-
hin im gegenseitigen Interesse von Arbeitgebern und Arbeitnehmern liegt,
ließen sich durchaus ökonomische Argumente für eine solche gesetzliche
Regelung finden (Transaktionskostenersparnisse sowie Argumente, die auf
Zeitinkonsistenz- und Selbstbindungsproblemen beruhen). In Einzelfällen
(adverser Selektion) läßt sich auch ein weitergehender Bestandsschutz öko-
nomisch rechtfertigen.
Die gegenwärtigen gesetzlichen (und tarifvertraglichen) Regelungen des Be-
standsschutzes gehen jedoch weit über ein solches ökonomisch sinnvolles
Niveau hinaus. Zumindest scheinen sie eine weit über das „vernünftige"
Maß hinausgehende Auslegung der gesetzlichen Bestandsschutznormen
durch die Arbeitsgerichte zu ermöglichen (Rüthers 1996: 57 ff.). Die heuti-
gen Kündigungsschutzregelungen sind zu einem überwiegenden Teil Rich-
terrecht und nur zu einem geringeren Teil Gesetzesrecht. „Selbst (über-
triebene) Einzelfallentscheidungen erhalten (dadurch) für ganze Fallgruppen
Normcharakter und können so unternehmerisches Handeln beeinflussen"
(SVR 1994: Ziffer 442). Zudem hat die Rechtsprechung der Arbeitsgerichte
die für die Betriebspraxis unabdingbare „Vorhersehbarkeit der Ergebnisse
von Kündigungsschutzprozessen in Deutschland nahezu beseitigt" (Rüthers
1996: 152 f.). Der Gesetzgeber sollte einer solchen Entscheidungspraxis und
Normsetzung durch die Arbeitsgerichte durch eine Neuformulierung der ge-
setzlichen Kündigungsschutzregelungen und Sozialplanregelungen engere
Grenzen setzen.
Ein weitgehender unabdingbarer Kündigungsschutz bedeutet zwar einen
Vorteil für diejenigen, die einen Arbeitsplatz haben. Die hohen Entlassungs-
kosten, die aus den bestehenden Kündigungs- und Sozialplannormen resul-
tieren und sich nicht in einer entsprechenden Differenzierung der Löhne und
Gehälter niederschlagen können, vermindern jedoch die Bereitschaft der
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daß die Außenseiter (insbesondere die Arbeitslosen und hierbei verstärkt be-
sonders „geschützte" Gruppen wie z.B. ältere Arbeitnehmer) im Wettbewerb
diskriminiert werden. Gesetzliche Bestandsschutzregeln sollten sich deshalb
grundsätzlich auf ein Minimum beschränken.
Angehörigen besonderer Problemgruppen (Langzeitarbeitslosen, gesundheit-
lich beeinträchtigten oder älteren Arbeitslosen sowie erwerbsfähigen Sozial-
hilfeempfängern) sollte das Recht eingeräumt werden, zumindest teilweise
(und vorübergehend) auf den gesetzlichen Bestandsschutz zu verzichten, um
ihre Einstellungschancen zu erhöhen. Jedenfalls sollte der Gesetzgeber auf
den Versuch verzichten, Problemgruppen aus sozialen Motiven heraus durch
einen besonderen Bestandsschutz zu „begünstigen". Solche „gutgemeinten
formalen Begünstigungen" schlagen allzu oft in eine faktische Benachteili-
gung der jeweiligen Personengruppe um, da ihre Beschäftigung für die Un-
ternehmen wirtschaftlich (noch) unattraktiver wird. Der Versuch, die Kosten
einer Sozialpolitik zugunsten dieser Erwerbspersonen auf die Unternehmen
zu überwälzen, schlägt in einem Wettbewerbssystem notwendig in eine Ver-
schlechterung der Beschäftigungschancen und damit in eine faktische Be-
nachteiligung um.
3
0 Die spezifische soziale Absicherung einzelner als be-
sonders unterstützungs- oder förderungsbedürftig angesehener Bevölke-
rungsgruppen ist Aufgabe der staatlichen Sozialpolitik. Weder die Verant-
wortung noch die Kosten für eine solche Sozialpolitik sollten oder können in
einer wettbewerblichen Ordnung auf die Unternehmen abgewälzt werden
(Soltwedel 1980).
Der zunehmende internationale Wettbewerbsdruck hat zur Folge, daß es
immer weniger gelingen kann, den Unternehmen Soziallasten aufzubürden.
„Staatlich verordnete oder durch Lohnkartelle beschlossene Sozialpolitik,
deren Kosten die Unternehmen tragen sollen, verschlechtert die Beschäfti-
gungschancen" (Eekhoff 1996c: 95). Der Wettbewerb zwingt die Unterneh-
men, sich diesen Kosten, wenn sie nicht durch eine Produktivitätssteigerung
gedeckt sind oder kompensierend andere Elemente der Beschäftigungsko-
sten gesenkt werden, durch Beschäftigungsabbau oder -Verlagerung ins Aus-




Moderne partizipative Unternehmensführung setzt Informations- und Mit-
wirkungsrechte der Mitarbeiter ganz bewußt als effizienzerhöhende Instru-
mente ein, um im Wettbewerb bestehen zu können. Diese Instrumente sind
ein wesentlicher Bestandteil einer modernen Unternehmenskultur. Die ge-
setzlichen erzwingbaren (und unabdingbaren) Mitbestimmungsrechte und
(begrenzten) Initiativrechte nach dem Betriebsverfassungsgesetz (BetrVG)
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Stützel (1982) spricht von den „Bumerangeffekten" der gut gemeinten Maßnahmen, die
sich im Wirkungsgefüge des Marktes jedoch nachteilig auswirken.
Auch ein auf Unternehmensebene zwischen Unternehmen und Arbeitnehmer(n) verein-
barter Bestandsschutz verschärft grundsätzlich das Insider-Outsider-Problem. Dagegen
ist aus gesamtwirtschaftlicher Sicht jedoch nichts einzuwenden, denn dies ist keine Wett-
bewerbsbeschränkung, sondern als ein Instrument von Gewinnstreben und Wettbewerb
anzusehen, das ein Unternehmen (Unternehmer, Kapitalgeber und Belegschaft) im Wett-
bewerb mit anderen Unternehmen einsetzt. Die entsprechenden Verhaltensweisen sind
daher nicht unmittelbar auf das Wohl bestimmter Insider gerichtet, vielmehr bleiben
sie — über die wettbewerbliche Rahmenordnung — systematisch vereinbar auch mit






sinnvoll36 ///. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
Betriebliche Mitbe-
stimmung ...




... führt zur Vorsicht
bei Investitionen
von 1972 führen allerdings zu einer für Unternehmen oft nicht absehbaren
Kostenbelastung und (zumindest in Einzelfällen) sogar zu einer gravieren-
den Einschränkung unternehmerischer Entscheidungsfreiheit.
Die erzwingbaren Mitbestimmungsrechte des Betriebsrats nach § 87 BetrVG
erstrecken sich zwar überwiegend auf soziale Angelegenheiten, die Grenzen
zu wirtschaftlichen Angelegenheiten und Fragen der grundsätzlichen Unter-
nehmenspolitik sind jedoch fließend. Das ist beispielsweise der Fall bei Re-
gelungen der Arbeitszeitverteilung, der Anordnung von Kurzarbeit oder
Überstunden, beim Übergang von Zeit- zum Prämienlohn oder umgekehrt.
Wenn dem Betriebsrat in diesen Angelegenheiten ein inhaltlich nicht be-
grenztes, erzwingbares Mitbestimmungsrecht (einschließlich des sogenann-
ten Initiativrechts) zugestanden wird, „so kann das zu erheblichen Eingriffen
des Betriebsrats und der Einigungsstelle in prinzipielle unternehmenspoli-
tische Entscheidungen auf wirtschaftlichem Gebiet, etwa über Standort- und
Wettbewerbsbedingungen, über Steigerung oder Reduktion der Produktion
u.a. führen" (Rüthers 1996: 96).
Ähnlich wie im Kündigungsschutzrecht kann es bei Streitfällen zu unabseh-
baren Kostenrisiken für das Unternehmen kommen. Das Richterrecht ist in
wichtigen Entscheidungen nicht nur dadurch gekennzeichnet, daß die wirt-
schaftlichen Folgen von Entscheidungen für das Unternehmen oder die wirt-
schaftsverfassungsrechtlichen Konsequenzen außer Betracht geblieben sind;
das Bundesarbeitsgericht hat sich dabei vielmehr auch über den eindeutigen
gesetzgeberischen Willen hinweggesetzt, der sowohl in der amtlichen Be-
gründung des Regierungsentwurfs wie auch in der parlamentarischen Bera-
tung des Betriebsverfassungsgesetzes artikuliert worden war (Rüthers 1996:
99). Diese Rechtsprechung der Arbeitsgerichte eröffnet dem Betriebsrat im
Bereich der erzwingbaren Mitbestimmung „die von dem Gesetz gerade nicht
gewollte Rolle eines voll gleichberechtigten Mitunternehmers ohne Eigen-
haftung" (Rüthers 1996: 104).
3
2
Solche Unwägbarkeiten in Leitentscheidungen der Rechtsprechung, stellen
nach Rüthers' Einschätzung (1996: 193) für jeden potentiellen Investor
einen Grund zur Skepsis dar. In einer Zeit, in der die Staaten mit ihren Re-
gelwerken in einem sich verschärfenden internationalen institutionellen
Wettbewerb stehen, sind solche Kostenrisiken von Nachteil für den Standort
Deutschland. Damit der gesetzliche Bestandsschutz der Mitbestimmungs-
rechte nicht zu ökonomischen Risiken führt, ist es auf der einen Seite unab-
dingbar, daß die Unternehmensführung langen Atem und aktives Bemühen
zeigt, sich um eine konsensorientierte Unternehmenskultur zu bemühen. Auf
der anderen Seite ist es aber auch unabdingbar, daß der Gesetzgeber die in-
haltlichen Grenzen der gesetzlichen Mitbestimmung schärfer zieht.
3
2 Rüthers ist nicht frei von Sarkasmus, wenn er die Konsequenz dieser Rechtsprechung in
der Möglichkeit zusammenfaßt, „daß der Betriebsrat eines Nachtlokals demnächst über
die mitbestimmte Verteilung der Arbeitszeit das Etablissement in eine Tageskneipe um-
wandeln könnte" (Rüthers 1996: 102 f.).2. Institutionelle Reformen: mehr Vertragsfreiheit auf Unternehmensebene 37
b. Tarifpolitik und Tarifrecht in der Krise
Flächentarifvertrag
Vorherrschendes Instrument zur Regelung der Arbeitsbedingungen ein-
schließlich wesentlicher Teile des Bestandsschutzes ist in Deutschland we-
der der individuelle Arbeitsvertrag noch die Gesetzgebung, sondern der Flä-
chentarifvertrag. Eben dieser Flächentarif ist in die Kritik geraten. Es be-
steht heute auch unter den Tarifpartnern ein weitgehender Konsens darüber,
daß der Flächentarif reformiert werden muß. Angesichts der beschriebenen
Umfeldveränderungen scheint sich zwischen den Tarifpartnern — wie eine
Befragung wichtiger Gewerkschaften und Arbeitgeberverbände zeigte (Solt-
wedel 1996c) — ein grundsätzlicher Konsens dahingehend anzubahnen, daß
die Festsetzung von Arbeitsbedingungen stärker als bisher auf die konkreten
Verhältnisse in den Unternehmen Rücksicht zu nehmen hat. Arbeitszeitkon-
ten und betriebsindividuelle, absatzorientierte Arbeitszeitvereinbarungen
werden zusehends als kostensenkende Mittel akzeptiert und auch tarifver-
traglich vereinbart.
Ein zunehmendes Einvernehmen zeichnet sich auch in der Zielsetzung ab,
bei den Löhnen eine größere Unternehmensnähe anzustreben. Klar in den
Flächentarifverträgen definierte Optionen (wie z.B. Lohnkorridore) erschei-
nen den Gewerkschaften mehr und mehr als konsensfähige Konzepte; kon-
ditionierte Öffnungsklauseln sind für einzelne Arbeitgeberverbände und Ge-
werkschaften denkbar, an dem Institut „Flächentarifvertrag" wollen aber Ge-
werkschaften und Arbeitgeberverbände (mehrheitlich) nicht rütteln.
Trotz einer zunehmenden Zahl an Austritten aus dem Arbeitgeberverband
und — im längerfristigen Trend — auch aus den Gewerkschaften und trotz
der zunehmenden Bedeutung von Vereinbarungen auf Unternehmensebene
— sei es im Rahmen von im Tarifvertrag vorgesehenen Öffnungsklauseln
oder Korridoren wie etwa im Fall der Arbeitszeit oder in Form stillschwei-
gend geduldeter tarifvertragswidriger Betriebsvereinbarungen — kann zu-
mindest in den alten Bundesländern (im Gegensatz zu einigen anderen
OECD-Ländern) noch nicht von einer generellen Erosion zentraler Verhand-
lungen beziehungsweise des Flächentarifvertrags gesprochen werden.
Im Gegensatz dazu hat sich in Ostdeutschland eine Tarif- und Verbands-
flucht von erheblichem Ausmaß vollzogen. Der Flächentarifvertrag hat in
Ostdeutschland seine „Ordnungsfunktion" verloren, seine Verbindlichkeit
ist erodiert. Durch die kräftigen Lohnerhöhungen in die finanzielle Enge ge-
trieben, hat ein erheblicher (und zunehmender) Teil der Unternehmen daraus
die Konsequenz gezogen und nimmt Abstand von der in Westdeutschland










..., wohl aber in den
neuen Bundesländern
33 Die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes in Ostdeutschland hat vor allem dadurch ge-
litten, daß von vornherein die (nahezu vollständige) Übertragung des westdeutschen Re-
gelwerks für den Arbeitsmarkt als weithin wünschenswert und notwendig angesehen
wurde — eines Regelwerks, dem allerdings schon vor der Vereinigung entgegengehalten
wurde, daß eine Deregulierung des Arbeitsmarktes zweckmäßig, wünschenswert und
möglich sei (Soltwedel et al. 1990: 234). Insbesondere war es im politischen Bereich und
bei den Gewerkschaften wie auch den Arbeitgeberverbänden unwidersprochen, ja sogar
erwünscht, das ostdeutsche Lohnniveau schnell an das westdeutsche Lohnniveau heran-







sind im Prinzip zwar
möglich ...




die kleinen Betriebe haben sich von der Lohnfindung über den Flächentarif-
vertrag abgekoppelt. „So zahlen etwa 40 vH der Betriebe mit bis zu 20 Be-
schäftigten nach eigenen Angaben Löhne, die geringer sind als die tarifver-
traglich vereinbarten; unter den Unternehmen mit 20 bis 100 Beschäftigten
sind es reichlich 30 vH, bei den Betrieben mit 100 bis 200 Beschäftigten
sind es noch 20 vH, von den noch größeren Betrieben ist es gar keiner"
(DIWetal. 1995: 45 f.).
In vielen Fällen treten insbesondere kleine und mittlere Unternehmen den
Arbeitgeberverbänden gar nicht erst bei. Im Winter 1994/95 waren (nach
eigenen Angaben) nur noch 27 vH der Unternehmen in der ostdeutschen In-
dustrie einem Arbeitgeberverband angeschlossen; und von diesen dachte je-
des dritte Unternehmen darüber nach, aus dem Verband auszutreten. Von
den Unternehmen mit weniger als 20 Beschäftigten ist zu diesem Zeitpunkt
gerade ein Zehntel Mitglied im Arbeitgeberverband gewesen, die großen
Unternehmen sind hingegen praktisch alle Verbandsmitglieder (DIW et al.
1995: 47).
3
4 Daß die Tarifflucht unter den kleinen (Mitglieds-)Betrieben
vergleichsweise häufig ist, mag auch damit zusammenhängen, daß bei ihnen
der gewerkschaftliche Einfluß geringer ist als bei Großbetrieben (DIW et al.
1997: 10).
Diese Entwicklung und die katastrophale Lage auf dem Arbeitsmarkt in
Ostdeutschland sprechen insgesamt dafür, das institutionelle Regelwerk auf
dem Arbeitsmarkt zu reformieren und mehr Vertragsfreiheit zuzulassen.
Das Dilemma der Tarifautonomie — Insider gegen Outsider
Natürlich liegt es — und lag es immer — in der Macht des Tarifkartells,
volkswirtschaftlich sinnvolle Tarifverträge abzuschließen. Die Tarifpartner
könnten eine größere Lohnzurückhaltung üben und stärker differenzierte
Löhne vereinbaren; sie könnten sich auf die Festlegung von Rahmenregeln
und echten Mindestbedingungen beschränken; sie könnten Öffnungsklauseln
für notleidende Unternehmen und Einsteigertarife für Langzeitarbeitslose
und für ältere Arbeitskräfte vereinbaren. „Es geschieht nur nicht. Was sich
beobachten läßt, sind Trippelschritte in einzelnen Branchen (Tarifabschluß
in der chemischen Industrie) oder eine tendenzielle Lohnzurückhaltung in
Krisensituationen (Tarifrunde 1994). Entsteht auch nur der Eindruck eines
bevorstehenden konjunkturellen Aufschwungs, brechen wieder alle Dämme.
Der Tarifabschluß 1995 in der bayerischen Metallindustrie ist das typische
Beispiel" (Möschel 1996b: 54).
Das Organisationsinteresse der Verbände (und Gewerkschaften) steht offen-
bar größeren Schritten entgegen. Die Verbände haben kein Interesse daran,
sich an den Interessen der Schwächsten (konkursgefährdete Unternehmen,
Arbeitslose) zu orientieren, dies würde sie weitgehend überflüssig machen.
Wenn Gewerkschaften nur Ergebnisse erzielen, die auch kostenlos im Markt
zu erreichen sind, machen sie sich (nicht nur aus Sicht ihrer Mitglieder)
funktionslos. Wilde Streiks im Jahr 1969 machten offenbar, daß die Ge-
werkschaften nach einer äußerst zurückhaltenden Lohnpolitik im Jahr 1968
3
4 Diese großen Unternehmen gehörten zu einem großen Teil der Treuhand oder waren
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und auch noch 1969 (entgegen der ausdrücklichen Empfehlung des Sachver-
ständigenrates) nicht mehr in der Lage waren, ihrer Friedenspflicht nach-
zukommen und ihre Mitglieder zur Tarifvertragstreue zu verpflichten. Im
Jahr 1969 stand die Fähigkeit der Gewerkschaften zur kollektiven Mei-
nungsbildung, Verhandlungs- und Durchsetzungsfähigkeit auf dem Spiel.
Nach dieser Erfahrung praktizierten sie eine Tariflohnpolitik, die darauf ge-
richtet war zu verhindern, daß die Effektivlöhne den Tariflöhnen davon-
eilen. Es fand ein (bis in die heutigen Tage gültiger) strategischer Wandel
von dem Setzen von Mindestbedingungen hin zur Vereinbarung von Effek-
tivlöhnen statt (Soltwedel 1996a: 224). -
Die Gewerkschaften vertreten die Interessen ihrer (überwiegend) beschäftig-
ten Mitglieder, die Interessen der Arbeitslosen treten dahinter zurück. Die
Insider, also die Arbeitsplatzbesitzer, werden begünstigt. Das Regelwerk
wirkt dadurch letztlich zum Nachteil der Außenseiter, der Arbeitslosen.
Aber auch die Arbeitgeberverbände sind keine Sachwalter eines öffentlichen
Interesses an Vollbeschäftigung. Was für die Verbände zählt, ist die Wett-
bewerbsfähigkeit der angeschlossenen Unternehmen. Die typische Kartell-
folge, nämlich die Wirkung zu Lasten Dritter, ist ohne „Belang" (Möschel
1996a: 39). Ein nachhaltiger Druck, Vereinbarungen zugunsten der Arbeits-
losen zu treffen, ist auch von den einzelnen Arbeitgebern nicht zu erwarten.
Und je besser die Optionen der Unternehmen werden, Arbeitsplätze in
Deutschland durch eine höhere Kapitalintensität der Produktion oder durch
eine Verlagerung der Produktion ins Ausland abzubauen, desto geringer
wird ihr Widerstand gegen zu hohe Lohnabschlüsse sein. „Allen Lippenbe-
kenntnissen zum Trotz werden ersichtlich die Belange der Arbeitslosen am
ehesten am Verhandlungstisch um des Konsens willen geopfert" (Henssler
1994: 513).
Das Organisationsinteresse der Gewerkschaften und der Arbeitgeberver-
bände spricht auch gegen eine deutlich stärkere Dezentralisierung der Ver-
handlungen. Die Verbände bzw. ihre Funktionäre haben kein Interesse an
stark differenzierten Lösungen, die nur auf Unternehmensebene spezifiziert
und kontrolliert werden könnten. Sie würden dadurch wesentlich an Rege-
lungs- und Kontrollkompetenz verlieren.
Angesichts dieser Überlegungen sowie der Erfahrungen der vergangenen
Jahre ist nicht davon auszugehen, daß die Tarifparteien allein aus Einsicht
oder als Reaktion auf entsprechende Appelle aus Politik oder Wissenschaft
zu der notwendigen raschen Reform ihrer Tarifpolitik gelangen werden.
Ebenso kann nicht unbedingt davon ausgegangen werden, daß es allein auf
dem Weg der Auslegung zu einer zweckgerechten Fortentwicklung des indi-
viduellen und des kollektiven Arbeitsrechts durch die Arbeitsgerichte kom-
men wird. Daher muß das kollektive Arbeitsrecht geändert werden, um den
Druck auf die Tarifparteien zu erhöhen, die Interessen der Arbeitslosen und
der Mitarbeiter in den gefährdeten Betrieben in der Lohnpolitik sehr viel
stärker zu berücksichtigen, als dies bisher geschieht.
„Die Tarifautonomie ist an die Gemeinwohlmaßstäbe des Rechts gebun-
den" (Möschel 1996c: 14). Art. 9 Abs. 3 GG schützt die Tarifautonomie nur
in einem Kernbereich. Der Gesetzgeber ist „aufgefordert, das Grundrecht






dert werden40 ///. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
ven externen Effekte auf die Allgemeinheit" (Möschel 1996c: 20 f.). Die
Verantwortung, den rechtlichen Rahmen der Tarifautonomie so auszuge-
stalten, daß die negativen Wirkungen auf die Allgemeinheit minimiert wer-
den, bleibt daher beim Gesetzgeber. Der Gesetzgeber sollte seiner Verant-
wortung durch Reformen des rechtlichen Rahmens nachkommen.
c. Leitlinien zur Reform des Tarifrechts
Mehr Vertragsfreiheit zu gewähren liegt nahe, wenn Unternehmensleitung
und Betriebsrat mit den bestehenden Tarifvereinbarungen nicht zurechtkom-
men und sich wegen fehlender effektiver Öffnungsklauseln genötigt sehen,
auf der betrieblichen Ebene (unter Umständen rechtswidrige) Vereinbarun-
gen zu treffen, die sich über die Regelungen des Flächentarifvertrags hin-
wegsetzen.
Lockerung des inter- Es ist jedoch zu beachten, daß die Mitgliedschaft in den Tarifverbänden frei-
nen Kartellzwangs willig ist und daß der Vertrag die Unterschrift der gewählten Vertreter bei-
der Vertragsparteien trägt. Aus Gründen der Rechts- und Vertragssicherheit
sollte die Bindungswirkung der Tarifverträge für die Vertragspartner selbst
nicht (zu stark) eingeschränkt werden, es sei denn, eine solche Beschrän-
kung ist notwendig, um erhebliche negative Konsequenzen für Dritte — z.B.
für nicht organisierte Arbeitnehmer in existenzgefährdeten Mitgliedsunter-
nehmen — und für die Allgemeinheit zu verhindern.
Eine weitgehende Lockerung der Bindungswirkung schon geschlossener
Tarifverträge würde zudem den Anreiz, von Anfang an vernünftige, flexible
Tarifvereinbarungen zu treffen, weiter reduzieren. Soweit an der Institution
Flächentarifvertrag (als Option) überhaupt festgehalten werden soll (und
dieser nicht nur die Funktion einer unverbindlichen Koordination betriebli-
cher Vereinbarungen zukommen soll), sollten die Möglichkeiten einer nach-
träglichen, einseitigen oder einzelbetrieblichen Abweichung von den Ver-
tragsinhalten eng begrenzt bleiben.
Es ist allerdings durchaus gerechtfertigt, den internen Kartellzwang, d.h.
die BindungsWirkung geschlossener Tarifverträge für die grundsätzlich tarif-
gebundenen Unternehmen und Arbeitnehmer, überall dort (teilweise und
vorübergehend) zu beschränken bzw. aufzuheben, wo von einem Festhalten
an den Vereinbarungen eine konkrete Gefährdung von Unternehmen und da-
mit von Arbeitsplätzen auch von nicht tarifgebundenen Arbeitnehmern be-
steht. Im einzelnen ist hinsichtlich einer Lockerung des internen Kartell-
zwangs vor allem über eine Einführung von Härteklauseln, Begrenzung der
Weitergeltung, Reformulierung des Günstigkeitsprinzips und über Einstei-
gertarife nachzudenken.
Härteklauseln
Im Falle einer sich abzeichnenden konkreten Konkursgefahr muß das von
großer Mehrheit getragene Votum der Belegschaft über Zugeständnisse bei
den Arbeitskonditionen den Regeln des Tarifvertrags entsprechen. Um dies
zu ermöglichen, „könnte vorgeschrieben werden, daß in Tarifverträgen eine
wirksame Härteklausel enthalten sein muß. Deren konkrete Ausgestaltung
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vom Gesetzgeber vorgeschlagene Vereinbarung ..." (SVR 1995: Ziffer 385).
Zu den Voraussetzungen einer solchen Vereinbarung gehören: die konkrete
Gefahr des Fortfalls von Arbeitsplätzen; die Einmütigkeit der Belegschaft,
das vertretbare Ausmaß der Konzession und die reelle Aussicht auf das Ge-
lingen der Sanierung. Ein entsprechendes Zugeständnis muß jederzeit wider-
rufbar sein.
Weitergeltung und Nachwirkung
Für den Austritt eines Arbeitgebers aus seinem Verband gibt es neben dem
satzungsmäßigen Austritt auch den "Austritt aus wichtigem Grund. Beide
Formen des Austritts, vor Abschluß des Tarifvertrags wirksam geworden,
verhindern das Entstehen von Tarifgebundenheit an den neuen Tarifvertrag.
Grundsätzlich bleibt jedoch die Tarifgebundenheit gemäß §3 Abs. 3 Tarif-
vertragsgesetz: (TVG) im Falle eines Verbandsaustritts bestehen, bis der Ta-
rifvertrag selbst endet. „Dies stellt insbesondere bei den teilweise langen
Laufzeiten von Manteltarifverträgen eine inflexible Regelung dar, wenn sich
die wirtschaftlichen Bedingungen für das Unternehmen schneller ändern.
Eine Möglichkeit für den Gesetzgeber besteht in der Festsetzung von Fristen
für die Weitergeltung von Tarifverträgen, etwa in der Größenordnung von
einem halben bis einem Jahr für Manteltarifverträge nach Austritt des Unter-
nehmens aus dem Arbeitgeberverband. Analoges kann für Entgelttarifver-
träge in Betracht gezogen werden, mit einer Fristsetzung von einem halben
Jahr" (SVR 95: Ziffer 385). Zumindest aber sollte die Weitergeltung des § 3
Abs. 3 TVG nach Ablauf einer gesetzlich zu regelnden Frist nur noch eine
Nachwirkung, gemäß § 4 Abs. 5 TVG, bedeuten. Dies würde beinhalten,
daß der Wegfall der Tarifbindung (im Falle eines Verbandsaustritts) zwar
die zwingende Geltung der Tarifvertragsnormen beendet, nicht hingegen de-
ren Geltung überhaupt (Reuter 1995: 41).
Günstigkeitsprinzip
Bei dem Versuch, das Tarifrecht im Sinne einer größeren Flexibilität der Ta-
rifverträge fortzuentwickeln, könnte auch über eine Reinterpretation bzw.
Reformulierung des Günstigkeitsprinzips nachgedacht werden. Dabei muß
auf eine ökonomische Interpretation des Günstigkeitsprinzips abgestellt wer-
den. „Dem einzelnen Arbeitnehmer ist nicht geholfen, wenn formal sein
Anspruch auf Tariflohn im Sinne der Unabdingbarkeit erhalten wird, aber
dadurch sein Arbeitsplatz verloren geht. Es muß deshalb eine Interpretation
gefunden werden, die berücksichtigt, daß es für den Arbeitnehmer günstiger
ist, wenn ihm die Bürde der Arbeitslosigkeit dadurch erspart bleibt, daß
durch Lohnverzicht sein Arbeitsplatz gehalten wird" (Siebert 1996e: 108).
Die erhöhte Sicherheit des Arbeitsplatzes sollte in den Günstigkeitsvergleich
einbezogen werden, vorausgesetzt, diese Sicherheit ist juristisch gültig zuge-
sichert, etwa durch den Verzicht auf betriebsbedingte Kündigungen für eine
von dem Unternehmen und den betroffenen Mitarbeitern vereinbarte Zeit.
Einsteigertarife
Es ist notwendig, daß (Langzeit-)Arbeitslose sich zu Löhnen und Gehältern,
die sie zu akzeptieren bereit sind, in die Beschäftigung einklinken können.




dem Regelungsbereich der Tarifvertragsparteien überlassen bleiben können.
Die bisherigen Erfahrungen sprechen (abgesehen von wenigen Ausnahmen,
z.B. in der Chemischen Industrie) nicht dafür, daß ein solches Vertrauen ge-
rechtfertigt wäre. Der Gesetzgeber sollte deshalb vorschreiben, daß die Ta-
riflöhne für Einsteiger abdingbar sind.
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Wichtiger noch als die Reduktion des internen Kartellzwangs ist die Reduk-
tion des externen Kartellzwangs sowie die Stärkung der negativen Koali-
tionsfreiheit in „ihrer Bedeutung für die Richtigkeitsgewähr der Tarifauto-
nomie" (Reuter 1995: 41 ff.). Die formale Möglichkeit der Tarifparteien,
ihre Vereinbarungen auch auf Nichtmitglieder auszudehnen, muß weitestge-
hend eingeschränkt werden.
Der formelle externe Kartellzwang, d.h. die rechtliche Bindung von Au-
ßenseitern an die Beschlüsse der Tarifparteien (z.B. durch Allgemeinver-
bindlicherklärungen) ist möglichst vollständig zu beseitigen. Aber auch
ohne einen formellen externen Kartellzwang entwickeln Tarifverträge oft
eine faktische Bindungs Wirkung für die Außenseiter. Innerhalb tarifgebun-
dener Unternehmen werden die Tarifvereinbarungen oft schon aus Gründen
des Betriebsfriedens auch auf nicht gewerkschaftlich organisierte Arbeit-
nehmer übertragen. Ein anderer wichtiger Grund für die Übertragung der
Tarifverträge auf nichtorganisierte Arbeitnehmer liegt in den mangelnden
rechtlichen Möglichkeiten, bindende, vom Tarifvertrag abweichende Verträ-
ge mit diesen Arbeitnehmern zu schließen. Die aus diesem Problem resultie-
rende faktische Bindungs Wirkung der Tarifvereinbarungen für Außenseiter
ist durch eine Stärkung individueller und betrieblicher Optionen (Stärkung
der Vertragsfreiheit) so weit wie möglich zu reduzieren.
Außenseiterklauseln
Außenseiterklauseln sind schlechthin als unzulässig anzusehen bzw. explizit
zu verbieten. Dies gilt selbst dann, wenn von einem solchen Verbot ange-
sichts der weitgehenden Immunisierung der Betriebe gegen untertarifliche
Arbeitsangebote ohne begleitende Veränderungen (zur Stärkung der nega-
tiven Koalitionsfreiheit, aber auch der positiven Koalitionsfreiheit auf und
unterhalb der Unternehmensebene) vermutlich nur eine geringe Wirkung
ausgehen würde. Andernfalls nimmt man den Außenseitern nämlich die At-
traktivität ihrer Position, die nicht zuletzt darin besteht, durch das Angebot
der Arbeit zu untertariflichen Bedingungen (auch in tarifgebundenen Unter-
nehmen) die eigene Stellung auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern. Zugleich
gibt man den Tarifparteien das Recht, die Aushöhlung ihres drittschädigen-
den und gemeinwohlwidrigen Tarifkartells durch Außenseiterkonkurrenz zu
unterbinden und dadurch dem notwendigen Zwang zur angemessenen Rück-
sicht auf alle betroffenen Unternehmen und Arbeitnehmer zu entgehen
(Reuter 1995).
Allgemeinverbindlicherklärung
Die Abschaffung (oder sachgemäße Einschränkung) der Allgemeinverbind-
licherklärung nach § 5 TVG ist seit langem eine Forderung vieler Ökono-
3
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men. Einer vollständigen Streichung steht möglicherweise entgegen, daß der
Gesetzgeber die Tarifvertragsparteien zur Ergänzung oder sachnahen Modi-
fikation von Gesetzesrecht berufen hat (wie z.B. im Vermögensbildungsge-
setz, Vorruhestandsgesetz). Die Regelungen des Tarifvertrags haben hier ge-
setzvertretenden Charakter; das Prinzip der Allgemeingültigkeit der Gesetze
(schon wegen Art. 3 I GG) ist hier nur über eine Allgemeinverbindlicher-
klärung zu erreichen.
Zumindest empfiehlt sich jedoch eine Beschränkung des § 5 TVG. Auf
jeden Fall ist das „öffentliche Interesse", das nach § 5 Abs. 1 TVG Voraus-
setzung für eine Allgemeinverbindlicherklärung ist, sehr intensiv zu begrün-
den. Es ist im Falle von Lohntarifverträgen (im allgemeinen) nicht zu erken-
nen. Deshalb sollte auch darauf verzichtet werden, Allgemeinverbindlicher-
klärungen gegen Arbeitnehmer aus anderen EU-Mitgliedsländern einzuset-
zen. Die Freizügigkeit der Menschen und auch der freie Verkehr von (Bau-)
Dienstleistungen in der Europäischen Union — zwei der vier Grundfrei-
heiten — liegen eindeutig im öffentlichen Interesse.
Tarifüblichkeitssperre und Tariffähigkeit
Der vielleicht weitgehendste Änderungsbedarf ergibt sich hinsichtlich des
Monopolstellung der überbetrieblichen Gewerkschaften bei kollektiven Ver-
einbarungen, die sich aus der im Betriebsverfassungsgesetz niedergelegten
Tarifüblichkeitssperre sowie aus den Anforderungen des Tarifvertragsge-
setzes zur Tariffähigkeit von Koalitionen ergibt.
Eine Entscheidung für den Flächentarifvertrag erfolgt in vielen Unterneh-
men möglicherweise vor allem aus Mangel an attraktiven, legalen Alterna-
tiven. Da Koalitionen von Arbeitnehmern nur eines Unternehmens (mit Aus-
nahme der Post und der Bahn) als nicht tariffähig gelten, kommt als einziger
untemehmensinterner Vertragspartner für die Unternehmensleitung der Be-
triebsrat in Frage. Doch auch hierfür sind die Möglichkeiten durch § 77
Abs. 3 BetrVG eng begrenzt: „Arbeitsentgelte und sonstige Arbeitsbedin-
gungen, die durch Tarifvertrag geregelt sind oder üblicherweise geregelt
werden, können nicht Gegenstand einer Betriebsvereinbarung sein. Dies gilt
nicht, wenn ein Tarifvertrag den Abschluß ergänzender Betriebsvereinba-
rungen ausdrücklich zuläßt." In allen das Entgelt betreffenden Fragen be-
steht aufgrund dieser Regelungen faktisch ein kollektives Verhandlungsmo-
nopol der (zuständigen) überbetrieblichen Branchengewerkschaft(en). Dem
Unternehmen bleibt zur kollektiven Regelung von Entgeltfragen und ande-
ren wichtigen Arbeitsbedingungen letztlich nur die Wahl zwischen dem Flä-
chentarifvertrag mit der Branchengewerkschaft und einem Firmentarifver-
trag mit derselben überbetrieblichen Branchengewerkschaft.
Die Alternative, entsprechende Regelungen in Individualarbeitsverträgen
mit den einzelnen (nicht gewerkschaftlich organisierten) Mitarbeitern zu re-
geln, stellt oft nicht nur aus Transaktionskostengründen keine sinnvolle Al-
ternative dar. Zudem besteht das Problem, daß die mit der Gewerkschaft und
für die (möglicherweise sehr wenigen) gewerkschaftlich organisierten Mit-
arbeiter getroffenen Regelungen des Tarifvertrags jederzeit durch den nach-
träglichen Gewerkschaftsbeitritt auch für die übrigen Mitarbeiter Gültigkeit
erlangen kann. Es ist, anders gewendet, aus Sicht des Arbeitgebers nicht
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organisierten Mitarbeiter untertarifliche Vereinbarungen geschlossen wer-
den — hierfür gibt es keine Rechtssicherheit, der Beitritt zur Gewerkschaft
schafft den Anspruch auf tarifliche Bezahlung (und eine Kündigung ist nicht
möglich).
Um diesem Problem zu begegnen und auch hier mehr Wettbewerb (und
auch mehr Rechtssicherheit) zu ermöglichen, könnte § 77 Abs. 3 BetrVG
gestrichen werden. Zumindest sollte die Tarifüblichkeitssperre entfallen und
"der Tarifvorbehalt auf tatsächlich bestehende Tarifverträge und insoweit
auch nur auf Betriebe beschränkt werden, die tarifgebunden sind. Für diese
Unternehmen würde die Einführung der oben vorgeschlagenen Härteklausel
in das Tarifvertragsgesetz Hilfe in der Not bringen.
Eine andere Möglichkeit besteht darin, Koalitionen von Mitarbeitern auf
oder unterhalb der Unternehmensebene die „Tariffähigkeit" zuzugestehen
sowie individuelle und kollektive Arbeitsverträge auf unterschiedlichen
Ebenen (unterhalb, auf und oberhalb der Unternehmensebene) rechtlich
gleichzustellen. Dieser Weg wurde z.B. in Neuseeland erfolgreich be-
schritten; dort haben Arbeitnehmer seit 1991 die Freiheit zu wählen, ob —
und gegebenenfalls mit welchen anderen Arbeitnehmern — sie koalieren
wollen, um ihre (gemeinsamen) Arbeitsplatzinteressen zu vertreten.
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1991 verabschiedete ArbeitsVertragsgesetz stellt individuelle und kollektive
Arbeitsverträge (zwischen Arbeitgeber(n) und innerbetrieblichen oder über-
betrieblichen Koalitionen von Arbeitnehmern) grundsätzlich gleich.
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Durch eine entsprechende Regelung würde sowohl die positive als auch
die negative Koalitionsfreiheit der Arbeitnehmer erweitert. Vereinbarungen
mit dem Betriebsrat, dem Vertreter aller Arbeitnehmer eines Unternehmens
(bei diesem besteht keine negative Koalitionsfreiheit), könnten auf solche
Regelungsinhalte beschränkt bleiben, die notwendig einheitlich für alle
Arbeitnehmer desselben Unternehmens geregelt werden müssen. Der Be-
triebsrat könnte zusätzlich als Koordinations- oder Schlichtungsinstanz die-





d. Was ist von größerer Vertragsfreiheit zu erwarten?
Eine stärker dezentrale Verhandlungsführung birgt gerade in dem geänder-
ten Umfeld erhebliche Chancen. Sie birgt aber zweifellos auch Risiken, die
hier nicht verschwiegen werden sollen, auch wenn insgesamt viel dafür
spricht, daß unter den veränderten weltwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen die Vorteile dezentraler Verhandlungsführung größer sind als die Nach-
teile.
3
6 Für eine ausführliche Darstellung der Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt Neuseelands
vgl. Kasper (1996).
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heit zu wählen, ob sie sich mit anderen Arbeitnehmern zusammentun wollen oder nicht,
um die gemeinsamen Arbeitsplatzinteressen der Arbeitnehmer zu vertreten" (Kasper
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Risiken
Es besteht die Gefahr, daß Konflikte, die derzeit weitgehend außerhalb der
Unternehmen ausgetragen werden, in die einzelnen Unternehmen hineinge-
tragen werden. Internationale Vergleiche deuten zudem darauf hin, daß die
Streikhäufigkeit in Ländern mit dezentralen Verhandlungssystemen im Mit-
tel höher ist als in solchen mit zentralen.
Eine dezentrale Lohnfindung garantiert nicht per se, daß sich die zur Reduk-
tion der Arbeitslosigkeit eingeforderte (gesamtwirtschaftliche) Lohnflexibi-
lität und Lohnsenkung auch tatsächlich einstellt. Effizienzlohntheorien und
Insider-Outsider-Modelle zeigen, daß es für beide Parteien (Unternehmen
und Arbeitnehmer) durchaus rational sein kann, auf ein Überangebot von
Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt nicht in der Weise zu reagieren, daß
die Entgelte im Unternehmen gesenkt werden. Bei unternehmensbezogenen
Lohnverhandlungen versuchen die Arbeitsplatzbesitzer eine Lohnhöhe zu
vereinbaren, bei der sie selbst beschäftigt bleiben, ohne aber den Arbeits-
losen durch Lohnzurückhaltung die Chancen auf neue Arbeitsplätze zu er-
öffnen (Franz 1996: 34).
In profitablen Unternehmen (bzw. in einer günstigen wirtschaftlichen Lage
des Unternehmens) werden die Löhne möglicherweise schneller steigen als
unter einem Flächentarifvertrag. Zudem haben die einzelnen Unternehmen
und ihre Belegschaften noch weniger Anreize, die Eingliederungschancen
der Outsider (Arbeitslosen) oder die Konsequenzen für die sozialen Siche-
rungssysteme und die Lohnnebenkosten zu berücksichtigen als die Vertrags-
parteien beim Flächentarifvertrag. Es besteht deshalb durchaus die (theoreti-
sche) Möglichkeit, daß die Vorteile einer insgesamt differenzierteren, stär-
ker auf die Anforderungen der einzelnen Unternehmen zugeschnittenen
Lohnstruktur in ihrer Wirkung auf die gesamtwirtschaftliche Arbeitsnach-
frage durch ein im Mittel höheres Lohnniveau überkompensiert werden.
Oft wird zudem die zu erwartende stärkere Orientierung der Löhne an der
Produktivität bzw. Profitabilität der Unternehmen als Gefahr und nicht als
Chance angesehen. Es wird befürchtet, daß eine stärkere zwischenbetrieb-
liche Lohndifferenzierung zu geringeren Investitionen in Sach- und/oder
Humankapital und damit zu einem geringeren Produktivitätsfortschritt führt.
Eine stärker an der Gewinnsituation der einzelnen Unternehmen ausgerich-
tete Lohnpolitik führe dazu, so lautet das Argument, daß produktivere Un-
ternehmen höhere Löhne zahlen müssen. Dadurch sinke der Anreiz (und die
Fähigkeit) der Unternehmen, Neuinvestitionen durchzuführen, da ein Teil
der daraus resultierenden Quasi-Rente von den Mitarbeitern abgeschöpft
werden kann. Andere wiederum argumentieren „umgekehrt", daß bei dezen-
tralen Lohnverhandlungen die aus den Investitionen der Mitarbeiter in spezi-
fisches Humankapital resultierenden Quasi-Renten teilweise von den Unter-
nehmen abgeschöpft würden. Dadurch verringere sich der Anreiz der Mit-
arbeiter, in unternehmensspezifisches Humankapital zu investieren.
Gleichzeitig führe eine größere zwischenbetriebliche Lohndifferenzierung
zwischen Unternehmen zu einer erhöhten Mobilität der Arbeitnehmer. Da-





























Die Risiken erscheinen insgesamt überzeichnet und treffen zudem nicht (im-
mer) den Kern des Problems, nämlich die mangelnden Freiräume der Unter-
nehmen für adäquate Lösungen zu suchen und diese umzusetzen. Das Argu-
ment, Verteilungskonflikte störten den Betriebsfrieden, greift zu kurz und
blendet jene Handlungszwänge aus, die in den Unternehmen zu bewältigen
sind, wenn die eigene wirtschaftliche Lage es unmöglich macht, das kollek-
tiv vereinbarte Verdikt des Friedens zu erfüllen. Denn schließlich sind es die
Unternehmen, die mit den Kostenerhöhungen zurechtkommen müssen. Die
Unsicherheit durch anstehende Entlassungen dürften eine größere Störung
des Betriebsfriedens darstellen als ein stärker unternehmensbezogenes Aus-
handeln von Arbeitsentgelten und sonstigen Arbeitsbedingungen. Zudem
sollte nicht übersehen werden, daß sich die Gefahr einer Eskalation inner-
betrieblicher (Verteilungs-)Konflikte — wie auch das Beispiel japanischer
Großunternehmen zeigt — durch eine vertrauensvolle Unternehmenskultur
mit umfassender Informationspolitik sowie einer angemessenen Ausgestal-
tung unternehmensinterner Verhandlungs- und Konfliktlösungsmechanis-
men erheblich eingrenzen läßt.
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Sicherlich ist es richtig, daß von der Verteilung der aus den Investitionen in
Sach- und Humankapital resultierenden Ertragssteigerungen entscheidende
Rückwirkungen auf die Anreize zu solchen Investitionen ausgehen. Richtig
ist aber auch, daß die relative Bedeutung von Sach- und Humankapitalinve-
stitionen sich nicht nur von Branche zu Branche, sondern auch innerhalb
von Branchen erheblich unterscheiden können. Entsprechend sollten unter-
schiedliche Aufteilungen der Gewinne aus Produktivitätssteigerungen ver-
einbart werden. Dies ist nur in dezentralen Verhandlungen möglich. Auf
dezentraler Ebene sind zudem die Möglichkeiten besser (bzw. nur dort sind
sie überhaupt vorhanden), langfristige (oft nur implizite) Vereinbarungen
zwischen Unternehmensleitung und Mitarbeitern über die zukünftige Vertei-
lung der Gewinne aus Produktivitätssteigerungen zu treffen und so die Inve-
stitionsanreize und die Planungssicherheit für langfristige Sach- und Hu-
mankapitalinvestitionen simultan zu verbessern. „Lohndrückerei wäre ange-
sichts eher typischer beziehungsspezifischer Investitionen in das Human-
kapital der Beschäftigten für Unternehmen eine Strategie der Selbstschädi-
gung" (Möschel 1996a: 40). Ebenso würden sich die Mitarbeiter mittelfri-
stig selbst schädigen, wenn sie die aus Sachkapitalinvestitionen resultieren-
den Produktivitätssteigerungen (voll) für sich beanspruchen. Verminderte
zukünftige Investitionen oder eine Verlagerung auf andere Standorte wären
die absehbare Folge.
Vieles spricht deshalb dafür, daß die Vorteile dezentraler Verhandlungs-
führung relativ zu den Nachteilen unter den veränderten weltwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen überwiegen. Natürlich sind bei dezentralem „Ex-
perimentieren" Fehler unvermeidlich. Die Wirkungen der Fehler bleiben
aber begrenzt, und die Korrektur von Fehlern dürfte dezentral sehr viel
3
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schneller erfolgen, als wenn Lernprozesse über die Maschinerie der kollek-
tiven Verhandlungsführung ablaufen müßten.
Ausländische Erfahrungen
Dafür, daß die Vorteile größerer Vertragsfreiheit auf dem Arbeitsmarkt und
stärker dezentraler (Verhandlungs-)Prozesse zur Regelung der Arbeitsbezie-
hungen (inklusive der Arbeitsentgelte) überwiegen, sprechen insgesamt auch
die Erfahrungen im Ausland. Länder, in denen die Regelung der Arbeitsbe-
ziehungen im wesentlichen auf Betriebs- oder Unternehmensebene erfolgt,
scheinen insgesamt geringere Beschäftigungsprobleme aufzuweisen als sol-
che Länder, in denen die Regelung der Arbeitsbeziehungen im wesentlichen
einheitlich für die Branche, für die Industrie oder auf gesamtwirtschaftlicher
Ebene erfolgt.
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9 Allerdings sind solche internationalen Vergleiche aufgrund
der Vielzahl der die Lage auf dem Arbeitsmarkt beeinflussenden rechtlichen
und institutionellen Unterschiede im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen
Ordnungsrahmen stets mit Vorsicht zu interpretieren. Der Blick auf die Er-
fahrungen in anderen Ländern (Japan, Neuseeland, Vereinigte Staaten,
Großbritannien und die Niederlande) hat daher vor allem die Funktion, ein
kritisches Nachdenken über die Regelungen im eigenen Land anzuregen. Es
geht nicht darum, die Übernahme eines spezifischen ausländischen „Mo-
dells" nahezulegen.
In Japan erfolgt die Regelung der Arbeitsbeziehungen im wesentlichen auf
Betriebsebene. Allerdings wird der Verhandlungsprozeß auf Betriebsebene
sowohl auf Arbeitgeber- als auch auf Arbeitnehmerseite durch informelle
überbetriebliche Abstimmungsprozesse ergänzt. Verhandlungen auf Unter-
nehmensebene sind in Japan mit einer relativ geringen Streikhäufigkeit, ho-
hen Investitionen in unternehmensspezifisches Humankapital und einer ko-
operativen und partizipativen Unternehmenskultur vereinbar. In japanischen
Großunternehmen spielen die Betriebsgewerkschaften eine bedeutende posi-
tive Rolle bei der Herausbildung und der Pflege vertrauensvoller und ko-
operativer Arbeitsbeziehungen (Bickenbach und Soltwedel 1996b: 22 ff.).
Die Beteiligung der Mitarbeiter an der Entscheidungsfindung, langfristige
Beschäftigungssicherheit für die Stammbelegschaft und die Selbstverpflich-
tung der Unternehmensführung, die Stammbelegschaft an den Erträgen aus
Effizienzsteigerungen partizipieren zu lassen, schaffen Vertrauen und ein
hohes Maß an Übereinstimmung mit den Unternehmenszielen. Die geringe
Streikhäufigkeit dürfte in engem Zusammenhang stehen mit der partizipati-
ven Führung und der praktizierten offenen Informationspolitik.
Neuseeland war bis Mitte der achtziger Jahre die wohl am stärksten re-
gulierte Volkswirtschaft der OECD; nach fundamentalen Reformen, die
1984 von der damals regierenden Labour Party eingeleitet wurden, gilt sie
heute als die liberalste. Mit dem Arbeitsvertragsgesetz (Employment Con-
tracts Act) von 1991 wurde die Vorherrschaft kollektiver Regelungsmacht
gebrochen und das Recht auf individuelle Vertragsgestaltung im Arbeits-
recht etabliert. Danach kam es rasch zu einer „Dekollektivierung der Lohn-
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Vereinigte Staaten
Großbritannien
(Kasper 1996: 56). Das Beispiel Neuseelands zeigt, daß ein Übergang von
einem sehr stark reglementierten und zentralisierten Arbeitsmarktregime zu
einem Regime mit stärker dezentralen Verhandlungen und ausgedehnter
Vertragsfreiheit ohne größere Verwerfungen und Anpassungsschwierigkei-
ten und mit insgesamt sehr positiven Wirkungen in kurzer Zeit vollzogen
werden kann. „Die Vorhersage vermehrter Streiks erwies sich als ganz und
gar falsch. Die Streikaktivität fiel stark." (Kasper 1996: 54). Im Ergebnis ist
die Arbeitslosigkeit von über 11 vH im Jahr 1991 auf 6 vH im Jahr 1996
gefallen. Auch die Zahl der Langzeitarbeitslosen ist erheblich gesunken.
Eine ähnlich positive Entwicklung der Arbeitslosenzahlen ist derzeit für die
Vereinigten Staaten zu beobachten, wo Tarifverhandlungen ebenfalls ganz
überwiegend auf Unternehmensebene stattfinden. Die beschäftigungspoliti-
schen Erfolge in den Vereinigten Staaten werden freilich oft damit abgetan,
daß die Einkommens- und Lohnungleichheit dramatisch zunehme und daß
die Reallöhne der am wenigsten qualifizierten Arbeitskräfte seit Jahren sän-
ken. Die Vereinigten Staaten, so wird oft argumentiert, böten also ein Szena-
rio, das aus sozialen Gründen nicht zum Nachmachen einlade.
Das Vorurteil, die neu entstehenden Arbeitsplätze seien doch nur
„McDonald's Jobs", hält mittlerweile jedoch der überwältigenden statisti-
schen Evidenz nicht mehr stand. Im Gegenteil hat gerade die Zahl der gut
bezahlten, anspruchsvollen Arbeitsplätze im Dienstleistungsbereich beson-
ders stark zugenommen.
4
0 Gleichwohl ist es eine besondere Stärke des ame-
rikanischen Arbeitsmarktes, auch den wenig qualifizierten Arbeitskräften
eine Möglichkeit zum (Wieder-)Einstieg zu geben. Dies kann aus deutscher
Sicht gar nicht deutlich genug unterstrichen werden. Und selbst wenn viele
dieser Jobs zunächst nur zum Mindestlohn (oder auch darunter) besetzt
werden (können), liegt darin der Wert, überhaupt (wieder) in die Arbeitswelt
einsteigen zu können. Mit der Möglichkeit, Berufspraxis und „on-the-job-
training" zu erhalten, wächst die Chance, aus eigener Kraft voranzukom-
men. Auch ein schlecht bezahlter Einstieg ist besser als keiner. Und in den
Vereinigten Staaten ist die Wahrscheinlichkeit, sich aus den untersten
Einkommensklassen lösen zu können, nach wie vor sehr hoch.
4
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Schwerer zu bewerten ist die Ärbeitsmarktsituation in Großbritannien. Die
gesetzliche Beschränkung der Gewerkschaftsmacht (sowie der Rückgang
des Organisationsgrades der Arbeitnehmer), die Erhöhung der Arbeitsmarkt-
flexibilität (z.B. durch eine Verringerung des Kündigungsschutzes) sowie
das Absenken des Niveaus der Arbeitslosenversicherung haben die Möglich-
keit flexibler Anpassungen an veränderte Marktbedingungen erheblich ver-
bessert. Der Arbeitsmarkt in Großbritannien ist nach den Reformen während
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„Allegation that the great American Job machine has created too many bad Jobs now
seem wide of the mark; rather, the point is that there is a surplus of unskilled labor in a
market that seemingly requires more higher skills than ever" (Addison 1997: 36; vgl.
auch OECD 1996c: 72 ff.).
„Mobility seems to be highest among middle-income Americans, but it is brisk for poorer
ones, too. According to the Census Bureau, only 5% of people were below the poverty
line (...) for each month of 1991 and 1992. Almost none of those employed full-time
stayed poor for the whole period, a hint that those who get work are likely to pull
themselves up and out of poverty" {The Economist für die Woche 24.2.-1.3.1996: 58).2. Institutionelle Reformen: mehr Vertragsfreiheit auf Unternehmensebene 49
der achtziger Jahre als einer der am wenigsten regulierten Arbeitsmärkte in
den OECD-Ländern anzusehen (OECD 1996a: 89).
Die OECD urteilt in ihrem Länderbericht (1996a: 81), daß die seit den
frühen achtziger Jahren durchgeführten Reformen einen positiven Effekt auf
die wirtschaftliche Entwicklung des Vereinigten Königreiches gehabt haben.
Vor allem haben alle Schätzungen der strukturellen Arbeitslosigkeit gezeigt,
daß diese Rate seit dem Ende der achtziger Jahre fällt und die Chancen für




Das Hauptproblem der Arbeitslosigkeit in Großbritannien ist die verbrei-
tete Langzeitarbeitslosigkeit von gering qualifizierten Arbeitskräften, deren
Einkommensmöglichkeiten zudem sehr gering sind. Auch ist nicht zu über-
sehen, daß das Ausmaß der Einkommensdifferenzierung kontinuierlich zu-
genommen hat, zum Teil deswegen, weil die Nachfrage nach wenig qualifi-
zierter Arbeit stärker zurückgegangen ist als das Angebot (Nickell 1997).
Die zunehmende Einkommensdifferenzierung resultiert allerdings zum Teil
auch daraus, daß Lohnanpassungen mehr als bisher dezentral erfolgen und
stärker die lokalen Arbeitsmarktbedingungen sowie die wirtschaftliche Si-
tuation einzelner Unternehmen reflektieren. Diese hohe Flexibilität hat mit
dazu beigetragen, die Beschäftigungssituation insgesamt zu stabilisieren und
die regionale Streuung der Arbeitslosigkeit nachhaltig und deutlich zu re-
duzieren (OECD 1996a: 86).
Im Urteil der OECD (1996a: 105 f.) ist es in Großbritannien insgesamt
besser als in anderen europäischen Ländern gelungen, ein institutionelles
Arrangement zu etablieren, das sowohl die individuellen Arbeitsanreize als
auch die (potentielle) Rentabilität von Arbeitsplätzen erhöht und eine posi-
tive Beschäftigungsentwicklung ausgelöst hat. Es bleibt freilich das zentrale
Problem, das Qualifikationsniveau anzuheben und die Investitionen in (neu-
es) Humankapital zu stimulieren, um auf diese Weise auf mittlere Sicht dem
Armutsproblem entgegenzuwirken.
Einen anderen Weg als die bisher genannten Länder haben die Niederlande
eingeschlagen, deren Wirtschafts- und Gesellschaftssystem durch einen aus-
geprägten Korporatismus gekennzeichnet ist. Im Vergleich mit anderen kor-
poratistischen Systemen spielt der Staat in den Niederlanden neben den
(relativ schwachen) Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden eine beson-
ders aktiv gestaltende Rolle in der Arbeitsmarktpolitik und in der Sozial-
politik.
Hinsichtlich der gesamtwirtschaftlichen Lohnentwicklung hat das korpo-
ratistische Arrangement relativ erfolgreich gearbeitet — wohl nicht zuletzt
auch wegen der großen Offenheit des Landes gegenüber dem Weltmarkt mit
einem Exportanteil von über 50 vH des BIP — und damit das Problem der
(offenen) Arbeitslosigkeit und der Beschäftigungssicherung positiv beein-
flußt. Die Arbeitslosenquote liegt gegenwärtig mit reichlich 6 vH deutlich
unterhalb des OECD (und weit unterhalb des europäischen) Durchschnitts,
nachdem sie zu Beginn der achtziger Jahre mit 12 vH um vier Prozentpunkte






„OECD estimates now place the UK 'natural rate of unemployment' above the level of
the United States but below that of many European countries" OECD (1996a: 81).50 ///. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
wicklung war damit deutlich besser als in jedem anderen europäischen
Land.
Es sind vor allem Teilzeitarbeitsplätze im Dienstleistungssektor geschaf-
fen worden. Mit einem Drittel hat Holland nunmehr die höchste Teilzeitar-
beitsquote in der gesamten OECD. Das Flexibilitätspotential für die men-
genmäßige Anpassung der Beschäftigung auf der Unternehmensebene ist
auch durch eine breite Akzeptanz von Zeitarbeit ausgeweitet worden. Im
Jahr 1994 waren gut 10 vH aller Arbeitsverträge Zeitarbeitsverträge.
Auch wenn Kollektivverträge die Lohnfindung dominieren und häufig
durch Allgemeinverbindlicherklärungen abgesichert bzw. in ihrem Gel-
tungsbereich ausgeweitet werden, gibt es wichtige Elemente der Flexibilität
durch Ausstiegsklauseln, die es Unternehmen in existentieller Bedrängnis
erlauben, eine schnelle Anpassung der Tarifbedingungen zu erreichen —
durch Konzessionsverhandlungen mit Gewerkschaften auf Unternehmens-
ebene (bei denen auch verschiedene Gewerkschaften gegeneinander ausge-
spielt werden können) und durch Öffnungsklauseln in den kollektiven Ver-
trägen (Hartog und Theeuwes 1997: 17).
Die Niederlande stehen zwar — gemessen an gesamtwirtschaftlichen In-
dikatoren/— vergleichsweise gut da, es scheinen sich dahinter aber ganz
erhebliche strukturelle Probleme zu verbergen: Die üblichen Arbeitsmarkt-
statistiken wie Arbeitslosenquote und Beschäftigungsentwicklung bilden die
holländischen Arbeitsmarktprobleme nicht korrekt ab (OECD 1996b: 46).
Nicht gelöst haben die Niederlande bislang das Problem einer außerordent-
lich hohen („freiwilligen") Unterauslastung des Erwerbspersonenpotentials.
Hartog und Theeuwes (1997: 12) schätzen diese Unterauslastung (für 1993)
auf gut 25 vH der Erwerbsbevölkerung, von dem wiederum weit mehr als
40 vH auf (tatsächliche oder vermeintliche) Arbeitsunfähigkeit („disability")
zurückgeht. Die Zwangsversicherung für Lohnfortzahlung (die bis zu maxi-
mal einem Jahr einen Einkommensverlust ausgleicht) und die großzügige
Arbeitsunfähigkeitsbeihilfe mit ihren weichen Bezugsvoraussetzungen und
lockerer Verfahrens- und Bezugskontrolle wirken hier zusammen und ziehen
ein gravierendes Moral-hazard-Vroblem nach sich.
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3 Die niederländische
Regierung unternimmt seit einigen Jahren große Anstrengungen, die Fehlan-
reize zu korrigieren, die von diesen institutionellen Regelungen ausgehen.
Die OECD hebt in ihrem jüngsten Länderbericht über die Niederlande
(1996b: 47 f.) zudem hervor, daß die Niederlande institutionelle Rigiditäten
auf den Arbeitsmärkten korrigieren müssen, um die Arbeitsanreize umfas-
send zu erhöhen. Die hohen Kosten der Kündigungsschutzmaßnahmen, der
(relativ hohe) Mindestlohn und die recht inflexible Lohnstruktur, in der sich
auch das Zusammenwirken von sozialen Sicherungsmaßnahmen und dem
Steuersystem niederschlägt, tragen zu dem hohen Anteil an Langzeitarbeits-
losen bei. Sie machen es für wenig qualifizierte Arbeitskräfte schwer, ohne
Subventionen wieder auf dem Arbeitsmarkt Fuß zu fassen.
„Until 1993, disability benefits were constant until retirement (allowing for purchasing
power indexing). This made disability a far more attractive exit route than unemploy-
ment, where benefits are reduced to the social minimum after some time" (OECD
1996b:23). „It has extensively and convincingly been argued that the disabled population
contains a large component of unemployment, and this is clearly reflected in its time
path: it parallels the development of unemployment quite closely" (OECD 1996b: 22).3. Humankapital, Beschäftigung und Einkommensperspektiven 51
Schon diese wenigen Beispiele machen deutlich, daß die OECD-Länder in
sehr unterschiedlicher Weise auf die veränderten Prämissen am Arbeits-
markt reagieren. Länder mit eher dezentraler Lohnfindung passen sich quasi
automatisch an veränderte Knappheitssituationen an. In einigen dieser Län-
der ergeben sich dabei — nicht zuletzt wegen des deutlich höheren Anteils
gering qualifizierter Arbeitnehmer und des deutlich geringeren Niveaus
wohlfahrtsstaatlicher Unterstützung — spürbar größere Armutsprobleme.
Allerdings ist diesen Ländern zugleich eine relativ gute (Wieder-)Einstiegs-
möglichkeit für Arbeitslose in den Arbeitsmarkt sowie eine gute Ausgangs-
basis für eine (weitere) dynamische Wirtschaftsentwicklung zu attestieren,
die ihrerseits eine wichtige Voraussetzung für die Bekämpfung von Armut
ist.
Länder mit einer sehr starken korporatistischen Tradition und zentralisier-
ten Lohnverhandlungen (die auch überwiegend einen ausgeprägten Wohl-
fahrtsstaat haben) gelingt es in der Regel ebenfalls, eine gesamtwirtschaftli-
che Lohnzurückhaltung durchzusetzen. Freilich benötigen auch sie dabei zu-
sätzliche Flexibilitätsspielräume, um Unternehmen in Not (zumindest tem-
porär) Ausstiegsoptionen zu bieten. Die systemische Korrektur von Fehlan-
reizen, die von der institutionellen Ausgestaltung des Wohlfahrtsstaates her-
rühren, ist für sie allerdings nur schwer durchzusetzen. Dies hat negative
Rückwirkungen auf die wirtschaftliche Dynamik und auf die Möglichkeit,
die strukturellen Probleme auf dem Arbeitsmarkt zu lösen.
Fazit: Es spricht viel
dafür, daß mehr Ver-
tragsfreiheit hilft, die
wirtschaftliche Dyna-
mik zu steigern und
Strukturprobleme zu
vermindern
3. Humankapital, Beschäftigung und Einkommens-
perspektiven
Die Beschäftigungs- und Einkommenschancen der Erwerbstätigen sind eng
an die erfolgreiche Weiterentwicklung des eigenen Leistungsvermögens, des
Humankapitals, gekoppelt. Dies gilt sowohl auf individueller als auch auf
gesamtwirtschaftlicher Ebene. Ausländische Erfahrungen — insbesondere
die Erfahrungen in den Vereinigten Staaten und in Großbritannien — zei-
gen, daß unter den veränderten Knappheitsverhältnissen nicht einmal deut-
lich verlängerte Arbeitszeiten bei annähernd markträumenden Löhnen das
Realeinkommen unqualifizierter Arbeitnehmer dauerhaft sichern können.
Ein Vergleich der Beschäftigungs- und Einkommenssituation (relativ) ge-
ring qualifizierter Arbeitnehmer in Deutschland, in Großbritannien und in
den Vereinigten Staaten zeigt, daß die Ungleichheit der Einkommensver-
teilung in den USA und in Großbritannien auch deswegen so stark zuge-
nommen hat, weil die Qualifikation der relativ weniger qualifizierten Arbeit-
nehmer in diesen Ländern deutlich niedriger liegt als etwa in Deutschland
(vgl. hierzu Nickeil 1997 sowie Nickeil und Bell 1996). Das Ausbildungs-
und Qualifikationsniveau in der unteren Hälfte der Qualifikationsskala ist in
Deutschland relativ höher als in den USA oder Großbritannien. Das deut-
sche System der allgemeinen und beruflichen Ausbildung vermittelt einem
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... wird mit Recht
ergänzt durch staat-
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Das relativ hohe Qualifikationsniveau erlaubt es den (im nationalen Ver-
gleich relativ gering qualifizierten) deutschen Arbeitnehmern, (im interna-
tionalen Vergleich) recht hohe Einkommen zu erzielen, ohne daß die Ar-
beitslosigkeit innerhalb der betroffenen Personengruppe deswegen deutlich
höher sein muß als in den USA und Großbritannien. Investitionen in die
berufliche Qualifikation — in das Humankapital — ermöglichen eine höhe-
re Wertschöpfung jedes einzelnen Beschäftigten und erlauben so „relativ ho-
he" Löhne.
Allerdings entwerten der technologische Fortschritt und der Strukturwandel
bestehende Qualifikationen. Ein im internationalen Vergleich hohes Lohnni-
veau ist nur dann ohne nachhaltigen Anstieg der Arbeitslosigkeit aufrechtzu-
erhalten, wenn das Qualifikationsniveau der Erwerbstätigen entsprechend
hoch gehalten bzw. weiter verbessert wird und (immer wieder) den verän-
derten Anforderungen angepaßt wird und sich gleichzeitig die Wirtschafts-
struktur stärker auf höherwertige humankapitalintensive Produkte und
Dienstleistungen ausrichtet.
Die Fähigkeiten der Erwerbspersonen müssen also besser und schneller an
die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und beruflichen Veränderungen an-
gepaßt werden. Im Bereich der Primärausbildung tritt die reine Wissensver-
mittlung dabei zunehmend in den Hintergrund, weil die Halbwertzeit des
spezifischen Wissens rapide abnimmt. Die Fähigkeit, sich wieder und
wieder schnell neues Wissen und Fachkompetenz aneignen und dieses auch
anwenden zu können, gewinnt an Bedeutung. Wichtig sind also Basiskennt-
nisse, Lernfähigkeit und Flexibilität, um sich schnell den Forderungen des
Marktes anpassen und auf neue Beschäftigungsverhältnisse umstellen zu
können. Das Schlagwort vom „lebenslangen Lernen" umreißt die Orientie-
rungslinie für die notwendige Umgestaltung des gesamten Bildungssystems.
Die berufliche Bildung und Weiterbildung stellt eine Investition dar. Der
Bereich der beruflichen Bildung ist deshalb zuvörderst eine Angelegenheit
von Unternehmen und Erwerbspersonen, durch ihr Handeln in eigener Ver-
antwortung auf die Rentabilität von Bildungsinvestitionen hinzuwirken. Die
berufliche Weiterbildung sollte möglichst oft am Arbeitsplatz (on-the-job)
stattfinden und so weit wie möglich in den Arbeitsprozeß integriert werden
(Abschnitt JH.l.d). Der Einführung von mehr Vertragsfreiheit auf dem Ar-
beitsmarkt kommt auch in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle zu. Die Be-
dingungen für eine (Weiter-)Qualifikation in den Unternehmen können
durch mehr Vertragsfreiheit gefördert werden, z.B. dadurch, daß arbeitsu-
chende Erwerbspersonen zu Löhnen eingestellt werden können, die ihrem
Grenzprodukt unter Berücksichtigung des Weiterbildungs- bzw. Umschu-
lungsbedarfes eher entsprechen als die Tariflöhne.
Die beruflichen Perspektiven des einzelnen werden stark durch die staatliche
Bildungspolitik (i.w.S. und auch durch die Arbeitsmarktpolitik) beeinflußt.
Der Bildungspolitik kommt deshalb eine wichtige Rolle für den Arbeits-
markt zu.
4
4 Für die grundlegende Bildung, sei es die allgemeine Schulbil-
4
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düng oder die primäre Berufsausbildung, sind staatliche Fördermaßnahmen
für die Nachfrage nach Ausbildung wegen positiver externer Effekte durch-
aus sinnvoll.
Eine ordnungspolitische Herausforderung von erheblicher gesamtwirtschaft-
licher Bedeutung stellen dabei jedoch die Verzerrungen des Wettbewerbs
dar, die von der gegenwärtigen staatlichen Bildungspolitik (Ausbildungsför-
derung) ausgehen. Die Anreizstrukturen im gesamten Bildungswesen und
damit das Niveau und die Zusammensetzung von Humankapital in Deutsch-
land werden dadurch verzerrt, daß die weiterführende allgemeine und wis-
senschaftliche Bildung (Schulen und Hochschulen) in höherem Maße sub-
ventioniert werden als die berufliche Ausbildung. Abgesehen vom Abbau
der Verzerrungen zwischen der Förderung von beruflicher (Weiterbildung
und allgemeiner sowie wissenschaftlicher Bildung müssen auch Verzer-
rungen des Wettbewerbs zwischen privaten und staatlichen Anbietern von
(Weiter-)Bildung abgebaut werden.
Ein Bürgschaftsrahmen, der ein vom Staat garantiertes individuelles Anrecht
auf rückzahlbare Ausbildungskredite in gleicher Höhe für alle verbrieft,
wäre eine Möglichkeit, diese Verzerrungen abzubauen (vgl. hierzu Dicke
und Glismann 1996 sowie Siebert und Klodt 1991). Der Bürgschaftsrahmen
wäre sowohl für Einrichtungen der allgemeinen Bildung als auch der be-
ruflichen Bildung einzurichten; die Kredite wären von Banken zu vergeben.
Die (privaten und öffentlichen) Bildungsanbieter stünden dann in direkter
Konkurrenz um die individuellen Nachfrager; deren Zahlungen träten an die
Stelle der bisherigen Zahlungen aus den öffentlichen Haushalten. Eine sol-
che institutionelle Innovation könnte dazu beitragen, daß der investive Cha-
rakter der Bildung stärker hervortritt. Die Bildung als Investition würde stär-
ker dem individuellen Kosten-Nutzen-Kalkül unterworfen sein. Dieses bil-
det die beste Gewähr für die individuelle und gesellschaftliche Zweckmäßig-
keit der Investitionen. Längerfristig wäre durch den verstärkten Wettbewerb
zwischen privaten und öffentlichen (in- und ausländischen) Bildungseinrich-
tungen auch eine Steigerung der Qualität (des Angebots) im Schul- und Aus-
bildungssystem zu erreichen (Giersch 1996: 60).
Gerade mit Blick auf die Rolle, die der Eigenverantwortlichkeit (und
Eigenbeteiligung) als Zweckmäßigkeitsgewähr für die individuellen Ausbil-
dungs- und Qualifizierungsinvestitionen zukommt, sind die gegenwärtigen
staatlichen Maßnahmen zur Förderung von Fortbildung und Umschulung im
Rahmen des Arbeitsförderungsgesetzes sehr kritisch zu betrachten (vgl.
Abschnitt rv.3). Staatlich finanzierte Ausbildungs- und Umschulungsgut-
scheine, der Effizienz wegen zumindest teilweise auf Kreditbasis, wären
auch hier ein sinnvolles Instrument, um sicherzustellen, daß „möglichst viele
Arbeitslose die Chance erhalten, dem Schicksal jener „working poor" zu
entrinnen, die einfache Arbeit nur zu Löhnen am Rande des Existenz-
minimums finden können" (Giersch 1996: 60).
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1. Der Sozialstaat — ausgeufert, intransparent, ineffizient
Der Sozialstaat ist ausgeufert. Im Jahr 1960 betrug die Beitragsbelastung
(für Arbeitnehmer und Arbeitgeber zusammengenommen) 24,4 vH, im Jahre
1996 betrug sie schon 40,5 vH. Hinzugezählt werden müssen noch die eben-
falls stark gestiegenen Steuerbelastungen zur Finanzierung der Sozialhilfe
und der Arbeitslosenhilfe (sowie Belastungen durch Leistungen wie die
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die in den Beitragssätzen nicht erfaßt
wird).
Das eigentliche Problem liegt jedoch nicht in dem starken Anstieg der Aus-
gaben für die soziale Sicherung per se. Die hohen Ausgaben würden aus
volkswirtschaftlicher Sicht dann kein Problem darstellen, wenn man davon
ausgehen könnte, daß der Umfang der sozialen Sicherungsleistungen den
(unverzerrten) Präferenzen der Bürger entspricht und die Bereitstellung der
Leistungen weitgehend ohne vermeidbare Ineffizienzen erfolgt. Das eigentli-
che Problem liegt darin, daß aufgrund von Steuerungsmängeln durch institu-
tionalisierte Fehlanreize nicht davon ausgegangen werden kann, daß die
Präferenzen der Bürger für soziale Sicherungs- und Umverteilungsleistun-
gen und die Kosten für die Erbringung dieser Leistungen in den bestehenden
Systemen der sozialen Sicherung effizient in Einklang gebracht werden: Der
Sozialstaat ist — ebenso wie der Leistungs- und Steuerstaat — intranspa-
rent, und er ist ineffizient ausgestaltet.
Bei der institutionellen Ausgestaltung sozialstaatlicher Regelungen ist
grundsätzlich zu bedenken, daß Menschen in systematischer Weise auf An-
reize reagieren; diese Anreize hängen ihrerseits von dem institutionellen
Rahmen ab, der die Handlungen der einzelnen Individuen koordiniert. Daher
gilt es, den Rahmen so zu setzen, daß die Menschen zu verantwortlichem
Handeln angeleitet und moralisch nicht überfordert werden; moralisch über-
fordert würden sie, wenn von ihnen wieder und wieder verlangt würde, aus
Rücksicht auf — ihnen möglicherweise sogar unbekannte — Dritte oder die
Allgemeinheit auf bestehende Anreize nicht zu reagieren. Daher ist immer
wieder zu prüfen, ob in den Regeln und Institutionen, kurz: der Rahmen-
ordnung, die Anreize richtig gesetzt sind, um die „moralische Versuchung"
(Moral hazard) zu Lasten Dritter möglichst gering zu halten (Bickenbach
und Soltwedel 1996a: 18 f.). Dies gilt auch und gerade für die Institutionen
der sozialen Sicherung. Die Praxis genügt diesen Anforderungen jedoch
nicht.
So hat das Ausufern des Sozialstaates, der „Siegeszug des Egomanen"
(Sievert), im Grunde weniger mit den oft beklagten (angeblich) veränderten
Moralvorstellungen der Bürgerinnen und Bürger, also mit einem endogenen
Werteverfall, als vielmehr mit verzerrten Anreizen zu tun. Wenn die so-
zialpolitischen Institutionen systematisch darauf hinwirken, die Arbeitsethik
und die (Eigen-)Verantwortung der Betroffenen aufzuweichen, darf man
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Zur Intransparenz des Sozialstaates und seiner Kosten trägt die Vielzahl der
sozialpolitisch motivierten Ziele sowie die Vielzahl der Instrumente bei, mit
denen oft einzelne Ziele verfolgt werden (z.B. bei der Förderung von Fami-
lien mit Kindern). Die Komplexität im Zusammenwirken von sozialpoliti-
schen Maßnahmen mit dem ohnehin überaus komplizierten deutschen Steu-
ersystem sowie insbesondere auch die Form der Finanzierung der gesetzli-
chen Sozialversicherungen tun ein übriges.
Die anteilsmäßige Finanzierung über den „Arbeitgeberanteil" trägt zu dem
Irrglauben bei, „dem Kapital" oder „den Arbeitgebern" könne (und solle)
ein großer Teil der Finanzierung der Sozialleistungen aufgebürdet werden.
Es sind jedoch (im Wettbewerb) immer die gesamten Beschäftigungskosten,
die auf den Märkten erwirtschaftet werden müssen. Auch die Arbeitgeber-
zuschüsse zur Sozialversicherung sind Teil der Gesamtbeschäftigungskosten
und nichts, was Arbeitgeber aus ihrer eigenen Tasche bezahlen. Die Ar-
beitnehmer haben aber nur sehr unklare Vorstellungen von der tatsächlichen
Höhe der Gesamtbeschäftigungskosten und ihrer Struktur.
Die systematisch verzerrten Anreize, Intransparenz und Finanzierungsillu-
sion lassen vermuten, daß das Sozialbudget größer ist, als es im Bewußtsein
und bei zweckmäßiger Zuordnung der tatsächlichen Kosten wäre. Weder
können die Opportunitätskosten sozialer Maßnahmen richtig abgeschätzt
werden, noch wird eine effiziente Ziel-Mittel-Relation gewählt. Der real exi-
stierende Sozialstaat ist in vielerlei Hinsicht ineffizient ausgestaltet und da-
mit letztlich unsolide.












2. Ordnungspolitische Grundsätze für die Reform der sozialen
Sicherungssysteme
a. Zur Produktivität des Sozialen
Die Belastung von Wirtschaft und Gesellschaft mit den Kosten des aus-
ufernden Sozialstaates führt zu einer scharfen Kritik an den sozialpoliti-
schen Institutionen und mündet angesichts des (vermeintlichen) Zwangs zu
einer massiven Sparpolitik oft in die Aufforderung zu einer radikalen Kehrt-
wendung. Diese Kritik schießt dabei nicht selten über das Ziel hinaus. Im
Verkürzen der politischen Aufgabe auf das Sparen verkürzt man auch das
Problem der Sozialpolitik, das nicht mit einer reinen Spardiskussion zu
lösen ist. In dieser Verkürzung liegt sogar eine große Gefahr für die Funk-
tionsfähigkeit der Marktwirtschaft, denn das Sozialstaatsprinzip ist ein tra-
gender Pfeiler für den Erfolg eines dynamischen marktwirtschaftlichen
Wirtschaftssystems.
Die Marktwirtschaft braucht eine Sicherung gegen die größten Risiken, die
der wettbewerbliche Prozeß für den einzelnen mit sich bringt. Die Furcht
vor dem Scheitern darf nicht in eine den Fortschritt lähmende, existentielle
Angst vor dem Risiko umschlagen. Soziale Sicherung zielt darauf, möglichst
viele Menschen, also auch die risikoscheuen, zum Mitmachen am ergebnis-
offenen Marktprozeß zu ermutigen. Sie tut dies, indem sie eine Mindest-












mit sich bringt, gewährt und durch mehr Chancengerechtigkeit die Aussich-
ten auf Erfolg im Wettbewerbsprozeß verbessert (Homann und Pies 1996:
219 f.). Auf diese Weise erhöht eine angemessene Sozialpolitik die Akzep-
tanz für das Prinzip des Wettbewerbs und zugleich auch dessen Wirksam-
keit. Soziale Sicherung und sozialer Ausgleich sind also keineswegs ein im
Grunde systemfremdes Anhängsel der Marktwirtschaft, sondern vielmehr
ein konstitutives Element,
4
5 das dazu beiträgt, das Potential des Systems
voll auszuschöpfen und zu steigern. Gleichzeitig kann es eine umfassende
und solide soziale Sicherung nur in einem funktionierenden marktwirtschaft-
lichen System geben, weil es sowohl die materielle Basis für Eigenvorsorge
schafft als auch die Basis für eine (begrenzte) Korrektur der Marktergeb-
nisse durch Umverteilung.
Der Sinn von Sozialpolitik in modernen Gesellschaften besteht darin, Un-
sicherheit und Ungleichheit soweit zu belassen, wie es gesellschaftlich pro-
duktiv ist und die potentiellen Gewinne einer vertieften Arbeitsteilung im
Marktsystem realisieren hilft (Homann und Pies 1996: 236). Ihre Funktion
ähnelt damit, um ein von Schumpeter gebrauchtes Bild zu verwenden, der
Bremse in einem Auto, deren Sinn es ja nicht ist, das Auto langsamer zu ma-









b. Zur institutionellen Sicherung der Produktivität und der
Solidität des Sozialen
Aufgrund der bedeutenden, grundsätzlich produktiven Rolle des Sozialen in
der Sozialen Marktwirtschaft kann (und darf) es bei der Reform der sozial-
politischen Institutionen nicht um eine Demontage des Sozialstaats gehen,
sondern allein um einen Abbau institutionalisierter Fehlanreize. Die notwen-
dige Korrektur der Anreizstruktur muß darauf gerichtet sein, die Produkti-
vität und Solidität des Sozialsystems dauerhaft zu sichern. Dafür ist es un-
abdingbar, daß Höhe und Form der steuerfinanzierten Hilfeleistungen der
Solidargemeinschaft, aber auch der Leistungen der Sozialversicherungen so
gestaltet werden, daß für die Bürger (ex ante) Anreize bestehen, primär in
Eigenverantwortung (in Form von Vermögensbildung, beruflicher Qualifi-
kation und privater Versicherung) Vorsorge gegen die Wechselfälle des Le-
bens zu treffen, und daß für die Leistungsempfänger (ex post) genügend An-
reize bestehen, ihre Situation aus eigener Kraft und in eigener Verantwor-
tung zu verbessern. Dabei gilt auch für das Steuersystem, daß Arbeitsanreize
und die Anreize, Eigenvorsorge zu treffen, nicht verschüttet werden dürfen.
Eigenverantwortung und Selbstvorsorge müssen durch geeignete institutio-
nelle Reformen der ihnen gebührende Stellenwert eingeräumt werden. Ent-
sprechende Anreize in den kollektiven Sicherungssystemen sind wichtig, um
die produktive Wirkung der sozialen Sicherung zu gewährleisten. Andern-
falls würde das Wirtschaftssystem überfordert, und die Maßnahmen der so-
zialen Sicherung würden sich selbst ihre Akzeptanz und ihre finanzielle
Basis entziehen. Die Maßnahmen sollten daher nicht gegen den Markt ge-
richtet sein und damit seine Funktionsbedingungen schwächen, sondern viel-
4
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mehr so weit wie möglich innerhalb des marktwirtschaftlichen Anreizsy-
stems verankert sein. Die Vorstellung, soziale Gerechtigkeit könne — als
„ausgleichende Gerechtigkeit" — nur außerhalb und auf Kosten des Marktes
(oder des Leistungswettbewerbs) erreicht werden, ist abwegig.
In einer Gesellschaft freier Bürger muß das Subsidiaritätsprinzip das zen-
trale Ordnungsprinzip bei der Gestaltung der sozialen Sicherungssysteme
darstellen. Es gilt, das Individualprinzip (Äquivalenzprinzip: Leistung und
Gegenleistung entsprechen sich) und das Sozialprinzip (Solidarprinzip: glei-
cher Leistungsanspruch für jeden, unabhängig von der Höhe seines Beitrags
und Einkommens) so zu kombinieren, daß der für freie Gesellschaften prä-
gende Grundsatz „Subsidiarität soweit wie möglich, Solidarität soweit wie
nötig" zum Tragen kommt; die Synthese zwischen Solidar- und Individual-
prinzip erlaubt es, individuelle Freiheit, Effizienz des Marktes und soziale
Sicherheit fruchtbringend miteinander zu verbinden (Oberender 1996: 96).
Von diesem zentralen ordnungspolitischen Grundsatz hat sich die real exi-
stierende Sozialpolitik in Deutschland allerdings weit entfernt; sie wurde zu
sehr auf das Solidarprinzip hin ausgerichtet.
Ein Programm zur Reform der sozialen Sicherung sollte auf den folgenden
acht ordnungspolitischen Leitlinien aufbauen:
4
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(1) Es gehört zu den elementaren Aufgaben der Sozialpolitik in modernen
Gesellschaften, allen Gesellschaftsmitgliedern eine Basissicherung zu garan-
tieren. Diese Sicherungsmaßnahme muß als Solidarleistung der Gesellschaft
über Steuern von allen Bürgern finanziert werden. Um jedoch die Anreize
für Eigenvorsorge und -hilfe nicht zu verschütten und die Gesellschaft nicht
zu überfordern, ist es zweckmäßig, die Basissicherung auf subsidiäre Hilfe-
leistung zu beschränken. Bei der Bemessung und der Ausgestaltung der Ba-
sissicherung ist darauf zu achten, daß Anreize zur Arbeitssuche und -auf-
nähme so wenig wie möglich beeinträchtigt werden.
(2) Komplementär zur Basissicherung für alle Bürger ist eine Versiche-
rungspflicht gegen die größten sozialen Wechselfälle des Lebens wie Ar-
beitslosigkeit, Krankheit und Pflegebedürftigkeit sowie gegen Armut im
Alter zu etablieren. Ohne die Versicherungspflicht würde ein Trittbrettfah-
rer-Problem auftreten: manche, die dazu in der Lage wären, würden keine
Eigenvorsorge treffen und sich völlig darauf verlassen, daß sie im Notfall
auf die Solidarleistung der Gesellschaft zurückgreifen könnten. Um dies zu
verhindern, reicht es aus, den Leistungsumfang der Versicherungspflicht auf
Grundleistungen zu beschränken, die sich am Umfang der solidarischen Ba-
sissicherung zu orientieren haben. Die Versicherungspflicht sollte (mit Aus-
nahme der Arbeitslosenversicherung) für alle Bürger (unabhängig von Ein-
kommen und Beruf) bestehen. Die Funktion der obligatorischen Grundver-
sicherung ist es, zwei Zielsetzungen gleichzeitig zu erreichen: (1) (absolute)
Armut im Alter oder aufgrund von Arbeitslosigkeit, Krankheit oder Pflege-
bedürftigkeit zu verhindern, die Leistungsfähigen aber zur Absicherung her-























Positionsfreiheit über die Aufteilung ihres Einkommens zu belassen (Breyer
1996: 76).
(3) Es ist Inzidenzwahrheit über die Traglast der Finanzierung der sozialen
Sicherungssysteme herzustellen. Die Kosten der Grundsicherung sind des-
halb über Beiträge zu finanzieren, die von den Versicherten direkt abzufüh-
ren sind. Zwischen Beiträgen und Leistungen gilt dabei ein (begrenztes)
Äquivalenzprinzip. Es ist deshalb zweckmäßig, die Finanzierung der so-
zialen Grundversicherung (ebenso wie der möglichen freiwilligen Zusatz-
versicherungen) vom Arbeitsvertrag zu lösen. Beim Übergang würden den
Beschäftigten die Beitragsbestandteile, die gegenwärtig von den Arbeitge-
bern abzuführen sind, als direktes Einkommen zugewiesen.
4
7 Diese Korrek-
tur des Systems würde helfen, mehr Realismus in Lohnforderungen und so-
zialpolitische Wünsche einzubringen.
(4) Effizienzerwägungen und auch das grundsätzliche Freiheitsverständnis
in unserer Gesellschaft sprechen dafür, der Wahlfreiheit gerade auch im Be-
reich der sozialen Sicherung einen größeren Freiraum zu verschaffen. Ein
über die Versicherungspflicht hinausgehender Versicherungsschutz sollte
deshalb freiwillig sein. Dies bedeutet mehr Respekt vor der Entscheidungs-
freiheit und Eigenverantwortung der Bürgerinnen und Bürger. Dem Staat
kommt dabei die — durchaus wichtige — Aufgabe zu, durch die Rahmen-
ordnung Bedingungen zu schaffen, durch die der einzelne in die Lage ver-
setzt wird, freiwillig und in eigener Verantwortung Vorsorge zu treffen, die
über den Umfang der grundlegenden Solidarleistungen (bzw. der Versiche-
rungspflicht) hinausgeht. Es gehört dabei allerdings nicht unbedingt zur
Aufgabe des Staates, diese Versicherungen selbst anzubieten. Es kann aus-
reichen, wenn er für die Bedingungen sorgt, unter denen funktionierende
Versicherungs- und Kapitalmärkte Zustandekommen. Den „Grenzen privater
Versicherbarkeit" (SVR 1996: Ziffer 459) — etwa in der Arbeitslosenversi-
cherung — und den spezifischen Problemen, die sich auf bestimmten wett-
bewerblich organisierten Versicherungsmärkten — etwa bei der Kranken-
versicherung — ergeben können, ist durch entsprechende institutionelle Ar-
rangements Rechnung zu tragen.
(5) In den Sozialversicherungen sollte grundsätzlich das Versicherungs-
element dominieren und damit das Prinzip der Äquivalenz von Beitragslast
auf der einen Seite und Höhe des Versicherungsrisikos und des Leistungs-
umfangs auf der anderen Seite. Dabei ist freilich zu unterscheiden zwischen
der Pflichtversicherung und einer freiwilligen Zusatzversicherung. In der
Pflichtversicherung läßt sich das Äquivalenzprinzip nur begrenzt realisieren;
hier wird das Umlageelement nach wie vor von Bedeutung sein. Demgegen-
über ist die freiwillige Zusatzversicherung deutlich stärker am Äquivalenz-
prinzip zu orientieren. Die Versicherungsprämien sollten mehr — von pri-
vaten Versicherungsanbietern — leistungs- und risikoäquivalent ausgestaltet
werden bzw. werden können, als dies bisher der Fall ist.
4
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(6) Was über die Grundversicherung hinaus zur Aufstockung von zu gering
erachteten Einkommen oder zur Kompensation besonderer Ausgabenbela-
stungen an Umverteilung angestrebt wird, sollte außerhalb dieser Systeme
über Steuern finanziert und über Transfers realisiert werden. Eine solche
weitergehende Umverteilung bedarf freilich der Begründung anhand eines
konsistenten Zielsystems. Die Instrumente sind zielkonform auszugestalten.
Dabei ist wie bei der Basissicherung darauf zu achten, daß negative Anreiz-
wirkungen auf Seiten der Steuerzahler (Minimierung der Kosten) und der
Leistungsempfänger so gering wie möglich gehalten werden. Dies impli-
ziert, daß der Kreis der Empfangsberechtigten auf die wirklich Bedürftigen
zu begrenzen ist und daß die Sozialtransfers effizient auszugestalten sind.
(7) Aufgrund der größeren Zielgenauigkeit ist grundsätzlich eine Subjekt-
förderung (direkte Einkommentransfers) vorzuziehen gegenüber einer Ob-
jektförderung, die sich der Form eines „kostenlosen" staatlichen Angebots
(z.B. im Bildungsbereich) oder einer staatlichen Subventionierung des priva-
ten Angebots (z.B. im sozialen Wohnungsbau) bedient. Zudem sollten So-
zialleistungen „grundsätzlich mit wachsendem Einkommen degressiv ge-
staltet sein, ohne daß dadurch im Verlauf des verfügbaren Einkommens
Sprünge auftreten" (SVR 1996: Ziffer 468). So ist es z.B. auch unter Be-
rücksichtigung verschiedener Steuer-, sozial- und allokationspolitischer Ge-
sichtspunkte „angebracht, das Kindergeld nach dem Einkommen degressiv
zu gestalten und ab einer bestimmten — politisch festzulegenden — Ein-
kommensgrenze auslaufen zu lassen" (SVR 1996: Ziffer 468).
(8) Es darf bei der Reform des Sozialstaats keine Bereiche geben, die von
einer kritischen Überprüfung ausgeschlossen werden. Für alle sozialpoli-
tischen Maßnahmen muß im einzelnen überprüft werden, inwieweit die Lei-
stungen noch den gesellschaftlichen Zielvorstellungen entsprechen und in-
wieweit sie den genannten Grundsätzen gerecht werden oder gegebenenfalls
neu gestaltet werden müssen.
Wenn diese ordnungspolitischen Prinzipien konsequent umgesetzt werden,
wird dies die Möglichkeiten und die Anreize zu Eigenvorsorge und Eigen-
verantwortung verstärken. Zugleich wird die Transparenz über die tatsächli-
chen Belastungen, die mit den sozialen Sicherungssystemen verbunden sind,
deutlich werden. Dadurch wird mehr Rationalität in den individuellen und
politischen Entscheidungen möglich. Dies sind grundlegende Voraussetzun-












3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme
a. Leitlinien für eine Systemkorrektur in der Basissicherung
Ein dynamisches Wettbewerbssystem bedarf einer akzeptierten und ihrer-
seits effizient arbeitenden sozialen Basissicherung für diejenigen, die nicht
für sich selber sorgen können, und für all jene, die trotz eigener Anstren-
gung nicht über ein von der Gesellschaft für angemessen und notwendig er-










cherung zu bestimmen ist letztlich eine politische Aufgabe, bei der die Wis-
senschaft nur eine begrenzte Hilfestellung bieten kann.
Die Basissicherung wird in Deutschland durch die Sozialhilfe gebildet, er-
gänzt durch die Arbeitslosenhilfe und das Steuer- und Transfersystem. Von
der Höhe und der Ausgestaltung der Basissicherung gehen jedoch häufig un-
nötig hohe anreizschädigende Wirkungen aus. Im politischen Prozeß ist das
Sozialhilfeniveau im Zeitablauf deutlich angehoben worden: Hätten 1994
die gleichen Regeln wie im Durchschnitt der Jahre 1962-65 gegolten, würde
sich der entsprechende Eckregelsatz auf 308 DM belaufen gegenüber
520 DM, die tatsächlich angerechnet wurden (Vaubel 1996: 18).
Der relative Anstieg des Niveaus der Sozialhilfe mag aus sozialpolitischen
Gründen für wünschenswert gehalten werden. Er birgt aber die Gefahr, daß
die Anreize, Arbeit zu suchen und ein Beschäftigungsverhältnis einzugehen,
gemindert werden. Insbesondere bei geringer Fähigkeit, Markteinkommen
zu erzielen, bewirkt wegen der (vollen) Anrechnung des zusätzlichen Ein-
kommens auf die Sozialhilfe das Zusammenspiel von Steuerrecht, Sozialab-
gäbenrecht und Sozialhilferegelungen eine insgesamt sehr hohe Belastung
geringer Arbeitseinkommen mit Steuern und Abgaben („Armutsfalle"). Dies
erhöht die Attraktivität von Nichterwerbstätigkeit oder Schwarzarbeit gegen-
über einer Erwerbstätigkeit in der offiziellen Wirtschaft. Selbst bei vorhan-
dener Arbeitsbereitschaft besteht wegen der hohen marginalen Belastung
der Einkünfte die Gefahr, aus der „Armutsfalle" nicht herauskommen zu
können. Hier gilt es, Abhilfe zu schaffen.
Die Reform der steuerfinanzierten Basissicherung sollte die Sozialhilfe, die
Arbeitslosenhilfe und die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in ein einheitli-
ches Konzept der subsidiären Basissicherung integrieren.
4
8 Dieses Konzept
sollte so ausgestaltet sein, daß es einen größeren Beitrag dazu leistet, Ar-
beitslose und erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger in Beschäftigung zu brin-
gen. Denn „auch wenn Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in ihrer derzeitigen
Form ein ungeeignetes Instrument sind, bleibt die Grundidee richtig, Ar-
beitslose in eine Beschäftigung zu bringen, in der sie zumindest einen Bei-
trag zur Deckung der von der Allgemeinheit zu tragenden Kosten leisten
können, in der sie ihre Fähigkeiten weiterentwickeln und sich auf einen nor-
malen Arbeitsplatz vorbereiten können und in der die psychische Belastung
aufgrund der Arbeitslosigkeit gemildert wird" (Eekhoff 1996a: 90). Daher
gilt es, für erwerbsfähige Leistungsempfänger sowohl die Anreize als auch
den Druck auf sie zu erhöhen, Arbeit zu suchen und anzunehmen. Die Suche
und Aufnahme einer Arbeit muß sich (finanziell) lohnen, das Ausschlagen
einer Arbeitsmöglichkeit muß für erwerbsfähige Leistungsempfänger mit
Leistungskürzungen verbunden sein. Zugleich sind die Chancen, tatsächlich
eine Arbeitsmöglichkeit zu finden, zu erhöhen.
48 In ihrer gegenwärtigen Form nehmen sowohl die Arbeitslosenhilfe wie auch die her-
kömmlichen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) eine Zwitterstellung zwischen Ver-
sicherungsorientierung, Solidarprinzip und regulären Arbeitsrechtsverhältnissen ein: Die
Arbeitslosenhilfe folgt in der Leistungsbemessung überwiegend der Regelung des Ar-
beitslosengeldes, wird jedoch steuerfinanziert. Die ABM sind an Tariflöhnen orientiert
und als reguläre Arbeitsverhältnisse ausgestaltet; sie sind teils beitrags-, teils steuer-
finanziert.3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 61
Das Ziel, Arbeit für den Kreis der Hilfeberechtigten attraktiver zu machen,
läßt sich nur erreichen, wenn das Einkommen aus zusätzlicher Arbeit in ge-
ringerem Maße als bisher auf den Hilfeanspruch angerechnet wird. Dies be-
deutet — bei gegebener Höhe der Basissicherung — aber, daß der Kreis de-
rer, die Anspruch auf Sozialhilfe oder vergleichbare Leistungen haben, grö-
ßer würde und daß die betreffenden Sozialausgaben zunähmen, zumal auch
das Arbeitsangebot der Personengruppe mit zusätzlichem Transferanspruch
sinken dürfte. Dies macht eine solche Reform für die Steuerzahler teuer.
Einer Ausweitung des Kreises der Anspruchsberechtigten und der Sozialaus-




Zugleich sollte auf die Anspruchsberechtigten ein größerer Druck ausgeübt
werden, eine Beschäftigung aufzunehmen. Dies sollte dadurch geschehen,
daß das Niveau der Basissicherung für Erwerbsfähige unter das Niveau für
Nicht-Erwerbsfähige abgesenkt wird. Angesichts des Solidarcharakters der
Basissicherung erscheint ein solcher Druck zur Annahme einer auch unter
Umständen eher gering entlohnten Beschäftigung im Sinne einer zumutba-
ren Eigenleistung des Begünstigten gerechtfertigt.
5
0 Durch einen deutlich
verringerten Anrechnungssatz für das zusätzliche Einkommen bei einer Ar-
beitsaufnahme soll erreicht werden, daß die Betroffenen dieser Gruppe zu-
mindest dadurch keine Einkommenseinbußen erleiden, daß sie tatsächlich
eine Arbeit aufnehmen. Wichtig ist freilich, daß die Betroffenen eine Be-
schäftigung auch finden können.
Deshalb müssen gleichzeitig die Chancen der betreffenden Personengruppen
erhöht werden, sich (wieder) in den Arbeitsmarkt integrieren zu können. Das
setzt voraus, daß auch tatsächlich in ausreichendem Maße Arbeitsplätze im
Niedriglohnsegment angeboten werden (können). Hierfür ist zunächst erfor-
derlich, daß durch Änderungen des Tarifvertragsgesetzes die Möglichkeit
geschaffen wird, daß entsprechende Personen ihre Arbeitsleistung zu einem
(möglicherweise auch deutlich) geringeren Lohn auf dem Arbeitsmarkt an-
bieten können, als es die Tarifverträge vorschreiben (Abschnitt III.2.b).
Die Einbeziehung der Arbeitslosenhilfe in die Reform der Basissicherung
sollte sicherstellen, daß auch eine über das allgemeine Sozialhilfeniveau
hinausgehende Transferzahlung grundsätzlich von der Bereitschaft des Be-
troffenen abhängig gemacht wird, zumutbare Arbeitsangebote auch zu
niedrigen Löhnen anzunehmen.
5
1 Als zumutbar sollte dabei jede Arbeit be-
trachtet werden, die in geographischer Reichweite des Pendlerverkehrs liegt.
Gleichzeitig sollte dem Betroffenen im Falle der Annahme eines solchen
Angebots eine Beschäftigungshilfe gezahlt werden, die sicherstellt, daß er


















Vgl. zu dieser Debatte Boss (1996) und Gern (1997, 1996).
Bei der Bemessung der Basissicherung kann dabei durchaus die individuelle Erwerbs-
biographie der Leistungsempfänger berücksichtigt werden. Einem Arbeitslosen könnten
nach erschöpftem Anspruch auf den Bezug des Arbeitslosengeldes (für einen gewissen
Zeitraum) ein höherer Leistungsanspruch in der Basissicherung eingeräumt werden als
einem Sozialhilfeempfänger oder Arbeitslosen, der noch nie (oder bereits lange nicht
mehr) gearbeitet hat.








über der reinen Transferleistung bei Nichtarbeit (Sozialhilfe oder höhere Ar-
beitslosenhilfe) realisiert. Im Kern läuft der Reformvorschlag also darauf
hinaus, die Zahlung der Arbeitslosenhilfe (an Langzeitarbeitslose) mit einem
durchaus spürbaren Druck zu verbinden, Arbeitsangebote auch im Niedrig-
lohnsegment anzunehmen.
Reine Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) sollten — soweit sie über-
haupt sinnvoll sind
5
2 — nach dem Solidarprinzip umgestaltet, also steuer-
finanziert werden; sie sollten nicht im Bereich der versicherungsbestimmten
Leistungen verbleiben. Als steuerfinanzierte Leistung würden die ABM
dann eine direkte Alternative zur Beschäftigungshilfe bei einer Beschäfti-
gung im privaten Niedriglohnsektor darstellen. Damit solche Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen sinnvoll sind, ist die gegenwärtige ABM-Praxis zu
reformieren bzw. in ein Konzept der Gemeinschaftsarbeit umzuwandeln.
5
3
Die Reform muß dabei an drei Punkten ansetzen, die sich wesentlich von der
bisherigen Regelung der ABM unterscheiden: (i) Die Vergütung darf nicht
(bzw. nur um eine Aufwandsentschädigung) höher sein als die Sozial- oder
Arbeitslosenhilfe (bzw. die Beschäftigungshilfe); (ii) es wird kein Beschäfti-
gungsverhältnis begründet, der Arbeitslose bleibt in dem Sozialrechtsver-
hältnis; (iii) das sogenannte „Zusätzlichkeitskriterium" muß aufgegeben
werden, damit sinnvolle, also wirtschaftlich wertvolle Tätigkeiten ausgeübt
werden können und nicht lediglich Beschäftigungstherapie angeboten wird.
Die Aufgabe des Zusätzlichkeitskriteriums stößt (auch unter Ökonomen)
auf Kritik. Es wird befürchtet, daß durch Gemeinschaftsarbeit (oder Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen) anderen Beschäftigten der Arbeitsplatz wegge-
nommen wird. Aber es ist dagegenzuhalten, daß es in unserer freiheitlichen
Gesellschaftsordnung nicht einfach zu begründen ist, warum Arbeitslose
nicht in einen (unsubventionierten) Wettbewerb um Arbeitsplätze eintreten
dürfen. Darüber hinaus „kommt es durch produktive Gemeinschaftsarbeit
nicht zu einer Verdrängung, sondern lediglich zu einer Umschichtung ande-
rer Arbeitsplätze und zu einer Wohlstandssteigerung für alle".
5
4 Unter dem
Aspekt der notwendigen Verbesserungen von Einstiegsmöglichkeiten für
Arbeitslose mit schwerwiegenden „Handicaps" — und um die wird es ge-
rade bei der Gemeinschaftsarbeit am ehesten gehen — ist es deshalb zweck-
mäßig, mit diesem Instrument zu experimentieren.
Pfadabhängigkeit
erschwert Reformen
b. Leitlinien für die einzelnen Versicherungssysteme
Die konsequente Umsetzung der obigen Grundsätze zur Reform der sozialen
Sicherung würde eine umfassende Reform aller Sparten der Sozialversiche-
rung erfordern. Allerdings darf man nicht verkennen, daß aus der histori-
schen Wahl bestimmter Versicherungssysteme (wie dem Umlageverfahren
in der Rentenversicherung) Rechtsansprüche und Ansprüche auf Vertrauens-
schutz entstanden sind. Hieraus resultieren erhebliche Übergangsprobleme,
die das Spektrum der Wahlmöglichkeiten zur Steigerung der ökonomischen
5
2 Zu einer sehr kritischen Einschätzung vgl. OECD (1994b) und Scarpetta (1996).
5
3 Vgl. zu dem Vorschlag der Gemeinschaftsarbeit Eekhoff (1995, 1996a).
5
4 Zur Begründung dieser These siehe Eekhoff (1996a: 126 ff).3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 63
Effizienz auf mittlere Sicht einschränken. Soweit und solange tiefgreifende
Reformen bis hin zu einem Systemwechsel nicht möglich sind, ist darauf zu
achten, daß zumindest in die bestehenden Systeme mehr Eigenverantwor-
tung, Selbstvorsorge, Wahlfreiheit und Wettbewerb eingefügt werden. Je
später jedoch der Zeitpunkt der Systemumstellung liegt, desto mehr wird die
Pfadabhängigkeit verstärkt. Von daher spricht viel dafür, den Systemwech-
sel frühzeitig anzustreben.
Bis zum Jahr 2010 sind noch keine dramatischen Veränderungen beim Er-
werbspersonenpotential und in der Alterslastquote zu erwarten.
5
5 Die ab-
nehmende männliche Erwerbstätigkeit wird voraussichtlich durch die zuneh-
mende weibliche Erwerbsbeteiligung praktisch kompensiert. Einig ist man
sich in der akademischen Diskussion jedoch in dem Urteil, daß nach 2010
die weitere Steigerung der weiblichen Erwerbsbeteiligung den demo-
graphisch bedingten Rückgang des Erwerbspersonenpotentials nicht mehr
wird bremsen können.
Wenn es nicht zu fundamentalen Reformen bei jeder einzelnen Sparte der
Sozialversicherungen kommt, droht deshalb ein weiterer drastischer Anstieg
der Beiträge und damit eine dramatisch zunehmende Belastung der dann er-
werbstätigen Menschen. Im günstigen Fall wird ein Anstieg der Beiträge auf
rd. 48 vH prognostiziert, bei weniger günstigen Annahmen auf 52 vH.
5^ Es
erscheint kaum vorstellbar, daß die Beitragszahler eine solche Situation ein-
fach hinnehmen werden. Es ist vielmehr mit massiven Ausweichreaktionen
zu rechnen, was die Wachstumsperspektiven für die Gesamtwirtschaft ein-
trüben und die Finanzierungsprobleme der Sozialversicherungen weiter ver-
schärfen würde.
Damit haben die sozialen Sicherungssysteme noch eine „Atempause" von
etwa 15 Jahren, bevor der Doppeleffekt einer Zunahme der Zahl der Lei-
stungsempfänger bei gleichzeitigem Rückgang der Zahl der Beitragszahler
seine volle Wirksamkeit entfaltet. Weil es hier darum gehen muß, verläß-
liche Rahmenbedingungen für die Lebensplanung der jetzt jungen Genera-




cc Leitlinien für eine Systemkorrektur in der Arbeitslosenversicherung
Das hohe Niveau der Arbeitslosigkeit und die für viele Arbeitnehmer (in Zu-
kunft vermutlich) zunehmende Wahrscheinlichkeit, einmal oder auch mehr-
mals während ihres Erwerbslebens arbeitslos zu werden, erhöhen die Bedeu-
tung einer adäquat ausgestalteten Arbeitslosenversicherung. Diese sollte es
den Erwerbstätigen erlauben, Einkommensrisiken aus vorübergehender Ar-
beitslosigkeit abzumildern und die Zeit der Suche nach einer angemessenen
neuen Arbeitsstelle zu überbrücken, ohne unmittelbar auf aus Steuermitteln




Vgl. zu diesem und dem folgenden Absatz Börsch-Supan (1996).
Jeweils bis zur Beitragsbemessungsgrenze.
Wenn schon die gegenwärtigen Finanzierungsprobleme der Sozialversicherungen derart
stark politisiert werden (können), wird unmittelbar einsichtig, daß es angesichts der un-
gleich größeren Reformerfordernisse einer intensiven Überzeugungsarbeit bedarf, um die










Gründe für eine Re-
form der Arbeitslo-






der Arbeitslosenversicherung hat dabei zu berücksichtigen, daß von der kon-
kreten Ausgestaltung der Arbeitslosenversicherung (insbesondere von der
Dauer und der Höhe der Lohnersatzleistungen) ein erheblicher Einfluß so-
wohl auf das Verhalten einzelner Arbeitnehmer bzw. Arbeitsloser als auch
der Tarifvertragsparteien ausgeht (individuelles und kollektives Moral
hazard).
Die bestehende Arbeitslosenversicherung ist staatlich organisiert, und es
spricht vieles dafür, dies auch in Zukunft so zu belassen.
5
8 Auch eine Auf-
teilung in eine staatliche Grundversicherung und eine private Zusatzversi-
cherung erscheint angesichts der Schwierigkeiten, die sich aus den Beson-
derheiten der Arbeitslosenversicherung für die risikoäquivalente Kalkulation
von Beiträgen ergeben, nicht empfehlenswert. Aufgrund der hohen Korrela-
tion zwischen den Arbeitslosigkeitsrisiken untereinander und der Unkalku-
lierbarkeit dieser Risiken (sowie der Schwierigkeiten des kollektiven Moral
hazard) werden sich umfassende private Arbeitslosenversicherungen kaum
etablieren (SVR 1996: Ziffer 448). Zumindest für Personenkreise mit einem
relativ hohen Arbeitsplatzrisiko ist auch nicht davon auszugehen, daß sich
(attraktive) private Zusatzversicherungen etablieren werden.
Um so wichtiger ist es, die staatliche Arbeitslosenversicherung zu reformie-
ren. Insbesondere ist eine stärkere Äquivalenz zwischen Beitragsbelastung
und Leistungsbezug herzustellen. Der unterschiedlichen Fähigkeit und Be-
reitschaft der einzelnen Arbeitnehmer, Einkommenseinbußen aufgrund vor-
übergehender Arbeitslosigkeit hinzunehmen (bzw. aus Ersparnissen zu kom-
pensieren), sollte stärker als bisher Rechnung getragen werden.
Als primäre Sicherung gegen Einkommensverluste durch Arbeitslosigkeit ist
die Arbeitslosenversicherung in ihrem Versicherungscharakter zu stärken.
Das bedeutet in erster Linie, die Effizienz der Versicherung durch die Ein-
führung von Leistungsoptionen zu steigern, für die das Äquivalenzprinzip
gilt, d.h., für die entsprechend unterschiedliche Beitragssätze zu entrichten
sind. Für beschäftigte Angestellte und Arbeiter würde weiterhin ein Versi-
cherungszwang bestehen, aber Wahlfreiheit hinsichtlich verschiedener Lei-
stungsoptionen, in denen sich versicherungstypische Vorkehrungen zur Ver-






Vorschläge, wie der von Risch (1983), die Arbeitslosenversicherung den Gewerkschaften
zu übertragen (wie es z.B. in Schweden der Fall ist), zielen darauf, einen unmittelbaren
Rückkoppelungsmechanismus zu schaffen, der lohnpolitisches Fehlverhalten bestraft, be-
stenfalls sogar ganz vermeiden hilft. Eine solche Reform würde voraussetzen, daß die
Rollenverteilung in der Wirtschaftspolitik justitiabel geklärt und zugeordnet ist. Solange
dieses Zuordnungsproblem nicht effizient gelöst ist, führt kein Weg daran vorbei, die
Arbeitslosenversicherung als staatliche Institution (zunächst) beizubehalten. Die in die-
sem Bericht angeregten Reformen im Tarifvertragsrecht (Abschnitt III.2.b) dürften sehr
viel wirksamer dazu beitragen, lohnpolitisches Fehlverhalten von Gewerkschaften und
Arbeitgeberverbänden zu disziplinieren.
Wegen des strengen Versicherungscharakters erübrigte es sich dann weitgehend, allge-
meine Zumutbarkeitskriterien bezüglich der Annahme von Arbeitsplatzangeboten von
Seiten der Arbeitslosenversicherung zu formulieren, denen sich alle Versicherten beugen
müssen.3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 65
Die Arbeitslosenversicherung könnte in ihren Leistungsoptionen dabei auch
die Möglichkeit vorsehen, Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik ein-
zubeziehen, soweit diese versicherungstechnisch handhabbar sind. Dies wer-
den im wesentlichen Maßnahmen zur Fortbildung und Umschulung (bzw.
deren Finanzierung) sein. Es ist dabei durchaus angebracht, daß bei den
Maßnahmen für Umschulung und Fortbildung die Stringenz des Äquivalenz-
prinzips herrscht. Dies stärkt die Selbstverantwortung und das Bewußtsein,
daß jeder Arbeitnehmer selbst dafür zu sorgen hat, seine Qualifikationen
den Erfordernissen des Marktes anzupassen und Zusatzqualifikationen zu er-
werben. Ihm sollte nicht das Signal gegeben werden, es sei Aufgabe der Ge-
meinschaft, für die Umschulung bzw. Fortbildung und auch noch für die
Zahlung eines Unterhaltsgeldes zu sorgen.
6
0
ß. Leitlinien für eine Systemkorrektur in der Rentenversicherung
Systemimmanente Reformvorschläge
Das Rentensystem wird in seiner gegenwärtigen Konzeption und Ausgestal-
tung künftig nicht aufrechtzuerhalten sein. Bei einer Beibehaltung des ge-
genwärtigen Umlageverfahrens, bei dem die jeweils arbeitende Generation
die Renten für die Vorgeneration finanziert, und bei der gegenwärtig gülti-
gen Leistungsstruktur müßten die Beiträge von jetzt rd. 20 vH des Brutto-
lohns bis zum Jahr 2030 allein schon wegen der zunehmenden Alterung der
Gesellschaft, also wegen des steigenden Rentnerquotienten, auf über 30 vH
steigen. Eine derart starke Belastung ihrer eigenen Einkommen zugunsten
(nicht nur) ihrer Eltern werden die dann erwerbstätigen Generationen wohl
kaum akzeptieren. Damit ist die Funktionsfähigkeit des Umlageverfahrens
extrem gefährdet. Die demographische Entwicklung und die daraus resultie-
renden Finanzierungsprobleme machen aus der „Einbahnstraße Umlagever-
fahren" — ähnlich wie bei den Kettenbrief-Spielen — letztendlich eine
Sackgasse.
Zwar könnte eine Anpassung der Rentenformel in Kombination mit einer
höheren Erwerbsbeteiligung von Frauen und einem Hinausschieben des Ein-
tritts in das Rentenalter die stark steigende Beitragslast für die künftigen Ge-
nerationen mildern. Durch Regeländerungen innerhalb des Umlage Verfah-
rens (Anpassung der Rentenformel, Verlängerung der Lebensarbeitszeit, An-
reize für eine höhere Erwerbsbeteiligung, Erhöhung des Bundeszuschusses)














60 Die OECD (1994b: 107 ff.) ist in ihrem Urteil hinsichtlich der Wirksamkeit von Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik allgemein und auch von Fortbildungs- und Wei-
terbildungsmaßnahmen im speziellen durchaus ambivalent: „Positive outcomes have
been attributed to programmes with relatively precise targeting, perhaps because these
programmes tend to be associated with a more careful assessment of individual needs.
Some of the more broadly targeted programmes have tended to be less effective. This ap-
plies, in particular, to training programmes. All labour market programmes are subject to
some 'deadweight' costs, i.e. part of the labour market outcomes they are designed to
encourage would have occurred even in the absence of the programme. These effects are
particularly strong for some job creation and wage subsidy programmes. It is, however,
possible to reduce deadweight costs by targeting them on particular groups. ( )
Active programmes which worked well when unemployment was low and of short
duration may no longer be appropriate when unemployment is higher and tends to last
longer". Schmid (1996) schlägt ein neues Konzept der aktiven Arbeitsmarktpolitik im







die (erzwungene) Teilnahme am staatlichen System der Alterssicherung är-
mer wird (Breyer 1996: 67 f.).
Die demographische Lücke könnte theoretisch durch eine gezielte Zu-
wanderungspolitik soweit ausgeglichen werden, daß sowohl das Beitrags-
niveau als auch der Beitragssatz auf ihren heutigen Werten verbleiben könn-
ten. Allerdings würde dies voraussetzen, daß man sich bei der Handhabung
des Einwanderungsrechts vor allem an den Kriterien Alter und Beschäfti-
gungschancen (Qualifikation) orientiert. „Mögliche Bedenken gegen diese
Option setzen daher weniger bei der Frage der Wirksamkeit an als bei der
Frage, ob die genannten Kriterien mit den übrigen Zielen der Einwande-
rungspolitik vereinbar sind bzw. ob der politische Wille vorhanden ist, diese
Ziele dem der Finanzierbarkeit der Rentenversicherung rigoros unterzuord-
nen" (Breyer 1996: 68 f.).
Die hohen Beitragssätze der Rentenversicherung sind zum Teil auf soge-
nannte versicherungsfremde Leistungen zurückzuführen. Immer wieder ist
die Politik der Versuchung erlegen, auch jene in den Genuß beitragsfinan-
zierter Leistungen kommen zu lassen, die entweder noch nie oder nur ver-
gleichsweise wenig in die „Versicherung" einbezahlt haben. Nicht zuletzt
deshalb ist die gesetzliche Rentenversicherung für viele „reguläre" Beitrags-
zahler zum Verlustgeschäft — mit extrem niedriger oder gar negativer Ver-
zinsung der Beiträge — geworden.
6
1 Bei einer systemimmanenten Reform
der gesetzlichen Rentenversicherung sollten die Beiträge dem versiche-
rungsmathematischen Äquivalent der Leistungen wenigstens angenähert
werden. Dieser Grundsatz sollte nur dort durchbrochen werden dürfen, wo
die innere Logik des Umlageverfahrens mit dem Äquivalenzprinzip über-
haupt nicht in Einklang zu bringen ist. Alle anderen umverteilungsorien-
tierten Leistungen sollten — nach reiflicher Prüfung, ob sie überhaupt wei-
terbestehen sollen — steuerfinanziert werden.
6
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Nicht nur wegen der Finanzierungsprobleme, sondern auch aus ordnungs-
politischen Überlegungen heraus ist es jedoch sinnvoll, das bestehende Ren-
tensystem umfassender zu reformieren. Das bestehende System der Alterssi-
cherung lädt Politiker dazu ein, eine weitgehende Umverteilung zu betreiben
und den Äquivalenzgedanken nahezu aufzugeben. Die Rentenkassen wurden
dadurch mehr und mehr zum „Verschiebebahnhof' nach politischen Erwä-
gungen und in Abhängigkeit nicht zuletzt von der Haushaltssituation des
Bundes (Glismann und Hörn 1996).
Systemwechsel zu mehr Eigenvorsorge
Als Alternative zur Umlagefinanzierung (,,pay-as-you-go"-Finanzierung)
wird von vielen Ökonomen vorgeschlagen, die Finanzierung auf ein Kapital-
deckungsverfahren umzustellen. Bei diesem Verfahren entrichtet jeder
Bürger einen Mindestbetrag oder einen seinen eigenen Vorstellungen ent-
sprechenden höheren Betrag an ein eigenes Vermögenskonto oder in einen
— privaten oder staatlichen — Fonds. Wie bei dem eigenen Vermögens-
konto gibt es auch bei einer Fondslösung — selbst wenn die Teilnahme ob-
ligatorisch ist — keine Verlierer, da die von einer Alterskohorte gezahlten
6
1 Vgl. zu solchen Berechnungen z.B. Glismann und Hörn (1996).
6
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Beiträge in einem Fonds verzinslich angesammelt und zur Finanzierung der
Renten ausschließlich dieser Gruppe verwendet werden (Breyer 1996: 69).
Gegen eine Alterssicherung, die sich allein auf die individuelle Sparent-
scheidung stützt, spricht vor allem die Gefahr des Moral hazard: Jene Bür-
ger, deren Einkommen nur wenig oberhalb des Niveaus der Basissicherung
liegt, haben keinen Anreiz zu eigener Sparleistung, die ihnen nicht (viel)
mehr bieten wird, als ihnen aus der solidarischen Basissicherung ohnehin
zusteht. Und jene, die glauben, sich im Alter mit einem solchen Rentenni-
veau zufrieden geben zu wollen, werden ebenfalls nicht freiwillig sparen
wollen. Nur eine Versicherungspflicht kann ein solches Freifahren unterbin-
den.
Um Vorsorge gegen einen vermeidbaren Rückgriff auf eine Finanzierung
durch Steuermittel zu treffen, ist es wichtig, daß bei der obligatorischen Ei-
genvorsorge nicht nur auf ein reines Sparen abgestellt wird; es muß sicher-
gestellt sein, daß ein Element der Versicherung gegen die Risiken enthalten
ist, die sich aus der Unsicherheit über die individuelle Restlebenszeit nach
dem Eintritt in den „Ruhestand" ergeben. Die reine Sparlösung, bei der im
Alter auf die erschöpfbare Substanz des ersparten Vermögens zurückgegrif-
fen werden müßte, würde einen solchen vermeidbaren Rückgriff nicht in
vielen Fällen verhindern. Die Pflicht zur individuellen Vorsorge in Form
einer Versicherungs- bzw. Fondslösung ist deshalb sinnvoll.
Die Vorteile des Kapitaldeckungsverfahrens (in Form eines privaten oder
staatlichen Versicherungsfonds) liegen zunächst darin, daß es Beitragsäqui-
valenz gewährleisten kann, was im umlagefinanzierten System nicht der Fall
ist.
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3 Mit großer Wahrscheinlichkeit ist auch die Rentabilität der Alters-
sicherung im Kapitaldeckungsverfahren höher als im Umlageverfahren
(Glismann und Hörn 1996; SVR 1996: Ziffer 408). Es gibt zudem Anlaß zu
vermuten, daß die gesamtwirtschaftliche Ersparnis größer ist als im „pay-as-
you-go"-Verfahren, wodurch die Kapitalbildung ansteigen und damit letzt-
lich das Wachstum des gesamtwirtschaftlichen Produktionspotentials zuneh-
men könnte (Feldstein 1996).
Als Nachteile des Kapitaldeckungsverfahrens gegenüber dem Umlagever-
fahren führt der Sachverständigenrat eine Reihe von Risiken an, die, wenn
nicht spezifische Vorsorge getroffen wird, größer bzw. mit schwerwiegen-
den Konsequenzen verbunden sind als beim Umlageverfahren (Anlagerisiko,
Inflationsrisiko, politisches Risiko — vgl. SVR 1996: Ziffern 410 ff.). Aller-
dings lassen sich gegen viele der Risiken durchaus Vorkehrungen treffen,
wie z.B. durch Diversifizierung bei der Anlage der Finanzmittel, durch ge-
setzlich geregelte Aufsichtsregeln bei der Anlage der Fondsmittel, die zu-
gleich auch eine größere Transparenz über den wirtschaftlichen Erfolg der
Fonds sicherstellen kann. Zudem würde eine zunehmende Bedeutung des








63 Bei konstanten Beiträgen ist im Umlageverfahren keine Beitragsäquivalenz in dem Sinne
gewährleistet, daß die Rentenzahlungen den geleisteten Beiträgen entsprechen bzw. „daß
für jeden Versicherten zum Zeitpunkt des Eintritts in das Rentenalter die Summe der ver-
zinsten Beitragszahlungen während des Erwerbslebens mit dem Gesamtwert der erwarte-












gibt es auch hier
— aber wenn schon,
dann für ein zukunfts-
fähiges System
wert und die Aufmerksamkeit für eine solide Finanzpolitik des Staates
erhöhen.
Freilich würde der Übergang vom Umlageverfahren zum Kapitaldeckungs-
verfahren erhebliche Probleme bereiten: Würden neu ins Erwerbsleben ein-
tretende Personen ex nunc nur noch Rentenrechte nach dem Kapital-
deckungsverfahren ansparen, fehlten entsprechend Mittel bei der Finan-
zierung der Renten nach dem alten Verfahren. Die Altansprüche aus dem
Umlageverfahren müssen — pacta sunt servanda — bedient werden über
eine Mehrbelastung der Beitragszahler, aus dem Steueraufkommen oder
durch eine zusätzliche Staatsverschuldung. Die Gesamtbelastung der Er-
werbstätigen steigt also unmittelbar nach dem Übergang auf ein Kapital-
deckungsverfahren an. Nach einer Übergangsphase, der Sachverständigenrat
rechnet mit 40 bis 50 Jahren, hätten dann alle (Erwerbstätige, Rentner und
künftige Generationen) einen Nettovorteil davon, wenn jetzt diese Reform
durchgeführt würde (SVR 1996: Ziffern 419 ff.).
Es ist mithin auch durch den schnellen und vollständigen Übergang auf
"ein Kapitaldeckungsverfahren nicht möglich, auf absehbare Zeit alle — die
jetzigen Rentner, die jetzt Erwerbstätigen und die nächsten Generationen —
besser zu stellen, als es das gegenwärtige System zu versprechen scheint.
Zumindest eine Ergänzung des bislang angewendeten Umlageverfahrens
durch kapitalgestützte Elemente könnte jedoch dazu beitragen, das Gesamt-
system der Alterssicherung in den nächsten Jahrzehnten freiheitlicher, effi-
zienter und gerechter zu machen. Der Übergang könnte so ausgestaltet wer-
den, daß die durch ihn entstehenden Belastungen immer mehr zurückgehen.
Demgegenüber werden die Belastungen beim Festhalten am Umlageverfah-
ren in der Zukunft voraussichtlich beständig zunehmen.
Die obligate, umlagefinanzierte Alterssicherung sollte deshalb auf eine
Grundrente, die sich an der Höhe der Basissicherung orientiert, begrenzt
werden.
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4 Diese Grundrente sollte dem Betrage nach für alle Personen
gleich hoch sein und auch über einen für alle im Grundsatz gleichen Beitrag
finanziert werden; für sehr niedrige Einkommen müßte dieser Beitrag aller-
dings reduziert (bzw. aus Steuermitteln ergänzt) werden, damit ein Netto-
einkommen oberhalb des Niveaus der Basissicherung verbleibt. Die über die
Basissicherang hinausgehende Alterssicherung könnte der freien Entschei-
dung der Bürgerinnen und Bürger überlassen bleiben. Die privaten Versi-
cherangs- und Kapitalmärkte bieten hierfür eine Vielzahl von Optionen an.
Die Rolle des Staates kann hier auf die einer (allgemeinen) Finanzmarkt-
und Versicherungsaufsicht reduziert werden, die Anlage- und Insolvenzvor-
schriften festlegt.
Der Übergang zu einem solchen Grandrenten-Modell wirft ähnliche Über-
gangsprobleme auf wie ein vollständiger Übergang zum Kapitaldeckungs-
verfahren, wenn auch in quantitativ geringerem Umfang. „Auch hierbei muß
damit gerechnet werden, daß nicht alle Generationen gegenüber einem Ver-
bleiben im Umlage verfahren bessergestellt werden können" (Breyer 1996:
77). Allerdings sollte gerade die heute junge Generation, auf die bei einem
solchen Übergang vermutlich eine gewisse Mehrbelastung zukommen wür-
6
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de, bedenken, daß eine entsprechende Reform dennoch in ihrem wohlver-
standenen Interesse liegt. Da sie den größten Teil ihres Erwerbslebens noch
vor sich hat, könnte sie sich bei einem rasch begonnenen (graduellen) Über-
gang zu einem Grandrenten-System (unter dann absehbaren Rahmenbe-
dingungen) noch durch eine zusätzliche eigene Spartätigkeit vorbereiten.
Demgegenüber dürfte „eine denkbare und wahrscheinliche Alternative —
eine abrupte Senkung der Renten in der Zeit zwischen 2020 und 2030 auf-
grund dann eintretender finanzieller Engpässe der Renten Versicherung — ...
für sie noch viel weniger attraktiv sein, da sie darauf nicht mehr reagieren
könnten" (Breyer 1996: 79). Da das bestehende System in seiner jetzigen
Ausgestaltung ohnehin nicht mehr zu halten ist und tiefgreifende Reformen
anstehen, sollte sich die unumgängliche Mehrbelastung wenigstens dadurch
rechtfertigen, daß ein System der Altersversicherung geschaffen wird, das
auf absehbare Zeit Bestand haben kann.
y. Leitlinien für eine Systemkorrektur in der Krankenversicherung
Probleme einer reinen Wettbewerbslösung^
Sowohl der Markt für Gesundheitsleistungen als auch der Krankenversiche-
rangsmarkt entsprechen sehr viel weniger als andere Märkte dem Idealbild
eines perfekt funktionierenden Marktes. Auf beiden Märkten — insbeson-
dere aber auf dem Krankenversicherungsmarkt — wäre im Falle einer „rei-
nen Wettbewerbslösung" — mit vollkommener Vertragsfreiheit — mit einer
Reihe spezifischer Probleme zu rechnen. Gerade wegen der großen Bedeu-
tung, die dem Gut „Gesundheitsversorgung" für den einzelnen zukommt,
machen es diese Probleme erforderlich, bei der Stärkung des Wettbewerbs
auf diesen Märkten (insbesondere auf dem Markt für Krankenversicherun-
gen, auf den sich die folgende Diskussion weitgehend beschränkt) behutsam
vorzugehen. Trotz der Besonderheiten ist es aber dringend geboten, den
Wettbewerb auf diesen Märkten zu stärken.
Aufgrand von Informationsasymmetrien
6
6 können sich bei jeder Form der
Organisation des Gesundheitssektors — wettbewerblich oder staatlich-admi-
nistrativ — schwerwiegende Effizienzprobleme ergeben. Diese Probleme
werden in der Literatur unter den Stichworten Moral hazard^
1 (moralisches







Dieser Abschnitt ist weitgehend von Frank Bickenbach erarbeitet worden.
Beispielsweise hat der Patient i.d.R. nicht die notwendige Information bzw. Kenntnisse,
um die Leistung des Arztes (Diagnose und Therapie) zu beurteilen; und der Versiche-
rungsnehmer hat oftmals exklusive Kenntnisse über mögliche Vorerkrankungen (oder
über ererbte oder durch sein individuelles Verhalten bedingte besondere Risiken), die für
die Kostenkalkulation der Versicherung von erheblicher Bedeutung wären.
In der Versicherungsökonomie bezeichnet „Moral hazard" oder „moralisches Risiko" die
Beobachtung, daß Personen, die gegen ein bestimmtes Schadensrisiko versichert sind,
tendenziell weniger Vorsicht oder Anstrengung aufwenden, um das Eintreten eines Scha-
densfalles zu vermeiden {ex ante Moral hazard), oder die mit einem bereits eingetretenen
Schadensfall verbundenen Kosten möglichst gering zu halten {ex post Moral hazard). Im
Bereich der Krankenversicherung würde dies bedeuten, daß die Versicherungsnehmer
gerade wegen der Existenz der Versicherung unvorsichtiger sind und höhere Krankheits-
risiken in Kauf nehmen, als sie es sonst tun würden, und bei der Behandlung eingetrete-
ner Krankheiten ein geringeres Kostenbewußtsein an den Tag legen, als sie es ohne Ver-
sicherung tun würden und z.B. auch unnötige oder (vermutlich) untaugliche Therapien in







Der Wettbewerb spielt als Entdeckungsverfahren bei der Suche nach
Möglichkeiten zur Verminderung der Moral-hazard-Probleme (z.B. durch
Selbstbeteiligung, Schadensfreiheitsrabatte, etc.) eine grundsätzlich positive
Rolle. Demgegenüber stellt die adverse Selektion eine potentiell wichtige
Ursache für Markt- bzw. Wettbewerbsversagen — insbesondere auch auf
Versicherungsmärkten — dar.
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9 Theoretisch kann dieses Problem zu einem
vollständigen Zusammenbrach von Märkten und zu einem vollständigen
Ausbleiben (grundsätzlich) wünschenswerter Markttransaktionen führen.
Die praktische Relevanz des Problems adverser Selektion für den Kranken-
versicherangsbereich, d.h. das tatsächliche Ausmaß der durch das Problem
verursachten Effizienzverluste, ist jedoch umstritten.
Ein anderes Problem — das ursächlich nicht auf asymmetrische Informa-
tion, sondern auf Zeitinkonsistenzprobleme und hohe Transaktionskosten
zurückzuführen ist — ist für die Funktionsfähigkeit wettbewerblicher Kran-
kenversicherungsmärkte vermutlich sogar von größerer Bedeutung.
7
0 Dieses
Problem besteht darin, daß es auf wettbewerblich organisierten Krankenver-
sicherungsmärkten de facto sehr schwer (oder gar unmöglich) sein kann,
sich gegen die finanziellen Risiken langfristiger und kostenträchtiger Er-
krankungen effektiv zu versichern.
7
1
Auf dem im Vergleich zu anderen OECD-Ländern relativ wenig regulierten
US-amerikanischen Krankenversicherungsmarkt (insbesondere besteht dort
keine Versicherungspflicht) ist es derzeit praktisch unmöglich, sich durch
den Abschluß einer privaten Krankenversicherung effektiv gegen die lang-
fristigen Kosten chronischer, dauerhaft kostenintensiver Erkrankungen zu
versichern. Viele AIDS- oder Krebspatienten oder Personen, die an schwe-
ren Organerkrankungen leiden, verlieren dort während ihrer Krankheit den
Versicherungsschutz oder sehen sich nach Eintritt bzw. Diagnose der Er-
krankung extrem steigenden Versicherungsprämien ausgesetzt.
7
2 Langfristi-
ge, die genannten Risiken wirksam abdeckende Versicherungen kommen





In der Versicherungsökonomie bezeichnet „adverse Selektion" oder „Negativauslese" die
Beobachtung, daß die Käufer einer Versicherung gegen ein bestimmtes Risiko typischer-
weise keine Zufallsstichprobe der Gesamtbevölkerung darstellen, sondern die „schlech-
ten Risiken" überrepräsentiert sind, also diejenigen Personen(gruppen), bei denen mit
den höchsten Schadensansprüchen zu rechnen ist. Lassen sich gute und schlechte Risiken
aufgrund fehlender Information auf Seiten der Versicherer nicht separieren, so kann dies
dazu führen, daß es sich für die guten Risiken nicht lohnt, eine Versicherung gegen das
entsprechende Risiko überhaupt abzuschließen.
Für den Krankenversicherungsmarkt würde dies bedeuten, daß nur die sogenannten
schlechten Risiken (Personen mit einer besonders hohen Schadenswahrscheinlichkeit)
eine umfassende Versicherung abschließen, während gute Risiken entweder gar keinen
oder nur einen ineffizient geringen Versicherungsschutz abschließen.
Vgl. zum folgenden Cochrane (1995).
Dieses Problem tritt ganz im Gegensatz zum Problem adverser Selektion auch und
gerade dann auf, wenn der Krankenversicherer Informationen über das spezifische Risiko
eines (potentiellen) Versicherungnehmers besitzt.
Vgl. Cochrane (1995: 445). Zur Situation auf dem amerikanischen Krankenversiche-
rungsmarkt siehe auch OECD (1991: Kap. V).3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 71




Offensichtlich bereitet es erhebliche praktische Schwierigkeiten, in einem
wettbewerblichen Versicherungssystem mit weitgehender Vertragsfreiheit
langfristige zeitkonsistente Versicherungsverträge zu schließen und durchzu-
setzen. Die Versicherangen sind unter Wettbewerb gezwungen, die Prämien
(zum Zeitpunkt des Abschlusses einer Versicherang) strikt nach dem indivi-
duellen Krankheitsrisiko zu berechnen (Äquivalenzprinzip). Dies scheint zu-
nächst keine größeren Probleme zu bereiten, könnten doch Versicherer und
Versicherungsnehmer frühzeitig (d.h. zu einem Zeitpunkt, zu dem noch we-
nig spezifische Risiken eines Versicherungsnehmers erkennbar sind) einen
unbefristeten (und unkündbaren) Versicherungsvertrag mit konkret spezifi-
ziertem Leistungsumfang und Prämienstrom schließen. Ein solcher Vertrag
würde allerdings erhebliche Probleme auf werfen.
Würden im Laufe der Zeit zusätzliche Informationen darüber bekannt, daß
der Versicherte ein eher gutes (bzw. ein eher schlechtes) Risiko darstellt, so
hätte der Versicherungsnehmer (bzw. der Versicherer) einen Anreiz, den
Versicherungsvertrag zu kündigen bzw. die Konditionen (insbesondere die
Prämien) neu zu verhandeln. Besteht auch nur für eine Seite (Versicherungs-
nehmer oder Versicherer) die Möglichkeit, den Vertrag einseitig zu kündi-
gen oder die Konditionen des Vertrages zu Lasten der anderen Seite anzu-
passen, so wäre es für die andere Seite mit erheblichen Risiken verbunden,
ihrerseits eine langfristige Bindung einzugehen.
7
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Hierin liegt die wahrscheinliche Ursache dafür, daß langfristige Verträge
von den Krankenversicherern in den USA nicht angeboten werden. Kran-
kenversicherungsverträge werden regelmäßig befristet, kündbar oder mit
Anpassungsklauseln versehen abgeschlossen. Dies bedeutet jedoch, daß eine
effektive Versicherang gegen langfristige Gesundheitsrisiken nicht möglich
ist. Auch bereits schwerwiegend Kranke werden regelmäßig vor dem Pro-
blem stehen, daß ihr ursprünglich geschlossener Vertrag ausläuft, gekündigt
wird oder die von ihnen zu zahlenden Versicherungsprämien drastisch an-





... und setzt Anreize
zur nachträglichen
Prämienanpassung ...






Dieses Phänomen ist kaum (allein) mit (den Standardmodellen) asymmetrischer Infor-
mation zu erklären, zumal kurzfristige Versicherungen gegen die entsprechenden Risiken
durchaus angeboten werden. Zur näheren Begründung dieser These vgl. Cochrane (1995:
466).
Haben die Versicherungsnehmer die Möglichkeit, den Versicherungsvertrag einseitig zu
kündigen (um die Versicherung zu wechseln oder bessere Konditionen auszuhandeln), so
bestünde für die Versicherung die Gefahr, die Prämien und Konditionen der Versiche-
rungsnehmer, die sich im Laufe der Zeit als gute Risiken herausstellen, ständig neu zu-
gunsten der Versicherten (risikoäquivalent) anzupassen. Demgegenüber würden diejeni-
gen Versicherungsnehmer, bei denen sich im Laufe der Zeit (etwa durch das Auftreten
einer schweren chronischen Erkrankung) herausstellt, daß sie schlechte Risiken dar-
stellen, auf den ursprünglichen Vertragskonditionen bestehen wollen. Dies würde den
Abschluß langfristiger, von seiten der Versicherer nicht kündbarer oder in den Kondi-
tionen einseitig revidierbarer Krankenversicherungsverträge unter wettbewerblichen Be-
dingungen (d.h. bei Vertrags(neu)abschluß zu risikoäquivalenten Prämien) notwendig zu
einem Verlustgeschäft machen.72 IV. Die Solidität des Sozialen festigen
Theoretisch optimale
Lösung des Problems





oder durch Abschluß eines neuen Versicherungsvertrages unter diesen Um-
ständen) gar nicht mehr möglich.
7
5
Theoretisch (d.h. hier vor allem ohne Berücksichtigung der damit verbunde-
nen Transaktionskosten i.e.S.) ließe sich das Problem durch optimale zeit-
konsistente Versicherungsverträge durchaus lösen.
7
6 Solche Verträge ent-
halten eine Klausel, die im wesentlichen darauf hinausläuft, daß der Versi-
cherte (die Versicherang) bei Ablauf oder (einseitiger) Kündigung des Ver-
trages den Gegenwartswert des finanziellen Nachteils durch den Vertrags-
partner ersetzt bekommt.
77Dieser Nachteil ergibt sich für ihn aufgrund einer
nach Vertragsabschluß eingetretenen Verschlechterang (Verbesserung) des
individuellen Risikos im Falle eines Neuabschlusses (mit risikoäquivalenter
Prämienbemessung) im Vergleich zu dem im ursprünglichen Vertrag ver-
einbarten Prämienstrom. Eine solche Klausel stellt quasi eine Versicherang
gegen die finanziellen Risiken eines Versicherungswechsels dar.
Die praktische Umsetzung dieser Lösung erscheint aufgrund der mit ihr ver-
bundenen Transaktionskosten jedoch kaum möglich.
7
8 Jedenfalls hat die
Versicherungswirtschaft (in den USA) entsprechende Verträge (bisher)
nicht hervorgebracht. Angesichts der erheblichen Wohlfahrtsverluste, die
mit der mangelnden Versicherbarkeit langfristiger Gesundheitsrisiken ver-
bunden sind, scheint es deshalb angebracht, bei der Förderang des Wettbe-
werbs auf den deutschen Krankenversicherungsmärkten besondere Schutz-
vorkehrungen gegen die entsprechenden Gefahren vorzusehen.
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9 Dabei soll-
te jedoch berücksichtigt werden, daß solche Vorkehrungen notwendig mit
Beschränkungen des Wettbewerbs (auch des Leistungswettbewerbs) zwi-
schen den Krankenversicherern sowie mit erheblichen Regulierungskosten
verbunden sein werden.
Es ergibt sich also folgende Situation: Mehr Mobilität und Flexibilität
(durch Kündigungs-, Befristungs- und Anpassungsmöglichkeiten) intensi-
vieren zwar den Wettbewerb und fördern so mehr Kosteneffizienz und
(kurzfristige) Kundenorientierung, erschweren aber gleichzeitig die Versi-






Eine beiderseitige strikte Bindung an die ursprünglichen Verträge würde andererseits den
Wettbewerb zwischen den Versicherern auf einen Wettbewerb um Neuversicherte re-
duzieren. Dadurch würde der Wettbewerb viel an Intensität und positiver Wirkung hin-
sichtlich Kosteneffizienz und Kundenorientierung verlieren. Zudem wäre eine (effektive)
Anpassung an veränderte Kundenpräferenzen oder unvorhersehbare technologische Ent-
wicklungen im Gesundheitsbereich nicht möglich.
Zur Ableitung eins solchen optimalen zeitkonsistenten Versicherungsvertrages vgl.
Cochrane (1995:450 ff).
Ein — freilich bei weitem weniger kompliziertes — Analogon zu solchen Kompen-
sationszahlungen stellen die Vorfälligkeitsentschädigungen dar, die Banken verlangen,
wenn langfristige Kreditverträge vorzeitig gekündigt werden und das aktuelle Zinsniveau
unterhalb des Zinsniveaus bei Vertragsabschluß liegt.
Vgl. die Bewertung der Praktikabilität einer „Mobilisierung" individualisierter Alters-
rückstellungen im Bereich der deutschen privaten Krankenversicherung in SVR (1996:
Ziffern 440 ff). Für eine positivere Einschätzung siehe Cochrane (1995: 459 ff.)
Dies gilt auch dann, wenn nicht völlig ausgeschlossen werden kann, daß es allein nega-
tive Nebenwirkungen der bestehenden Regulierungen auf dem amerikanischen Kranken-
versicherungsmarkt (und/oder eine zu befürchtende mangelnde Umsetzung der Kondi-
tionen entsprechender Versicherungsverträge durch die amerikanische Rechtsprechung)
und nicht regulierungsunabhängige Transaktionskostenprobleme sind, die ein Angebot
entsprechender Verträge in den USA bisher verhindert haben.3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 73
Krankheiten. Solange es nicht gelingt, zeitkonsistente, optimale Versiche-
rungsverträge im Markt zu etablieren, bleibt die konfliktreiche Situation
grundsätzlich bestehen. Sie kann allenfalls durch eine angemessene spezifi-
sche Regulierang abgemildert werden.
8
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Die Fragen, wieviel Wettbewerb mit all seinen Vorteilen und spezifischen
Nachteilen im Krankenversicherungswesen zugelassen werden soll und wie
der Wettbewerb so reguliert werden kann, daß das Verhältnis von Nutzen
und Kosten möglichst günstig ausfällt, sind deshalb nicht leicht zu beant-
worten.
Angesichts der offensichtlichen Überregulierung und der drängenden Pro-
bleme im Gesundheitswesen in Deutschland spricht aber vieles dafür, daß
trotz der zweifellos vorhandenen Risiken (bzw. Kosten) eine Stärkung des
Wettbewerbs sowohl im Bereich der privaten als auch der gesetzlichen
Krankenversicherungen (bzw. -kassen) möglich und sinnvoll ist.
Übergang zu mehr Wettbewerb
Den Gesundheitsbereich kennzeichnen die typischen Symptome von Märk-
ten, in denen sowohl die Nachfrage als auch das Angebot durch falsche An-
reize verzerrt werden: einerseits Überkapazitäten, andererseits Unterversor-
gung bei insgesamt zunehmenden Kosten, die in steigende Beitragssätze und
erhöhte Versicherungspflichtgrenzen umgesetzt werden. Sowohl im Bereich
der gesetzlichen als auch in dem der privaten Krankenversicherung besteht
erheblicher Reformbedarf. Dabei gilt es (unter Berücksichtigung der im vo-
rigen Abschnitt erläuterten Probleme einer reinen Wettbewerbslösung),
Markt und Wettbewerb zu stärken.
Die Korrekturversuche vor allem durch das Gesundheitsreformgesetz (GRG)
von 1988 sowie das Gesundheitsstrakturgesetz (GSG) von 1992 haben die
ineffizienten und kostentreibenden Strukturen weitgehend unverändert ge-
lassen. Zwar enthält das GSG konstruktive Ansätze, die mit einer stärker
wettbewerblichen Marktordnung durchaus konform sind (die Einführung
von Regel- und Wahlleistungen, die Aufhebung des Selbstkostendeckungs-
prinzips und der Übergang von der dualen zur monistischen Finanzierung im
Krankenhausbereich sowie eine höhere Selbstbeteiligung der Patienten).
Gleichzeitig wird jedoch auch versucht, durch weitere dirigistische Eingriffe
(Budgetierungen, Zulassungssperren etc.) in die Entscheidungsfreiheit aller
Beteiligten die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherang zu deckein
(Oberender 1996: 90).
Auch die Reformen seit 1992 haben neben verschärften dirigistischen Ein-
griffen einige wichtige und richtige Schritte gebracht: die Gleichstellung der
Arbeiter und Angestellten, die zumindest begrenzte Freiheit bei der Wahl
der gesetzlichen Krankenversicherung, die zu einer Stärkung des Leistungs-
wettbewerbs (bei gleichzeitiger Einführung von Schutzvorkehrungen gegen
einen verstärkten Risikostrukturwettbewerb) zwischen den Krankenversi-
80 Als Instrumente einer solchen Regulierung kommen grundsätzlich sowohl solche Rege-
lungen in Frage, die die Selektionsmöglichkeiten der Versicherer reduzieren (z.B. das
zwangsweise „Poolen" von Risiken in Risikoklassen, innerhalb derer nicht diskriminiert
werden darf, in Verbindung mit der Etablierung eines Kontrahierungszwangs seitens der
Versicherer) als auch solche, die die Anreize zur Selektion reduzieren (z.B. ein be-
grenzter Risikostrukturausgleich zwischen Versicherern).
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cherungen geführt haben. Die erweiterte Freiheit der Versicherten hinsicht-
lich der Kassenwahl selbst ist ein unabdingbarer Schritt auf dem Wege zu
einem stärker marktorientierten Krankenversicherangssystem. Möglich wur-
de die erweiterte Freiheit der Kassenwahl dadurch, daß die historisch ge-
wachsene Struktur der Risikoverteilung auf die einzelnen Kassentypen
durch den Risikostrakturausgleich in ihren Wettbewerbs- bzw. Gewinnwir-
kungen neutralisiert wurde.
Der Umfang der bestehenden Probleme und der zukünftigen Herausfor-
derungen macht jedoch eine weitergehende Neuorientierung im Gesund-
heitswesen erforderlich. Für das Leitbild der notwendigen Reformen ist da-
bei auch im Gesundheitswesen von mündigen Bürgern auszugehen. Auch in
diesem Bereich ist den Bürgern mehr Eigenverantwortung und Entschei-
dungsfreiheit zuzumuten. Auch bei der Absicherang der krankheitsbeding-
ten Risiken genügt es, eine allgemeine Versicherangspflicht vorzuschreiben,
die sich auf die Finanzierung einer politisch zu definierenden medizinischen
/Grandversorgung (Regelversorgung) beschränkt.
Angesichts der begrenzten finanziellen Ressourcen muß auch im Gesund-
heitswesen gespart werden. Im Rahmen der durch die Versicherangspflicht
abgedeckten und notfalls aus Steuermitteln zu finanzierenden Grandsiche-
rang kann deshalb nur eine funktionale, medizinisch notwendige bzw. aus-
reichende Gesundheitsversorgung garantiert werden. Nicht alles medizinisch
Mögliche ist auch finanzierbar. Aufgrand der Knappheit der Ressourcen
wird deshalb in Zukunft nur der Ausweg in ein zweiteiliges Gesundheits-
wesen bleiben, in dem Regelleistungen in einem nach wie vor weitgehend
nach dem Solidarprinzip organisierten Bereich und daneben Wahlleistungen
nach dem Äquivalenzprinzip angeboten werden. Wo die Trennungslinie
zwischen Regelleistungen und Wahlleistungen im Gesundheitswesen ver-
laufen soll, hängt davon ab, was gesellschaftlich finanzierbar und akzeptabel
ist; dies zu bestimmen ist sicherlich keine einfache Aufgabe. Die Politik ist
gefordert, eine Antwort zu finden. Die Akzeptanz für eine solche Regelung
wird nur zu erreichen sein, wenn der politischen Entscheidung ein breit an-
gelegter gesellschaftlicher Diskurs vorangeht. Damit sollte so schnell wie
möglich begonnen werden.
Neben den komplexen ethischen Problemen, die bei der Definition der
Grandleistungen eine Rolle spielen, sollte auch die ökonomische Dimension
des Problems berücksichtigt werden. Je stärker das Solidarprinzip ausge-
prägt ist (und je mehr damit notwendig einhergehend der Wettbewerb der
Versicherer beschränkt wird), desto schwächer wird die Rückkoppelung
zwischen dem Angebot von und der Nachfrage nach Gesundheitsdienstlei-
stungen und den Kosten der Bereitstellung bleiben. Der Zusammenhang
zwischen den individuellen Entscheidungen und den (sicherlich steigenden)
Beiträgen bleibt zu undurchsichtig und zu fern, als daß er die individuellen
Entscheidungen beeinflussen könnte.
Damit lassen sich die folgenden spezifischen Leitsätze einer weiterführen-
den Reform im Bereich der gesetzlichen Krankenversicherang formulieren:
- Die medizinische Grandsicherang ist gesetzlich zu definieren. Im Umfang
dieser Grandsicherang sollte für alle Bürger eine Versicherangspflicht be-3. Leitlinien für die sozialen Sicherungssysteme 75
stehen. Bei der Wahl des darüber hinausgehenden Versicherungsschutzes
kann den Versicherten mehr Eigenverantwortung zugemutet werden.
- Grundsätzlich sollten gesetzliche und private Krankenkassen bzw. -Versi-
cherungen gleichgestellt werden, und zwar sowohl im Bereich der Grand-
versicherang als auch in dem der Zusatzversicherang.
- Sowohl im Bereich der Grandsicherang als auch bei der darüber hinausge-
henden freiwilligen Zusatzkrankenversicherung sollte der Wettbewerb zwi-
schen allen Krankenversicherungen (bzw. -kassen) gestärkt werden. Durch
entsprechende institutionelle Vorkehrungen (Kontrahierangszwang, Diskri-
minierangsverbot, begrenzter Risikostrukturausgleich) ist sicherzustellen,
daß der Weg zum Erfolg im Wettbewerb vor allem über eine bessere Lei-
stung und nicht über einen verschärften Risikostrakturwettbewerb führt.
- Wegen der oben beschriebenen Probleme einer reinen Wettbewerbslösung
(Abschnitt FVJ.b.y) sollte vor allem im Bereich der Grandversicherang bei
der Einführung von mehr Wettbewerb behutsam vorgegangen werden. Im
Bereich der Zusatzversicherang können hingegen mutige Deregulierangs-
schritte getätigt werden. Die Versicherangen können so zunächst Erfahrun-
gen mit einem verstärkten Wettbewerb machen. Sie sollten hier den nötigen
Freiraum für innovative Experimente erhalten.
- Um auch auf dem Markt für Gesundheitsleistungen mehr Effizienz durch
mehr Wettbewerb zu ermöglichen, sollte den Versicherangen gegenüber den
Leistungserbringern (Ärzte, Krankenhäuser etc.) volle Vertragsfreiheit ein-
geräumt werden
Festzuhalten bleibt, daß es sowohl ordnungspolitisch als auch therapeu-
tisch der falsche Weg ist, wenn versucht wird, die Ausgabenentwicklung in
Deutschland mit Budgets, Richtgrößen, Zulassungssperren für Ärzte, staatli-
chen Honorar- und Preisdiktaten, also mit einer Verschärfung der bürokra-
tischen und staatlichen Regulierang und Reglementierang in den Griff zu
bekommen. Eine solche Politik ist kontraproduktiv und auch durch die be-
sonderen Wettbewerbsprobleme im Gesundheitsbereich nicht zu rechtfer-
tigen.
Der Gesundheitsbereich ist — dies zeigen die Erfahrungen in den Ver-
einigten Staaten — ein potentieller Wachstumssektor mit vielfältigen Ar-
beitsplatzchancen. Soweit ein Anstieg der Gesundheitsausgaben in Relation
zum Bruttoinlandsprodukt Ausdruck der Präferenzen der Bürger ist, gibt es
keinen ökonomischen Grand, diesen Anstieg durch interventionistische
Maßnahmen einzufangen. Ein Urteil darüber, inwieweit ein solcher Anstieg
aber tatsächlich auf die freien Ausgabeentscheidungen der Bürger zurück-
zuführen ist, setzt voraus, daß die Preise für Gesundheitsleistungen auch tat-
sächlich stärker als bisher die tatsächlichen Knappheiten reflektieren. Mehr
Wettbewerb auf dem Versicherangsmarkt und dem Markt für Gesundheits-
leistungen verspricht die Aussicht, daß das Angebot und die Nachfrage nach
Gesundheitsleistungen effizienter als bisher gesteuert werden. Damit ließen
sich auch die Wachstums- und Beschäftigungschancen, die im Gesundheits-
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S. Leitlinien für eine Systemkorrektur in der Pflegeversicherung
Das Risiko der Pflegebedürftigkeit steht gleichsam zwischen den sozialen
Risiken, die aus dem Alter resultieren, und jenen, die durch Krankheit ver-
ursacht werden. Im Gegensatz zu den beiden anderen Risiken ist das Pflege-
risiko in der Vergangenheit überwiegend privat sowie durch Rückgriff auf
die Sozialhilfe abgedeckt worden. Mit dem Aufbrechen der tradierten fami-
liären Strukturen, der gestiegenen Lebenserwartung und der steigenden Er-
werbsbeteiligung von Frauen nahm bzw. nimmt die Wahrscheinlichkeit
eines Rückgriffs auf die Sozialhilfe und damit auf die Steuerzahler zu. Die
Einführung einer allgemeinen Versicherangspflicht gegen das Pflegerisiko
ist aus ökonomischer Sicht schon allein deswegen gerechtfertigt, um die Be-
lastung der Steuerzahler durch die (mögliche) Inanspruchnahme der Sozial-
hilfe im Pflegefall so gering wie möglich zu halten.
Die Chance einer zukunftsorientierten ordnungspolitischen Weichenstellung
für einen neuen Zweig der sozialen Sicherang ist durch die konkrete Ausge-
staltung der Pflegeversicherung allerdings zunächst nicht genutzt worden.
Aus ökonomischer Sicht wäre eine Regelung vorzuziehen gewesen, die der
individuellen Entscheidungsfreiheit der Versicherten größeren Raum gege-
ben und einen stärkeren (Leistungs-)Wettbewerb zwischen den Versicheran-
gen ermöglicht hätte. Trotz der damit verbundenen Anlaufprobleme wäre
eine Finanzierung der gesetzlichen Pflegeversicherang nach dem Kapital-
deckungsverfahren aufgrand der damit verbundenen langfristigen Vorteile
der jetzigen Regelung (Umlageverfahren) vorzuziehen gewesen (Greiner
und von der Schulenburg 1996: 140 f.)
Die Entscheidung für die Pflegeversicherang in ihrer jetzigen Form sollte re-
vidiert werden zugunsten einer Regelung entlang den obigen allgemeinen
Leitlinien. Die zur Rentenversicherung und insbesondere zur Krankenversi-
cherang (Definition der Grundleistungen, Stärkung des Leistungswettbe-
werbs bei gleichzeitiger Begrenzung des Risikostrukturwettbewerbs) ange-
stellten Überlegungen gelten dabei mutatis mutandis auch für die Pflegever-
sicherang.
Insbesondere sollte— entsprechend den Vorschlägen zur Reform der
Krankenversicherang — der Wettbewerb nicht nur auf dem Versicherungs-
markt, sondern auch auf dem Markt für Pflegeleistungen gestärkt werden,
indem den Versicherern Vertragsfreiheit gegenüber den Leistungserbringern
eingeräumt wird. Die Festsetzung einer Preisstruktur für Pflegeleistungen
könnte dann über den Markt erfolgen; zentral ausgehandelte Pflegesätze wä-
ren nicht mehr notwendig. „Auf diese Weise könnten kostengünstige An-
bieter wesentlich leichter identifiziert werden, und Unternehmen mit ungün-
stiger Kostenstraktur würden nicht künstlich im Markt erhalten werden"
(Greiner und von der Schulenburg 1996: 139). Die Erfahrungen in den mei-
sten europäischen Nachbarländern sowie erste Erfahrungen mit der Pflege-
versicherang in Deutschland machen deutlich, daß auch eine Aufwertung
der häuslichen Pflege (der Pflege im familiären Bereich) zur Senkung der
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Hinsichtlich der geltenden Pflegeversicherangsregelung ist zu beachten, daß
„die normale Höhe der Leistungen bei stationärer Pflegebedürftigkeit in
Höhe von 2500 DM bei weitem nicht die Pflegesätze der Heime abdeckt.
Selbst wenn man die Renten hinzuaddiert, können die monatlichen Durch-
schnittssätze der Heime von etwa 5000 DM häufig kaum erreicht werden"
(Greiner und von der Schulenburg 1996: 139). Auch nach Einführung der
gesetzlichen Pflegeversicherang wird ein Großteil der Pflegelasten zukünf-
tig durch die Sozialhilfe abgedeckt werden müssen. Der Abschluß einer über
die gesetzliche Pflegeversicherang hinausgehenden privaten Pflegezusatz-
versicherung liegt deshalb auch bei Aufrechterhaltung der Pflegeversiche-
rang in ihrer gegenwärtigen Form im Interesse des einzelnen Bürgers wie
auch des Staates. Der Staat hat die institutionellen Voraussetzungen dafür zu
schaffen, daß entsprechende Zusatzversicherungen im Wettbewerb zwischen





V. Das Verhältnis zwischen den Reformfeldern
Umfassende Reformprozesse werden nicht am Reißbrett als konsistentes
Konzept entworfen und in einem Guß implementiert. Als Ludwig Erhard nur
wenige Jahre nach Ende des Krieges und des Totalitarismus in Westdeutsch-
land mit seinen wegweisenden ordnungspolitischen Maßnahmen die Dyna-
mik der Märkte entfachte, waren die politischen Prozesse längst noch nicht
in dem Maße abhängig von vielfältigen, einander oft widersprechenden In-
teressen, wie dies heute der Fall ist. Im Laufe der vergangenen Jahrzehnte
wurden unzähligen Gruppen von Bürgern eine unübersehbare Zahl von Pri-
vilegien gewährt. Damit wurden zugleich die Widerstände gegen eine ord-
nungspolitische Reform, die sich auf den Abbau gerade dieser Sonderrechte
bzw. -behandlungen richten würde, institutionalisiert.
In einer Gesellschaft, in der mehr oder weniger jeder seine Hände auch in
den Taschen anderer hat, ist die Furcht vor „ungerechten", vermeintlich tie-
feren Einschnitten als bei anderen weit verbreitet, so daß die Akzeptanz um-
fassender Veränderungen im allgemeinen gering ist. Es gibt einen weithin
akzeptierten, impliziten Konsens, Wandel stets unter Entschädigungsvorbe-
halt zu stellen. Eine solche Anpassungsverweigerung führt aber nur dazu,
das Unvermeidbare zu verschieben und dadurch Ressourcen zu binden, die
dringend für den Einstieg in neue dynamische Märkte gebraucht werden.
Wer jedoch „soziale Gerechtigkeit mit Besitzstandswahrung und Anpas-
sungsverweigerung verwechselt, der riskiert die schlimmste Ungerechtigkeit
von allen: eine Gesellschaft, die immer ärmer wird und deshalb immer we-
niger Arbeit und Chancen zu verteilen hat" (Joffe 1996: 4).
Die Realität von Transformations- bzw. Reformprozessen in anderen Län-
dern und auch in Deutschland zeigt, daß in den Bereichen, in denen Wi-
derstände vergleichsweise gering sind, schneller größere Fortschritte erzielt
werden können als in den politisch besonders sensitiven Bereichen. Im poli-
tischen Prozeß wird nicht lange über die optimale Abfolge von Reform-
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die Chance dazu bietet. Auch in Neuseeland — oft als Musterbeispiel einer
erfolgreichen, demokratisch legitimierten umfassenden ordnungspolitischen
Reform betrachtet — war dies nicht anders: die politische Unterstützung für
die ordnungspolitische „Revolution" war zu Beginn nur dadurch zu er-
ringen, daß der Arbeitsmarkt und der Sozialbereich zunächst unangetastet
blieben. Diese pragmatische Reformstrategie hatte hohe Kosten, sie führte
nicht nur unvermeidbar zu Verzögerangen im Reformprozeß, sondern zu-
gleich zu Inkonsistenzen und (neuen) Verzerrangen der relativen Preise. Sie
hatte Effizienzeinbußen und eine gravierende Unterauslastung von Ressour-
cen zur Folge, die Arbeitslosigkeit stieg dramatisch an (Kasper 1996: 36).
Gerade weil es nicht gelingen wird, den „großen Wurf zu landen, ist es
wichtig, bei den Trägern der Reform das Bewußtsein dafür zu schärfen und
auch die Aufmerksamkeit der Öffentlichkeit darauf zu lenken, daß das Ver-
hältnis zwischen den Reformfeldern komplementär ist. Es ist wichtig zu er-
kennen und immer wieder zu bedenken, daß Reformen — entsprechend der
Interdependenz der Wirkungszusammenhänge und der Konsistenz der Ord-
nungen — umfassend sein müssen, damit sie einen gewichtigen und nach-
haltigen Effekt auch auf den Arbeitsmarkt haben können. Der Blick für das
Ganze darf nicht verlorengehen, ohne Gefahr zu laufen, daß isolierte Refor-
men und Politikmaßnahmen die Beschäftigungssituation nur unwesentlich
verbessern werden. „Comprehensive and probably also radical deregulation
of markets as well as reforms of existing benefit Systems are also likely to be
necessary. (...) There is a risk that politicians and the mass media instead
concentrate their attention so much on selective measures directly designed
to reduce unemployment that they forget the essence of employment-
enhancing policies which is to improve the general conditions for entre-
preneurship, production and employment" (Lindbeck 1996: 633 f.).
In der Politik und in der Öffentlichkeit werden aber gleichwohl Reform-
ansätze in einzelnen Bereichen meist isoliert voneinander diskutiert oder nur
mit Blick auf die Insider:
- Die Diskussion der Steuerreform hakt sich fest an der Diskussion des Ta-
rifverlaufs und der Bemessungsgrandlage, aber die tiefergehende Frage nach
der Berechtigung der umfassenden Staatstätigkeit wird nicht gestellt.
- Die Debatte um den richtigen Kurs in der Lohnpolitik und um die recht-
lichen Schutzvorschriften wird von den hochorganisierten Interessenvertre-
tern der Beschäftigten, den Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden, ge-
führt, aber die Interessen der Arbeitslosen an der Option zu einem von den
hohen Kosten des Bestandsschutzes unbelasteten Zutritt zum Arbeitsmarkt
bleiben weitgehend unbeachtet.
- Die Reformkonzepte für die Sozialpolitik werden eher auf die Aspekte
der zu hohen Lohnnebenkosten und auf das Stopfen von Finanzierungslö-
chern gelenkt als auf die systemischen Fragen nach den Sperrklinken-Ef-
fekten der Sozialmaßnahmen für die Flexibilität des Arbeitsmarktes, nach
der Solidität der sozialen Sicherang insgesamt und nach der Wahlfreiheit in
der Bürgergesellschaft.
- Jenen, die vorschlagen, auf die Herausforderungen der Globalisierung da-
mit zu reagieren, den ausufernden Wohlfahrtsstaat zurückzuschneiden,
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stengünstigeres Produzieren, unternehmerisches Handeln und Anreize für
die Neugründung von Unternehmen zu verbessern, wird entgegengehalten,
es sei doch wohl zynisch, Gewinnmaximierung höher stellen zu wollen als
die „Sozialpflichtigkeit des Kapitals". Hierin kommt Wunschdenken zum
Ausdruck, das jedoch die Zwänge verkennt, die vom verschärften internatio-
nalen Wettbewerb ausgehen, und das auch nicht die Möglichkeiten erkennt,
die die Globalisierang bietet.
In der von Tragbildern und von Unkenntnis über die langfristigen Wirkungs-
zusammenhänge des Marktprozesses beherrschten öffentlichen Diskussion
ist allzu oft aus dem Blick geraten, daß die Dynamik der Märkte und die So-
lidität des Sozialen untrennbar zusammengehören. Die Wiederbelebung
wirtschaftlicher Dynamik und das Wiederherstellen eines tragfähigen, soli-
den Fundaments des Sozialen dürfen nicht durch Reform- und Anpassungs-
verweigerang in politisch sensitiven Bereichen verhindert werden.
Um bei den nächsten Wahlen keinen Schaden zu erleiden, ist für die Ent-
scheidungsträger in Politik und Verbänden jedoch die Versuchung groß, ihre
Konkurrenten in Anpassungszwänge einzubinden. Immer wieder kommt
dann ins Gespräch, „am runden Tisch" auf höchster Ebene Konsens zu su-
chen und diese großen Aufgaben „gemeinsam zu schultern". Aufgrand der
unterschiedlichen Interessen wird der angestrebte Konsens aber regelmäßig
nicht erreicht; man einigt sich allenfalls auf den „kleinsten gemeinsamen
Nenner". Führangskräfte werden allerdings dann ihrer Verantwortung nicht
gerecht. Die Politiker sollten den Reformdrack als Chance begreifen, sich
durch Führungs stärke im politischen Wettstreit profilieren zu können.
Es ist daher erforderlich, mehr Klarheit in der wirtschaftspolitischen Rollen-
verteilung herzustellen. Nicht das Vermischen von Verantwortlichkeiten,
sondern deren Trennung und klare Zuordnung auf die jeweils am besten ge-
eigneten Akteure ist das ordnungspolitische Gebot für die Wirtschaftspoli-
tik. Das Denken in Politik und Öffentlichkeit ist noch tief verwurzelt in der
mechanistischen, kollektivistischen Machbarkeitsvorstellung, die kennzeich-
nend war für die Epoche der keynesianisch-etatistischen Wirtschaftspolitik.
Dies blockiert die durch die Herausforderangen der Globalisierang und des
verschärften internationalen Wettbewerbs immer wichtiger werdende Rück-
kehr zu einem wirtschaftspolitischen Paradigma, in dem der Staat sich weit-
gehend darauf beschränkt, einen zweckmäßigen institutionellen Rahmen zu
setzen und sich der Versuchung widersetzt, den Marktprozeß direkt zu steu-
ern und Einzelfallgerechtigkeit anzustreben.
Handlungsblockaden bei der Umsetzung dieses Paradigmas in praktische
Politik gehen in starkem Maße auf Denkblockaden zurück; sie aufzulösen ist
ein notwendiger Schritt, um Handlungsblockaden zu lösen. Die Denkblocka-
den reflektieren überkommene Antagonismen, die ihre Wurzeln oft in ideo-
logischer Fixierung oder einem mangelnden Verständnis für die komplexen
Wirkungszusammenhänge im interdependenten marktwirtschaftlichen Sy-
stem haben. Die Wissenschaft trägt eine besondere Verantwortung dafür,
diese Denkblockaden zu lösen; sie muß dazu beitragen, weitverbreitete Vor-

















Die gegenwärtige wirtschaftliche und gesellschaftliche Krise in der Bundes-
republik verlangt überzeugende, klare und konsequente Reformen. Dieser
Abschlußbericht eines größeren Forschungsprojekts beschreibt die Refor-
men im institutionellen Rahmenwerk, die angesichts der Herausforderangen,
vor denen Wirtschaft und Gesellschaft in Deutschland stehen, dringend ge-
boten sind. Diese Reformen müssen die Marktkräfte umfassend stärken,
denn es geht darum, mehr Dynamik für die Schaffung von Arbeitsplätzen
und Einkommen zu gewinnen. Hierfür ist es auch erforderlich, die Anreiz-
straktur in den sozialen Sicherangssystemen neu zu orientieren und auf neue
Problemlagen auszurichten, um die Solidität dieser Systeme zu gewährlei-
sten.
Alle Institutionen des wirtschaftlichen Ordnungsrahmens müssen einer
kritischen Prüfung unterzogen werden. Für das Urteil über wirtschafts- und
sozialpolitische Maßnahmen kommt es dabei nicht auf deren Intention, son-
dern auf deren Wirkung im Rahmen der marktwirtschaftlichen Abläufe an.
Zudem muß bei dem Einsatz von Instramenten zur Verwirklichung sozialer
Ziele (wie bei der Realisierung aller anderen Ziele auch) darauf geachtet
werden, daß es zu keiner Verschwendung von Ressourcen kommt, daß also
eine effiziente Ziel-Mittel-Relation realisiert wird.
1. Die Dynamik der Märkte erhöhen
Schnelligkeit und Flexibilität von Anpassung und Innovation müssen in
Deutschland erhöht werden, um der Herausforderung eines verschärften in-
ternationalen Standortwettbewerbs erfolgreich begegnen zu können. Zu-
nächst geht es darum, die Dynamik der Märkte zu erhöhen. Konkret ist da-
mit zunächst die Rolle des Staates angesprochen, seine Rolle als Produzent
von Gütern und Dienstleistungen und seine Rolle als Normgeber für die in-
stitutionelle Ausgestaltung, also um die Rahmenordnung für private (und
staatliche) wirtschaftliche Aktivität. Die kritische Analyse des Leistungs-
und Steuerstaates weist ihn in engere Grenzen, drängt auf Privatisierung
und Deregulierung sowie Subventionsabbau und eine umfassende Steuerre-
form. Es geht aber auch um die Effizienz innerhalb des öffentlichen Sektors
selbst, also um mehr Effizienz in der öffentlichen Verwaltung und um eine
bessere Arbeitsteilung zwischen den verschiedenen föderalen Ebenen staat-
lichen Handelns.
Die dramatischen Probleme auf dem Arbeitsmarkt fordern entschlosse-
nens staatliches Handeln. Es ist erforderlich, in der Verfassung des Arbeits-
marktes die marktwirtschaftlichen Elemente (Vertragsfreiheit, Wettbewerb)
gegenüber der praktizierten korporatistischen Steuerung zu stärken. Eine ge-
stärkte Außenseiterkonkurrenz kann Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände veranlassen, ihre Interessen in Einklang mit den wirtschaftlichen Er-
fordernissen auf dem Arbeitsmarkt neu zu definieren.2. Die Solidität des Sozialen festigen 81
2. Die Solidität des Sozialen festigen
Die sozialen Sicherangssysteme, allen voran die Sozialhilfe, stellen eine Art
Sperrklinke für nach unten flexible Löhne dar und behindern so die erfor-
derliche größere Differenzierung der Löhne. Die sozialen Sicherangssyste-
me stehen zudem vor der grundsätzlichen Herausforderung, ihre Konstrak-
tionsprinzipien neuen sozialen und demographischen Verhältnissen anzu-
passen. Bis zum Jahr 2010 sind zwar keine dramatischen Veränderungen
beim Erwerbspersonenpotential und in der Alterslastquote zu erwarten; da-
nach wird die Alterslastquote jedoch demographisch bedingt deutlich an-
steigen. Damit haben die sozialen Sicherangssysteme noch eine „Atem-
pause" von etwa 15 Jahren, bevor der Doppeleffekt einer gleichzeitigen Zu-
nahme der Zahl der Leistungsempfänger und eines Rückgangs bei der Zahl
der Beitragszahler in Gang kommt. Reformen müssen auch deswegen un-
verzüglich und konsequent angegangen werden, weil die jetzt junge Gene-
ration verläßliche Rahmenbedingungen für ihre Lebensplanung benötigt.
3. Leitsätze in Kurzform
a. Marktkräften mehr Raum geben
Der Leistungs- und Steuerstaat muß zurückgedrängt werden. Marktgelenkte
Anpassungsprozesse wurden überlagert von korporatistischer Dominanz auf
dem Arbeitsmarkt, von bürokratischer Verkrustung und einer sich stark aus-
breitenden „Nothelferfunktion" des Staates mit seinen Interventionen.
Es muß umfassend liberalisiert (privatisiert und dereguliert) werden. Die
meisten staatlichen Eingriffe in das Marktgeschehen oder dessen staatliche
Kontrolle sind nicht durch Versagen des Marktes oder des Wettbewerbs ge-
rechtfertigt. Das Übermaß der Regulierang hat erhebliche volkswirtschaft-
liche Schäden verursacht.
Privatisierung öffentlicher Unternehmen tut not. Ein effizienzorientiertes
Verhalten von Unternehmen ist nur unter dem Druck der Marktkräfte unter
Einschluß des Konkursrisikos zu erwarten. Die einzelwirtschaftliche und ge-
samtwirtschaftliche Effizienz verlangt die möglichst vollständige Übereig-
nung von Verfügungs- und Kontrollrechten in private Hände. Natürlich ist
Privatisierung kein Selbstzweck: es ist nicht damit getan, staatliche Mono-
pole durch private Monopole zu ersetzen. Immer muß Privatisierung mit der
Förderang des Wettbewerbs einhergehen.
Das schädliche Regulierungsdickicht, das die deutsche Wirtschaft über-
zieht, muß gelichtet werden. Die Wirtschaftsbereiche, die die stärksten
Wachstumskräfte entfalten könnten, wurden in Deutschland länger ge-
gängelt als in vielen wichtigen Konkurrenzländern. Das hat Spielräume für
innovative Unternehmen und die Chancen für Unternehmensneugründungen
verringert.
Der Subventionsabbau muß forciert werden. Subventionen sind in aller
Regel schädlich für die Dynamik der Wirtschaft. Sie verzerren die Produk-
tionsstruktur und verlangsamen den Strukturwandel. Subventionen nähren82 VI. Zusammenfassung
auf der Empfängerseite Subventionsmentalität und bewirken ein Samariter-
dilemma, auf der Finanzierungsseite belasten sie die Leistungsfähigen.
Der internationale Standortwettbewerb diszipliniert den Staat. Er zwingt
zur Aufgabenbeschränkung und Steuerreform. Die Globalisierang zwingt In-
vestoren, ihre Anlageentscheidungen zunehmend in weltweitem Maßstab zu
treffen. Hier belastet der aufgeblasene Leistungs- und Steuerstaat. Werden
öffentliche Aufgaben reduziert, müssen die Steuern folgen. Es geht nicht um
kleine Korrekturen des Systems, sondern um dessen grandlegende Umge-
staltung. Leitlinien für steuerpolitische Reformen sind: Änderung der Ein-
kommens- und Gewinnbesteuerang in Richtung Ausgaben- bzw. Konsum-
steuer; Steuersätze reduzieren, Steuerbasis verbreitern, gerade auch durch
Abbau spezifischer Steuervergünstigungen. Dies macht das Steuersystem
effizienter und transparenter.
Mehr Subsidiarität ist gefordert, der Föderalismus muß gestärkt werden.
Die „Anziehungskraft des zentralen Budgets" hat die Effizienz des staatli-
chen Handelns vermindert. Dezentrale Entscheidungs- und Durchführungs-
kompetenzen sowie eine Stärkung der dezentralen Steuerautonomie sind
nötig, auch und gerade vor dem Hintergrand des europäischen Integrations-
prozesses.
Die öffentliche Verwaltung muß effizienter werden. Die Dynamik der
Märkte könnte viel gewinnen, wenn Verwaltungsvorgänge transparenter ge-
macht, gestrafft, beschleunigt und auch stärker von ökonomischer Rationali-
tät geleitet würden. Dies würde helfen, den Bürger in seiner zentralen Funk-
tion als „Prinzipal" und als „Kunde" staatlichen Handelns ernst zu nehmen.
b. Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes erhöhen
Die Lage am Arbeitsmarkt ist katastrophal. Von Rezession zu Rezession ist
die Arbeitslosigkeit angestiegen. Insbesondere die Langzeitarbeitslosigkeit
ist für die Betroffenen eine oft unerträgliche Belastung. Sie birgt die Gefahr,
die Bindungswirkung des Leitbildes „Soziale Marktwirtschaft" nachhaltig
zu lockern oder gar das marktwirtschaftliche System als Ganzes zu diskre-
ditieren.
Die Prämissen für den Arbeitsmarkt haben sich entscheidend verändert.
Die Globalisierang und der technische Fortschritt verschärfen den Struktur-
wandel und erzwingen tiefgreifende unternehmensinterne Reformprozesse
— dies geht vor allem zu Lasten der gering qualifizierten Arbeitskräfte im
industriellen Sektor.
Das institutionelle Regelwerk des Arbeitsmarktes steuert falsch. Die kol-
lektive Tarifpolitik hat die Verfestigung der Arbeitslosigkeit in den neunzi-
ger Jahren verschärft. Das Kartellverhalten richtete sich darauf, die Löhne
zu „verteidigen" und hat in Kauf genommen, daß mehr Arbeitslosigkeit
entsteht. Die Arbeitsmarktverfassung stärkt und schützt die korporatistische
Regelungsmacht von Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden. Die Poli-
tik schützt das Tarifkartell zusätzlich durch protektionistische Maßnahmen.
Die „Preise" am Arbeitsmarkt müssen stimmen. Eine nachhaltige Lohn-
zurückhaltung und mehr (qualifikatorische und regionale) Lohndifferenzie-
rung sind notwendig für einen nachhaltig höheren Beschäftigungsstand. Nö-
tig sind auch größere Differenzierangsmöglichkeiten zwischen Unternehmen3. Leitsätze in Kurzform 83
der gleichen Branche sowie mehr Freiräume zur Umsetzung beschäftigungs-
sichernder und qualifikationserhöhender neuer Konzepte der Arbeitsorgani-
sation, Entlohnung und Personalentwicklung in den einzelnen Unternehmen.
Die Gegenargumente gegen die notwendige lohnpolitische Korrektur
greifen zu kurz. Die Gegenargumente gegen Lohnzurückhaltung und gegen
Lohndifferenzierung beruhen auf Trugbildern und einem mangelnden Ver-
ständnis der Marktprozesse oder auf der Verfolgung von Sonderinteressen.
Keines der Argumente trägt, nicht das Aufwertungsargument, nicht das
Kaufkraftargument, nicht die Hypothese von der „Lohnpeitsche", nicht die
Forderung nach der „Sozialpflichtigkeit der Gewinne" und auch nicht das
„Verelendungs- und Rabatzargument".
Die neuen Prämissen für den Arbeitsmarkt zwingen zu unternehmens-
näheren Festlegungen der Arbeitsbedingungen und Arbeitsentgelte. Die
Vertragsfreiheit auf individueller und betrieblicher Ebene muß gegenüber
gesetzlichen Bestandsschutzregeln und gegenüber dem „Regelungsmono-
pol" der kollektiven Tarifparteien gestärkt werden. Durch mehr Außen-
seiterkonkurrenz werden die Tarifvertragsparteien unter einen größeren
Druck gesetzt, eine gesamtwirtschaftlich sinnvolle Tarifpolitik zu betreiben.
Gesetzliche Bestandsschutzregeln schränken die Anpassungsfähigkeit der
Arbeitsmärkte über Gebühr ein. Natürlich brauchen moderne Unternehmen
institutionelle Bestandsschutzregeln wie z.B. Kündigungsschutz und Lohn-
fortzahlung. Zweifel sind jedoch berechtigt am Ausmaß und an der kon-
kreten Ausgestaltung der gesetzlichen Bestandsschutzregeln. Mehr Freiraum
für Vertragsfreiheit auf Unternehmensebene ist notwendig.
Der Gesetzgeber muß handeln und mehr Vertragsfreiheit auf individuel-
ler und betrieblicher Ebene ermöglichen. Der Versuch der Unternehmen
und Betriebsräte, zu beiderseitig befriedigenden Regelungen zu kommen,
stößt oft an die (engen) Grenzen des bestehenden Rechts. Daher unterblei-
ben vielfach Versuche, im gegenseitigen Vertrauen vor dem Hintergrand der
eigenen Unternehmenskultur eigene Wege zu gehen. Geboten ist daher vor
allem eine Anderang des Tarifvertragsrechts. Sie sollte grandsätzlich darauf
zielen, die positive und negative Koalitionsfreiheit zu stärken.
Größere Vertragsfreiheit und stärker dezentrale Verfahren zur Festle-
gung der Arbeitsbedingungen sind notwendig für mehr Beschäftigung und
Einkommenssicherheit. Die Verlagerang von Regelungskompetenzen in die
Unternehmen bedeutet mehr Freiraum und — damit verbunden — mehr Ri-
siken, aber auch mehr Chancen. Angesichts des veränderten weltwirtschaft-
lichen Umfeldes spricht vieles dafür, daß die Chancen überwiegen. Darauf
deuten insgesamt auch die Erfahrungen in anderen wichtigen Industrielän-
dern hin.
Sozialer Aufstieg ist eng an die erfolgreiche (Weiter-) Entwicklung des
eigenen Leistungsvermögens, des Humankapitals gekoppelt. Ausländische
Erfahrungen bestätigen, daß der Entwicklung des Humankapitals eine ent-
scheidende Rolle zukommt. Das Schlagwort vom „lebenslangen Lernen"
umreißt die Orientierungslinie für die Umgestaltung des gesamten Bildungs-
systems.84 VI. Zusammenfassung
c. Solidität der sozialen Sicherung festigen
Die Kritik am Sozialstaatsprinzip ist verfehlt. Es stärkt die Dynamik des
Wirtschaftssystems in modernen Gesellschaften. Recht verstanden — und
richtig ausgestaltet — fördern die Systeme der sozialen Sicherung letztlich
den Wettbewerbsprozeß. Aber die Belastungen der Beitrags- und Steuer-
zahler durch die Kosten der sozialen Sicherangssysteme sind zu hoch. Sie
resultieren vielfach aus verzerrten Anreizen. Der Abbau solcher institutiona-
lisierten Fehlanreize ist kein „Sozialabbau", keine Demontage des Sozial-
staates, sondern vielmehr Voraussetzung einer soliden sozialstaatlichen Ver-
fassung.
Für alle Bereiche der sozialen Sicherungssysteme (Basissicherung, Ar-
beitslosenversicherung, Krankenversicherung, Pflegeversicherung und Ren-
tenversicherung) besteht grundlegender Reformbedarf. Die Reformen soll-
ten das Verhältnis von Eigenverantwortung und Solidarität neu austarieren.
Es gilt, mehr Eigenverantwortung und Selbstvorsorge zu ermöglichen, zu
fördern und auch zu fordern. Für die Risiken Arbeitslosigkeit, Krankheit,
Pflege und Alter ist eine Versicherangspflicht (in Höhe einer gesetzlich de-
finierten Mindestabsicherang) erforderlich. In den Versicherangen ist das
Äquivalenzprinzip zu stärken.
Die paritätische Finanzierung der sozialen Sicherungssysteme ist ein
Trugbild — die Arbeitnehmer tragen letztlich die Last allein. Der Ehrlich-
keit und Effizienz wegen sollte der Arbeitgeberanteil an den Beiträgen zu
den sozialen Sicherangssystemen den Arbeitseinkommen zugeschlagen wer-
den. Das Versicherangsverhältnis (abgesehen von der Arbeitslosenversiche-
rung) sollte vom Arbeitsverhältnis gelöst werden.
Die Sozialhilfereform sollte sowohl die Anreize zur Arbeit als auch den
Druck zur Arbeitsaufnahme erhöhen. Die Leistungen für erwerbsfähige So-
zialhilfeberechtigte müssen niedriger sein als für Nicht-Erwerbsfähige. Die
hohe Steuer- und Abgabenbelastung des zusätzlichen Arbeitseinkommens
bei niedrigen Einkommen muß gesenkt werden. Arbeitslose Empfänger von
Sozialhilfe sollten generell das Recht haben, eine Beschäftigung unter tarif-
licher Entlohnung anzunehmen. Arbeitslosenhilfe und Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen sind in das Solidarkonzept zu integrieren; die Arbeitslosenhilfe
sollte in eine Beschäftigungshilfe, die Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung
in Gemeinschaftsarbeit umgestaltet werden.
Die Arbeitslosenversicherung sollte nach Äquivalenzkriterien reformiert
und von Aufgaben der solidarischen (steuerfinanzierten) Sicherung befreit
werden. Um das „Freifahrer-Problem" zu vermeiden — um also für den Fall
vorübergehender Arbeitslosigkeit „Eigenvorsorge" zu gewährleisten und
einen unmittelbaren Rückgriff auf die Basissicherang zu verhindern —, ist
ein möglicher Einkommensverlust bis zu einem Mindestniveau, das sich an
der Sozialhilfe orientiert, obligat abzusichern. Über die Grandsicherang hin-
aus ist die Arbeitslosenversicherung mit Wahlmöglichkeiten zwischen ver-
schiedenen Beitrags-/Leistungsoptionen auszugestalten.
In der Alterssicherung muß eine grundlegende Systemkorrektur vorge-
nommen werden. Das Rentensystem ist in seiner gegenwärtigen Form über
die Zeit nicht aufrechtzuerhalten. Das bislang angewendete Umlageverfah-
ren sollte auf eine Grandrente, die sich an der Höhe der Sozialhilfe orien-4. Das Verhältnis zwischen den Reformfeldern 85
tiert, beschränkt werden. In freier Entscheidung sollten sich die Bürger
durch kapitalgestützte Elemente (Kapitaldeckung) höher versichern (kön-
nen). Diese Reform kann dazu beitragen, das Gesamtsystem der Alterssiche-
rung in den nächsten Jahrzehnten schrittweise freiheitlicher, effizienter und
gerechter zu machen, auch wenn eine Mehrbelastung einzelner Generatio-
nen beim (partiellen) Übergang zum Kapitaldeckungsverfahren nicht zu ver-
meiden ist.
In der Krankenversicherung sind die Elemente der Marktsteuerung zu
verstärken und die dirigistischen Eingriffe zu vermindern. Die gesetzlich
vorgeschriebene Versicherangspflicht sollte auf medizinische Grandleistun-
gen beschränkt werden. Diese Leistungen sind gesetzlich zu definieren. Bei
der Wahl des darüber hinausgehenden Schutzes kann den Versicherten mehr
Eigenverantwortung zugemutet werden. Es muß mehr Wettbewerb zwischen
den Versicherangen hergestellt werden.
Mit der Einführung einer staatlichen Pflegeversicherung wurde die
Chance einer zukunftsorientierten ordnungspolitischen Weichenstellung für
diesen (sinnvollen) Zweig der sozialen Sicherung vertan. Aus ökonomischer
Sicht wäre grandsätzlich eine Regelung vorzuziehen gewesen, die stärker
auf Eigenvorsorge, individuelle Entscheidungsfreiheit und Wettbewerb ge-
setzt hätte. Mit der Entscheidung für eine umlagefinanzierte staatliche Pfle-
gepflichtversicherung wurden die Systemfehler der staatlichen Absicheran-
gen der Lebensrisiken „Alter" und „Krankheit" auf den Bereich des Pflege-
risikos übertragen. Es gilt, diese institutionelle Fehlentscheidung zu korri-
gieren.
4. Das Verhältnis zwischen den Reformfeldern
Die Interdependenz im marktwirtschaftlichen Wirkungsgefüge zwingt zu um-
fassenden, komplementären Reformen. Es ist vielfach aus dem Blick ge-
raten, daß die Dynamik der Märkte und die Solidität des Sozialen untrennbar
zusammen gehören. Wichtig ist zu erkennen, daß Reformen — entsprechend
der Interdependenz der Wirkungszusammenhänge und der Interdependenz
der Ordnungen — umfassend sein müssen, damit sie einen gewichtigen und
nachhaltigen Effekt auch auf den Arbeitsmarkt haben können. Natürlich gibt
es überall politische Empfindlichkeiten. Doch dürfen die Reformen davor
nicht zurückschrecken, sonst wird es nichts mit der Wiederbelebung wirt-
schaftlicher Dynamik und dem Wiederherstellen eines tragfähigen, soliden
Fundaments des Sozialen.
Es ist erforderlich, mehr Klarheit in der wirtschaftspolitischen Rollenver-
teilung herzustellen. Immer wieder kommt dann ins Gespräch, „am runden
Tisch" auf höchster Ebene Konsens zu suchen und diese großen Aufgaben
„gemeinsam zu schultern". Aufgrand der unterschiedlichen Interessen wird
der angestrebte Konsens aber regelmäßig nicht erreicht; man einigt sich
allenfalls auf den „kleinsten gemeinsamen Nenner". Nicht das Vermischen
von Verantwortlichkeiten, sondern deren Trennung und klare Zuordnung auf
die jeweils am besten geeigneten Akteure ist das ordnungspolitische Gebot
für die Wirtschaftspolitik.86 VI. Zusammenfassung
Denkblockaden auflösen ist ein notwendiger Schritt, um Handlungs-
blockaden zu lösen. Handlungsblockaden in vielen Bereichen der Wirt-
schafts- und Gesellschaftspolitik gehen in starkem Maße auf Denkblockaden
zurück. Diese Denkblockaden reflektieren überkommene Antagonismen, die
ihre Wurzeln oft in ideologischer Fixierung oder einem mangelnden Ver-
ständnis für die komplexen Wirkungszusammenhänge im interdependenten
marktwirtschaftlichen System haben. Die Wissenschaft trägt eine besondere
Verantwortung dafür, Denkblockaden zu lösen. Sie muß dazu beitragen,
weitverbreitete Vorbehalte gegen und Tragbilder über die Funktionsweise
des marktwirtschaftlichen Systems auszuräumen. Die Politiker sollten den
Reformdruck als Chance begreifen, mit Führungsstärke die notwendigen
Reformen voranzutreiben.
5. Epilog: Mut zur Zukunft
Der Ausbruch aus Resignation und Hoffnungslosigkeit ist möglich. Die
Vorstellung, stärker als bisher eigenverantwortlich handeln zu müssen,
macht vielen zunächst einmal Angst. Dies ist nicht verwunderlich, denn wer
lange gegängelt und geführt wurde, ist natürlich ängstlich beim Gedanken an
die ersten eigenen Schritte. Auch in diesem Punkte ist an Erhard zu erin-
nern, der nicht nur durch die ordnungspolitischen Reformen die notwen-
digen Freiräume für individuelles Handeln geschaffen hat, sondern auch in
seinen (vielen) öffentlichen Reden nicht müde wurde, den Bürgern zu hel-
fen, „an die eigene Kraft zu glauben".
Die Wirtschaftsgeschichte kennt viele Beispiele von ehemals prosperie-
renden Gesellschaften, die aufgrand mangelnder Reformfähigkeit bzw. -be-
reitschaft in relative Armut zurückgefallen sind (erinnert sei nochmals an
Argentinien, die (damalige) Tschechoslowakei und auch an Großbritannien).
Aber sie gibt auch viele Beispiele für einen Aufstieg aus Armut und Agonie.
Hinweise darauf, daß eine umfassende und tiefgreifende wirtschaftspoliti-
sche Wende die wirtschaftliche Dynamik beflügeln, finden sich nicht nur in
unserer eigenen Nachkriegsgeschichte, sondern in der jüngsten Zeit in den
Erfolgen einer Reihe von Entwicklungs- und Schwellenländern, die sich
glaubhaft und konsequent auf einen stärker marktwirtschaftlich orientierten
Kurs begeben und sich von der „Politik des dritten Weges" abgewendet
haben. Auch die Erfolgsgeschichte der neuseeländischen Reformen ist ein
Lehrstück der Befreiung aus den Fesseln eines eng gewobenen staatlichen
Interventionismus.Literaturverzeichnis 87
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